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I. 

Beschluss 
über die Zustimmung  

zum Pfarrdienstgesetz der EKD 
vom 22. November 2011 

Die Lippische Landessynode hat mit Beschluss vom 
22. November 2011 ihre Zustimmung zum Pfarr-
dienstgesetz der EKD erklärt. Gem. § 120 Pfarr-
dienstgesetz EKD gilt das Pfarrdienstgesetz damit 
unmittelbar in der Lippischen Landeskirche. Den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens bestimmt der Rat der 
EKD durch Verordnung.  
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 

 

 

II. 

Kirchengesetz 
zur Regelung der Dienstverhältnisse 
der Pfarrerinnen und Pfarrer in der  

Evangelischen Kirche in Deutschland 
(Pfarrdienstgesetz der EKD - PfDG.EKD) 

vom 10. November 2010 
(ABl. EKD 2010, S. 307), 

Berichtigung vom 4. Juli 2011  
(ABl. EKD 2011 S. 149) 

 
Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz auf 
Grund des Artikels 10 Absatz 1 und des Artikels 10 a 
Absatz 2 Buchstabe b und c der Grundordnung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland das folgende 
Kirchengesetz beschlossen: 

 
 

Teil 1 
Grundbestimmungen 

 
§ 1 

Amt der öffentlichen Wortverkündigung  
und Sakramentsverwaltung, Geltungsbereich 

(1) Die Kirche lebt vom Evangelium Jesu Christi, 
das in Wort und Sakrament zu bezeugen sie beauf-
tragt ist. Zu diesem kirchlichen Zeugendienst sind al-
le Getauften berufen. Auftrag und Recht zur öffentli-
chen Ausübung dieses Amtes vertraut die Kirche 
Pfarrerinnen und Pfarrern mit der Ordination an (Amt 
der öffentlichen Wortverkündigung und Sakraments-
verwaltung). 
(2) Die Ordination setzt voraus, dass ein geordneter 
kirchlicher Dienst übertragen werden soll, der die öf-
fentliche Wortverkündigung und die Sakramentsver-
waltung einschließt. 
(3) Dieses Kirchengesetz regelt das Pfarrdienstver-
hältnis als Form des geordneten kirchlichen Diens-
tes, in den Pfarrerinnen und Pfarrer von der Evange-
lischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüssen berufen wer-
den. 

 
§ 2 

Pfarrdienstverhältnis 

(1) Das Pfarrdienstverhältnis ist ein kirchengesetz-
lich geregeltes öffentlich-rechtliches Dienst- und 
Treueverhältnis zu der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, den Gliedkirchen oder gliedkirchlichen 
Zusammenschlüssen (Dienstherren). Diese Dienst-
herren besitzen das Recht, Pfarrdienstverhältnisse 
zu begründen (Dienstherrnfähigkeit). Ihre obersten 
kirchlichen Verwaltungsbehörden sind jeweils obers-
te Dienstbehörden. 
(2) Ein Pfarrdienstverhältnis wird auf Lebenszeit be-
gründet. Ein Pfarrdienstverhältnis kann auch be-
gründet werden 

1. auf Probe, wenn zur späteren Verwendung 
im Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit eine 
Probezeit abzuleisten ist (§ 9), 

2. auf Zeit für die Dauer einer Beurlaubung aus 
einem bereits bestehenden öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis, wenn für eine 
bestimmte Zeit ein geordneter kirchlicher 
Dienst im Sinne des § 1 Absatz 2 wahrge-
nommen werden soll (§ 109), 

3. als Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt, wenn 
ein geordneter kirchlicher Dienst im Sinne 
des § 1 Absatz 2 regelmäßig unentgeltlich im 
Ehrenamt wahrgenommen werden soll 
(§ 111). 
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(3) Die Evangelische Kirche in Deutschland kann 
Pfarrerinnen und Pfarrer in ein Pfarrdienstverhältnis 
berufen, die in einer Gliedkirche oder einem glied-
kirchlichen Zusammenschluss ordiniert worden sind. 

 
 

Teil 2 
Ordination  

 
§ 3 

Ordination 

(1) Das mit der Ordination anvertraute Amt der öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung (Amt) ist auf Lebenszeit angelegt. 
(2) Die Ordinierten sind durch die Ordination ver-
pflichtet, das anvertraute Amt im Gehorsam gegen 
den dreieinigen Gott in Treue zu führen, das Evan-
gelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen 
Schrift gegeben und im Bekenntnis ihrer Kirche be-
zeugt ist, rein zu lehren, die Sakramente ihrer Ein-
setzung gemäß zu verwalten, ihren Dienst nach den 
Ordnungen ihrer Kirche auszuüben, das Beichtge-
heimnis und die seelsorgliche Schweigepflicht zu 
wahren und sich in ihrer Amts- und Lebensführung 
so zu verhalten, dass die glaubwürdige Ausübung 
des Amtes nicht beeinträchtigt wird.  
(3) Die in der Ordination begründeten Rechte und 
Pflichten sind für Ordinierte, die in einem kirchlichen 
Dienstverhältnis stehen, auch Rechte und Pflichten 
aus dem Dienstverhältnis. 

 
§ 4 

Voraussetzungen, Verfahren 

(1) Das Amt der öffentlichen Wortverkündigung und 
Sakramentsverwaltung kann durch die Ordination 
Frauen und Männern anvertraut werden, die sich im 
Glauben an das Evangelium gebunden wissen, am 
Leben der christlichen Gemeinde teilnehmen und die 
nach ihrer Persönlichkeit, ihrer Befähigung und ihrer 
Ausbildung für den Dienst der öffentlichen Wortver-
kündigung und Sakramentsverwaltung geeignet sind. 
(2) Der Entscheidung über die Ordination geht ein 
Ordinationsgespräch über die Bedeutung der Ordi-
nation und die Voraussetzungen für die Übernahme 
des Amtes voraus. 
(3) Eine Versagung der Ordination ist auf Verlangen 
zu begründen. Die Versagung der Ordination ist 
rechtlich nur insoweit überprüfbar, als Verfahrens-
mängel geltend gemacht werden. 
(4) Vor der Ordination erklären diejenigen, die ordi-
niert werden sollen: „Ich gelobe vor Gott, das Amt 
der öffentlichen Wortverkündigung und Sakraments-
verwaltung im Gehorsam gegen den dreieinigen Gott 
in Treue zu führen, das Evangelium von Jesus Chris-
tus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und im 
Bekenntnis meiner Kirche bezeugt ist, rein zu lehren, 
die Sakramente ihrer Einsetzung gemäß zu verwal-

ten, meinen Dienst nach den Ordnungen meiner Kir-
che auszuüben, das Beichtgeheimnis und die seel-
sorgliche Schweigepflicht zu wahren und mich in 
meiner Amts- und Lebensführung so zu verhalten, 
dass die glaubwürdige Ausübung des Amtes nicht 
beeinträchtigt wird“. Die Gliedkirchen und gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse können je für ihren Be-
reich eine andere Verpflichtungserklärung bestim-
men. 
(5) Die Ordination wird in einem Gottesdienst nach 
der Ordnung der Agende vollzogen. Über die Ordina-
tion wird eine Urkunde ausgestellt. 

 
§ 5 

Verlust, Ruhen 

(1) Ordinierte verlieren Auftrag und Recht zur öffent-
lichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung 

1. durch schriftlich erklärten Verzicht, 
2. durch Austritt aus der Kirche, 
3. bei Anschluss an eine andere Kirche oder 

Religionsgemeinschaft, die nicht mit der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, einer 
Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zu-
sammenschluss in Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft steht, 

4. bei Nichtigkeit und Rücknahme der Berufung 
in das Dienstverhältnis, 

5. bei Verlust der Anstellungsfähigkeit, 
6. bei Entlassung, 
7. wenn kein geordneter kirchlicher Dienst über-

tragen ist, 
8. durch entsprechende Entscheidung in einem 

Lehrbeanstandungs- oder Disziplinarverfah-
ren.  

Die Nummern 2 und 6 finden keine Anwendung, 
wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer mit vorheriger 
Genehmigung der obersten Dienstbehörde im unmit-
telbaren Zusammenhang mit dem Kirchenaustritt 
Mitglied einer Kirche wird, die mit der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche oder einem 
gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft steht. 
(2) Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkün-
digung und Sakramentsverwaltung können im kirch-
lichen Interesse belassen werden. Die Belassung 
kann jederzeit widerrufen werden. Ein kirchliches In-
teresse im Sinne des Satzes 1 kann insbesondere 
vorliegen 

1. im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2, 3 
und 6, wenn eine Pfarrerin oder ein Pfarrer 
die Entlassung aus dem Pfarrdienstverhältnis 
beantragt, um in den Dienst einer anderen 
evangelischen Kirche zu treten, mit der keine 
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft be-
steht, und das Benehmen mit dieser Kirche 
hergestellt ist, 
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2. im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 5, 6 
und 7, wenn die künftige Tätigkeit der oder 
des Ordinierten im deutlichen Zusammen-
hang mit dem Verkündigungsauftrag steht. 

(3) Mit dem Verlust von Auftrag und Recht zur öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung geht auch die Anstellungsfähigkeit verloren so-
wie das Recht, die Amtsbezeichnung zu führen und 
die Amtskleidung zu tragen. Die Ordinationsurkunde 
ist zurückzugeben. Wird sie trotz Aufforderung nicht 
zurückgegeben, so ist sie für ungültig zu erklären. 
Der Verlust der Rechte aus der Ordination ist im 
Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland 
bekannt zu machen. 
(4) Der Verlust der Rechte aus der Ordination und 
der Widerruf der Belassung sind in einem schriftli-
chen, mit Gründen versehenen Bescheid festzustel-
len. In diesem ist auch der Zeitpunkt des Verlustes 
zu bestimmen und auf die Rechtsfolgen hinzuwei-
sen. 
(5) Das Ruhen der Rechte aus der Ordination kann 
festgestellt werden, wenn eine Pfarrerin oder ein 
Pfarrer wegen einer Krankheit oder einer Behinde-
rung nicht in der Lage ist, die eigenen Angelegenhei-
ten zu besorgen. Das Recht der öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung darf wäh-
rend des Ruhens im Einzelfall mit Genehmigung 
ausgeübt werden. 
(6) Für Pfarrerinnen und Pfarrer, denen bei der Ent-
lassung Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortver-
kündigung und Sakramentsverwaltung belassen 
wurden, gelten § 3 Absatz 2 und die §§ 30 bis 34 
entsprechend. Sie unterstehen der Lehr- und Diszip-
linaraufsicht der Kirche, in der sie einen geordneten 
kirchlichen Dienst ausüben, hilfsweise der Kirche, in 
der sie zuletzt einen geordneten kirchlichen Dienst 
ausgeübt haben. Die Kirche, die die Lehr- und Dis-
ziplinaraufsicht ausübt, entscheidet auch über die 
weitere Belassung oder den Entzug der Rechte aus 
der Ordination. 

 
§ 6 

Erneutes Anvertrauen 

(1) Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkün-
digung und Sakramentsverwaltung können auf An-
trag erneut anvertraut werden; die Ordination wird 
dabei nicht wiederholt. Bevor Auftrag und Recht zur 
öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsver-
waltung erneut anvertraut werden, ist die Erklärung 
nach § 4 Absatz 4 zu wiederholen. 
(2) Vor einer Entscheidung nach Absatz 1 ist das 
Benehmen mit der Kirche herzustellen, die den Ver-
lust von Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortver-
kündigung und Sakramentsverwaltung festgestellt 
hat. 
(3) Die Ordinationsurkunde ist wieder auszuhändi-
gen oder neu auszustellen. 

 

§ 7 
Anerkennung der Ordination 

(1) Jede im Geltungsbereich dieses Kirchengeset-
zes vollzogene Ordination einer Pfarrerin oder eines 
Pfarrers wird anerkannt. Satz 1 gilt entsprechend für 
Verlust, Beschränkung, Ruhen und erneutes Anver-
trauen der Rechte aus der Ordination. 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Ordination von 
Pfarrerinnen und Pfarrern, die durch eine Kirche or-
diniert wurden, mit der die gegenseitige Anerken-
nung der Ordination für alle Gliedkirchen der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland vereinbart wurde.  
(3) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich die Ordination durch 
eine andere in- oder ausländische Kirche anerken-
nen. 
(4) Ordinierte können beim Wechsel des Dienst-
herrn auf das Bekenntnis der aufnehmenden Glied-
kirche oder des aufnehmenden gliedkirchlichen Zu-
sammenschlusses verpflichtet werden, sofern sie 
nicht bereits anlässlich ihrer Ordination hierauf ver-
pflichtet wurden.  

 
 

Teil 3 
Probedienst und Anstellungsfähigkeit 

 
Kapitel 1 

Pfarrdienstverhältnis auf Probe 
 

§ 8 
Allgemeine Regelungen 

zum Pfarrdienstverhältnis auf Probe 

(1) Im Probedienst soll innerhalb eines bestimmten 
Zeitraumes die Bewährung in der selbständigen und 
eigenverantwortlichen Ausübung des Pfarrdienstes 
festgestellt werden. 
(2) Die Regelungen dieses Kirchengesetzes sind auf 
Pfarrdienstverhältnisse auf Probe anzuwenden, so-
weit sie nicht die Übertragung einer Stelle voraus-
setzen und nicht etwas anderes bestimmt ist. 

 
§ 9 

Voraussetzungen, Eignung 

(1) In das Pfarrdienstverhältnis auf Probe kann nur 
berufen werden, wer  

1. einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche 
in Deutschland angehört, 

2. nach Persönlichkeit und Befähigung erwarten 
lässt, den Anforderungen des Pfarrdienstes 
zu genügen, 
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3. die vorgeschriebene wissenschaftliche und 
praktische Ausbildung für den Pfarrdienst er-
halten und die vorgeschriebenen Prüfungen 
bestanden hat, 

4. nicht infolge des körperlichen Zustandes 
oder aus gesundheitlichen Gründen bei der 
Ausübung des Pfarrdienstes wesentlich be-
einträchtigt ist, 

5. bereit ist, die nach § 4 Absatz 4 mit der Ordi-
nation einzugehenden Verpflichtungen zu 
übernehmen, 

6. erwarten lässt, nicht vorzeitig wegen Dienst-
unfähigkeit in den Ruhestand versetzt zu 
werden und 

7. das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.  
In besonders begründeten Fällen kann von den Vo-
raussetzungen des Satzes 1 Nummer 3 und 7 ab-
gewichen werden. Ein besonders begründeter Fall 
liegt insbesondere vor, wenn das 35. Lebensjahr 
aufgrund Mutterschutz, Elternzeit oder Pflege von 
Angehörigen überschritten wurde. 
(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich ein höheres Höchstal-
ter für die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf 
Probe festsetzen. 
(3) In das Pfarrdienstverhältnis auf Probe können 
auch Bewerberinnen und Bewerber berufen werden, 
die die Anstellungsfähigkeit besitzen und deren 
Übernahme in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebens-
zeit beabsichtigt ist. 
(4) Ein Anspruch auf Berufung in ein Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe besteht nicht. 

 
§ 10 

Begründung des  
Pfarrdienstverhältnisses auf Probe 

(1) Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe wird durch 
Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer im Pfarr-
dienstverhältnis auf Probe begründet. Die Amtsbe-
zeichnung lautet „Pfarrerin“ oder „Pfarrer“. 
(2) Die Berufung erfolgt durch Aushändigung einer 
Berufungsurkunde. Sie wird mit Aushändigung der 
Berufungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Ur-
kunde ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt bestimmt 
ist. Eine Berufung auf einen zurückliegenden Zeit-
punkt ist unzulässig und insoweit unwirksam. 
(3) Die Berufungsurkunde muss die Worte „unter 
Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Probe“ 
enthalten. 

 
§ 11 

Auftrag und Ordination 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis 
auf Probe werden in der Regel mit einem gemeindli-
chen Dienst (§ 27) beauftragt. Der Auftrag kann aus 
dienstlichen oder wichtigen persönlichen Gründen 

geändert werden. 
(2) Der Auftrag kann durch eine Dienstbeschreibung 
geregelt werden. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis 
auf Probe sollen zu Beginn des Probedienstes ordi-
niert werden. Wird die Ordination gemäß § 118 Ab-
satz 2 erst später vollzogen, sollen sie mit der öffent-
lichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung 
vorläufig beauftragt werden. 
(4) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis 
auf Probe werden bei Antritt des Dienstes in einem 
Gottesdienst vorgestellt. 

 
§ 12 

Dauer des Probedienstes 

(1) Der Probedienst dauert drei Jahre. Der Probe-
dienst kann im Einzelfall unter Anrechnung anderer 
Dienste bis auf ein Jahr verkürzt oder aus besonde-
ren Gründen um höchstens zwei Jahre verlängert 
werden. Die genannten Fristen verlängern sich um 
die Dauer einer Beurlaubung und einer Inanspruch-
nahme von Elternzeit, soweit währenddessen kein 
Dienst mit mindestens der Hälfte eines vollen 
Dienstumfangs ausgeübt wird. Vor Ablauf des Pro-
bedienstes ist über die Zuerkennung der Anstel-
lungsfähigkeit zu entscheiden. 
(2) Ergeben sich Zweifel an der Bewährung, so soll 
dies der Pfarrerin oder dem Pfarrer im Pfarrdienst-
verhältnis auf Probe alsbald mitgeteilt und gemein-
sam erörtert werden. Es können geeignete Maß-
nahmen angeordnet, ein anderer Auftrag übertragen 
und der Probedienst bis zu der zulässigen Höchst-
dauer verlängert werden. Die Möglichkeit einer vor-
zeitigen Entlassung nach § 14 Absatz 2 Nummer 1 
bleibt unberührt. 
(3) Nach der Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit 
wird das Pfarrdienstverhältnis auf Probe fortgesetzt. 
(4) Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können die Dauer des Probedienstes 
allgemein verkürzen und die in Absatz 1 Satz 2 ge-
nannten Fristen abweichend regeln. Sie können nä-
here Regelungen über die Feststellung der Eignung 
und die Verlängerung des Probedienstes nach Ab-
satz 2 treffen. 

 
§ 13 

Dienstunfähigkeit 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis 
auf Probe sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn 
sie infolge Krankheit, Verletzung oder sonstiger Be-
schädigung, die sie sich ohne grobes Verschulden 
bei der Ausübung oder aus Veranlassung des Diens-
tes zugezogen haben, dienstunfähig (§ 89 Absatz 1) 
geworden sind. Sie können in den Ruhestand ver-
setzt werden, wenn sie aus anderen Gründen 
dienstunfähig geworden sind; § 94 Absatz 1 findet 
Anwendung. 
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(2) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis 
auf Probe werden nach Zuerkennung der Anstel-
lungsfähigkeit auch dann in den Ruhestand versetzt, 
wenn sie aus anderen Gründen dienstunfähig ge-
worden sind. § 94 Absatz 1 findet Anwendung. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis 
auf Probe können nicht in den Wartestand versetzt 
werden. 

 
§ 14 

Beendigung 

(1) Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe endet in der 
Regel durch die Berufung in ein Pfarrdienstverhältnis 
auf Lebenszeit. 
(2) Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe wird außer 
durch Tod und durch Beendigung nach den §§ 97 
bis 100 und § 102 durch Entlassung beendet, wenn 

1. die Pfarrerin oder der Pfarrer im Pfarrdienst-
verhältnis auf Probe sich nicht im Sinne des 
§ 16 Absatz 1 bewährt hat, 

2. im Laufe der Probezeit eine der Vorausset-
zungen für die Berufung nach § 9 Absatz 1 
weggefallen ist, ohne dass ein Fall von § 13 
Absatz 1 vorliegt, 

3. eine Amtspflichtverletzung vorliegt, die im 
Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit mindes-
tens eine Kürzung der Bezüge zur Folge hät-
te, 

4. die Pfarrerin oder der Pfarrer im Pfarrdienst-
verhältnis auf Probe dienstunfähig ist und 
nicht in den Ruhestand versetzt wird, 

5. die Ordination versagt worden ist. 
(3) Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe ist durch 
Entlassung zu beenden, wenn nicht innerhalb von 
vier Jahren nach Zuerkennung der Anstellungsfähig-
keit ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit begrün-
det wird Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse können abweichende Regelungen 
hierzu erlassen. Die Frist verlängert sich um die 
Dauer einer Beurlaubung, des Mutterschutzes und 
einer Inanspruchnahme von Elternzeit. 
(4) Bei einer Entlassung nach Absatz 2 Nummer 1, 
2, 4 und 5 sowie nach Absatz 3 sind folgende Fristen 
einzuhalten: 
bei einem Probedienst von 
 bis zu drei Monaten  

 zwei Wochen zum Monatsschluss, 
 mehr als drei Monaten  

 ein Monat zum Monatsschluss, 
 mehr als einem Jahr  

 sechs Wochen zum Schluss  
eines Kalendervierteljahres, 

 mehr als drei Jahren  
 drei Monate zum Schluss  

des Kalendervierteljahres. 
 

Kapitel 2 
Anstellungsfähigkeit 

 
§ 15 

Wesen der Anstellungsfähigkeit 

(1) Anstellungsfähigkeit ist die Fähigkeit, unter Beru-
fung in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit eine 
Stelle insbesondere in einer Kirchengemeinde über-
tragen zu bekommen. 
(2) Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit be-
gründet keinen Anspruch auf Berufung in ein Pfarr-
dienstverhältnis. 

 
§ 16 

Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit 

(1) Die Anstellungsfähigkeit wird von den Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüssen nur 
Bewerberinnen und Bewerbern zuerkannt, die  

1. die vorgeschriebene wissenschaftliche und 
praktische Ausbildung für den Pfarrdienst er-
folgreich absolviert haben, 

2. die Voraussetzungen für die Ordination (§ 4 
Absatz 1) erfüllen, 

3. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 bis 7 für die Berufung in 
das Pfarrdienstverhältnis auf Probe erfüllen 
und  

4. sich im Pfarrdienst, insbesondere in der 
selbständigen und eigenverantwortlichen 
Wahrnehmung pfarrdienstlicher Aufgaben, in 
vollem Umfang bewährt haben.  

In der Regel wird die Bewährung im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe nachgewiesen. 
(2) Die Anstellungsfähigkeit kann abweichend von 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 aufgrund einer anderen 
Ausbildung erworben werden, wenn die übrigen Vo-
raussetzungen der Anstellungsfähigkeit erfüllt sind 
und die andere Ausbildung der in den geltenden Kir-
chengesetzen über die Ausbildung zum Pfarrdienst 
vorgeschriebenen wissenschaftlichen und prakti-
schen Ausbildung gleichwertig ist. 
(3) Absatz 2 gilt insbesondere für Hochschullehre-
rinnen und -lehrer der evangelischen Theologie, de-
nen die Anstellungsfähigkeit nicht bereits gemäß 
§ 16 Absatz 1 zuerkannt wurde, aber die die übrigen 
Voraussetzungen der Anstellungsfähigkeit erfüllen. 
Von dem Nachweis einer praktischen Ausbildung 
kann in Ausnahmefällen abgesehen werden. 
(4) Theologinnen und Theologen aus nicht zur 
Evangelischen Kirche in Deutschland gehörenden 
evangelischen Kirchen, die die Voraussetzungen der 
Anstellungsfähigkeit mit Ausnahme der Anforderun-
gen zur praktischen Ausbildung (Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1) und zur Bewährung im Pfarrdienst (Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4) erfüllen, kann die Anstel-
lungsfähigkeit nach angemessener Vorbereitung und 
aufgrund eines Kolloquiums zuerkannt werden. 
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(5) Theologinnen und Theologen aus nicht zur 
Evangelischen Kirche in Deutschland gehörenden 
evangelischen Kirchen, die die Voraussetzungen der 
Anstellungsfähigkeit mit Ausnahme der Anforderun-
gen zur wissenschaftlichen Ausbildung erfüllen, kann 
die Anstellungsfähigkeit zuerkannt werden, nachdem 
sie den nachträglichen Erwerb ausreichender wis-
senschaftlicher Bildung durch eine Prüfung nachge-
wiesen haben. 
(6) Theologinnen und Theologen, die aus einer 
nichtevangelischen Kirche zur evangelischen Kirche 
übergetreten sind, kann die Anstellungsfähigkeit 
nach angemessener Probezeit und aufgrund einer 
besonderen Prüfung zuerkannt werden, sofern die 
Voraussetzungen der Anstellungsfähigkeit, insbe-
sondere der vorgeschriebenen wissenschaftlichen 
Ausbildung erfüllt sind. 

 
§ 17 

Anerkennung der Anstellungsfähigkeit 

(1) Die im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes 
nach § 16 Absatz 1 zuerkannte Anstellungsfähigkeit 
wird von der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
den Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüssen anerkannt. 
(2) Liegt der Anstellungsfähigkeit eine Entscheidung 
nach § 16 Absatz 2 bis 6 zugrunde, so können die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sie 
allgemein oder im Einzelfall anerkennen. 

 
§ 18 

Verlust, erneute Zuerkennung 

(1) Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit kann, 
solange ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit 
nicht begründet worden ist, zurückgenommen wer-
den, wenn Tatsachen bekannt werden, deren Kennt-
nis der getroffenen Entscheidung entgegengestan-
den hätte. 
(2) Sind seit der Zuerkennung der Anstellungsfähig-
keit mehr als fünf Jahre vergangen, ohne dass ein 
geordneter kirchlicher Dienst übertragen worden ist, 
so kann das Fortbestehen der Anstellungsfähigkeit 
vom Ausgang eines Kolloquiums oder einer anderen 
Überprüfung abhängig gemacht werden. Hiervon 
kann abgesehen werden, wenn das Amt der öffentli-
chen Wortverkündigung regelmäßig ehrenamtlich 
ausgeübt wurde. Zuständig für die Durchführung des 
Kolloquiums und die Entscheidung über einen Wi-
derruf der Anstellungsfähigkeit ist die Gliedkirche, 
bei der ein Pfarrdienstverhältnis begründet werden 
soll. Sie widerruft die Anstellungsfähigkeit nicht ge-
gen den Widerspruch der Gliedkirche, die die Anstel-
lungsfähigkeit zuerkannt hat. 
(3) Mit dem Verlust der Anstellungsfähigkeit verliert 
die Pfarrerin oder der Pfarrer vorbehaltlich der Rege-
lung des § 5 Auftrag und Recht zur öffentlichen 
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung. 

(4) Werden Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung gemäß § 6 
erneut anvertraut, so kann damit die erneute Zuer-
kennung der Anstellungsfähigkeit verbunden wer-
den. 

 
 

Teil 4 
Begründung des Pfarrdienstverhältnisses 

 
§ 19 

Voraussetzungen 

(1) In ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit kann 
berufen werden, wer 

1. die in § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 7 
genannten Voraussetzungen erfüllt; § 9 Ab-
satz 1 Satz 2 bleibt unberührt, 

2. im Sinne von § 7 unbeschadet des § 118 Ab-
satz 2 ordiniert ist, 

3. die Anstellungsfähigkeit nach diesem Kir-
chengesetz von einer Gliedkirche oder einem 
gliedkirchlichen Zusammenschluss erhalten 
hat und 

4. das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.  
In besonders begründeten Fällen kann von den Vo-
raussetzungen des Satzes 1 Nummer 4 abgewichen 
werden. Ein besonders begründeter Fall liegt insbe-
sondere vor, wenn das 40. Lebensjahr aufgrund Mut-
terschutz, Elternzeit oder Pflege von Angehörigen 
überschritten wurde.  
(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich ein höheres Höchstal-
ter für die Aufnahme in das Pfarrdienstverhältnis auf 
Lebenszeit festsetzen. 

 
§ 20 

Berufung 

(1) Das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit wird 
durch die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf 
Lebenszeit begründet. Gleichzeitig erfolgt die Beru-
fung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer, wenn diese nicht 
bereits gemäß § 10 Absatz 1 erfolgt ist. 
(2) Die Berufung wird mit Aushändigung der Beru-
fungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde 
ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. Ei-
ne Berufung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist 
unzulässig und insoweit unwirksam. 
(3) Die Berufungsurkunde muss die Worte: „in das 
Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit berufen“ enthal-
ten. 
(4) Die Begründung des Pfarrdienstverhältnisses auf 
Lebenszeit ist in der Regel mit der erstmaligen Über-
tragung einer Stelle einer Anstellungskörperschaft im 
Sinne des § 25 Absatz 2 verbunden. 
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(5) Die in das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit 
berufenen Pfarrerinnen und Pfarrer werden in einem 
Gottesdienst eingeführt. 

 
§ 21 

Nichtigkeit der Berufung 

(1) Eine Berufung ist nichtig, 
1. wenn sie nicht der in § 20 Absatz 3 vorge-

schriebenen Form entspricht, 
2. wenn sie von einer unzuständigen Stelle 

ausgesprochen wurde, 
3. wenn die oder der Berufene nicht Mitglied 

der Evangelischen Kirche in Deutschland 
war, 

4. wenn die oder der Berufene zur Zeit der Be-
rufung ganz oder teilweise unter Betreuung 
stand oder 

5. wenn die Ordination nicht vollzogen wurde. 
(2) Die Berufung ist von Anfang an als wirksam an-
zusehen, wenn 

1. im Fall des Absatzes 1 Nummer 1 aus der 
Urkunde oder aus dem Akteninhalt eindeutig 
hervorgeht, dass die für die Berufung zu-
ständige Stelle ein bestimmtes Pfarrdienst-
verhältnis begründen oder ein bestehendes 
Dienstverhältnis in ein solches anderer Art 
umwandeln wollte, für das die sonstigen Vo-
raussetzungen vorliegen, 

2. im Fall des Absatzes 1 Nummer 2 die zu-
ständige Stelle die Berufung rückwirkend be-
stätigt. 

(3) Sobald der Grund für die Nichtigkeit bekannt 
wird, ist er der berufenen Person mitzuteilen. Jede 
weitere Ausübung des Dienstes ist zu untersagen. 

 
§ 22 

Rücknahme der Berufung 

(1) Die Berufung ist mit Wirkung auch für die Ver-
gangenheit zurückzunehmen, wenn 

1. sie durch Täuschung oder auf andere unred-
liche Weise herbeigeführt wurde, 

2. nicht bekannt war, dass die berufene Person 
ein Verbrechen oder ein Vergehen begangen 
hatte, das sie für die Berufung in das Pfarr-
dienstverhältnis unwürdig erscheinen lässt, 

3. im Zeitpunkt der Berufung die Fähigkeit zur 
Wahrnehmung kirchlicher oder öffentlicher 
Ämter nicht vorlag. 

(2) Die Berufung soll, soweit sie nicht bereits nach 
§ 21 nichtig ist, zurückgenommen werden, wenn sie 
wegen Fehlens von Voraussetzungen zur Berufung 
nach § 19 Absatz 1 nicht ausgesprochen werden 
durfte oder wenn nicht bekannt war, dass die beru-
fene Person in einem rechtlich geordneten Verfahren  
 

aus einem kirchlichen oder einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis entfernt worden war 
oder ihr die Versorgungsbezüge oder die mit der Or-
dination verliehenen Rechte aberkannt worden wa-
ren. 
(3) Die Berufung ist innerhalb von sechs Monaten 
nachdem die für die Berufung zuständige Stelle von 
dem Grund der Rücknahme Kenntnis erlangt hat, zu-
rückzunehmen. 
(4) Sobald der Grund für die Rücknahme bekannt 
wird, ist er der berufenen Person mitzuteilen. Jede 
weitere Ausübung des Dienstes kann untersagt wer-
den. 

 
§ 23 

Rechtsfolgen von Nichtigkeit  
und Rücknahme, Amtshandlungen 

(1) Die Nichtigkeit und die Rücknahme haben zur 
Folge, dass die Berufung von Anfang an unwirksam 
ist. 
(2) Die Feststellung der Nichtigkeit, die Rücknahme 
und die Untersagung der Dienstausübung haben auf 
die Gültigkeit der bis dahin vollzogenen dienstlichen 
Handlungen keinen Einfluss. Die gezahlte Besoldung 
kann belassen werden. 

 
 

Teil 5 
Amt und Rechtsstellung 

 
Kapitel 1 

Wahrnehmung des Dienstes 
 

§ 24 
Amtsführung 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben den Auftrag und 
das Recht, das Wort Gottes öffentlich zu verkündi-
gen und die Sakramente zu verwalten. Sie sind be-
rechtigt und verpflichtet zur Leitung des Gottesdiens-
tes, zur Vornahme von Amtshandlungen, zur christli-
chen Unterweisung und zur Seelsorge. 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer sind in Gestaltung und 
Inhalt ihrer Verkündigung frei und nur an die Ver-
pflichtungen aus der Ordination nach § 3 Absatz 2 
und an die Ordnungen ihrer Kirche gebunden. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer haben in ihrem dienstli-
chen und außerdienstlichen Verhalten erkennen zu 
lassen, dass sie dem anvertrauten Amt verpflichtet 
sind und dieses sie an die ganze Gemeinde weist. 
Sie berücksichtigen in ihrem Dienst die Vielfalt der 
Handlungsfelder und Erscheinungsformen, in denen 
sich der Auftrag der Kirche konkretisiert. 
(4) Pfarrerinnen und Pfarrer haben die ihnen oblie-
genden Pflichten mit vollem persönlichen Einsatz 
treu, uneigennützig und gewissenhaft zu erfüllen. 
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§ 25 
Wahrnehmung  

des geordneten kirchlichen Dienstes 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer nehmen das Amt der öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung in einem gemeindlichen Auftrag, in einem all-
gemeinen kirchlichen Auftrag oder in einem kirchen-
leitenden Amt wahr. 
(2) Ein Auftrag ist nach Maßgabe des Rechts der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse in der 
Regel mit einer Stelle verbunden. Anstellungskör-
perschaften, bei denen Stellen errichtet werden, 
können neben den in § 2 Absatz 1 genannten 
Dienstherren Kirchengemeinden und andere juristi-
sche Personen sein, über die die Evangelische Kir-
che in Deutschland, eine Gliedkirche oder ein glied-
kirchlicher Zusammenschluss die Aufsicht führt. 
(3) Der Auftrag kann durch eine Dienstbeschreibung 
geregelt werden. 
(4) Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, über 
den mit einem Auftrag unmittelbar übertragenen 
Aufgabenbereich hinaus Vertretungen und andere 
zusätzliche Aufgaben zu übernehmen. 
(5) Für Inhaberinnen und Inhaber kirchenleitender 
Ämter, die in einem Pfarrdienstverhältnis stehen, 
können die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se je für ihren Bereich durch Kirchengesetz abwei-
chende Regelungen treffen. Die Evangelische Kirche 
in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse bestimmen je für ihren Bereich, 
wer ein kirchenleitendes Amt innehat. 

 
§ 26 

Gesamtkirchliche Einbindung des Dienstes 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer werden in ihrem Dienst 
durch ihren Dienstherrn gefördert und begleitet. Die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse stel-
len dafür geeignete Einrichtungen und den Dienst 
kirchlicher Leitungs- und Aufsichtsämter zur Verfü-
gung. Pfarrerinnen und Pfarrer sind berechtigt und 
verpflichtet, diese Begleitung anzunehmen. 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer sind auf die Fürbitte, 
den Rat und die Hilfe der Gemeinde angewiesen. 
Pfarrerinnen und Pfarrer wirken mit allen in den 
Dienst der Kirche Gerufenen an der Erfüllung des 
kirchlichen Auftrages mit und tragen mit ihnen Ver-
antwortung für diese Dienstgemeinschaft. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer stehen als Ordinierte in 
einer Gemeinschaft untereinander. Sie sollen bereit 
sein, einander in Lehre, Dienst und Leben Rat und 
Hilfe zu geben und anzunehmen. Sie sind verpflich-
tet, regelmäßig am Pfarrkonvent und entsprechen-
den Einrichtungen teilzunehmen. 
(4) Pfarrerinnen und Pfarrer üben ihren Dienst in 
Verantwortung für die Einheit der Kirche und die ihr 
obliegenden Aufgaben aus. Sie haben insbesondere 

alles zu unterlassen, was den Zusammenhalt einer 
Gemeinde oder den Dienst anderer Ordinierter er-
schweren kann. 
(5) Pfarrerinnen und Pfarrer sollen Konflikten in der 
Wahrnehmung des Dienstes rechtzeitig mit geeigne-
ten Mitteln begegnen. Hierzu kommen neben den 
Mitteln der Dienst- und Gemeindeaufsicht insbeson-
dere Visitation, Mediation, Gemeindeberatung oder 
Supervision in Betracht. 

 
§ 27 

Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer 

(1) Der Dienst von Pfarrerinnen und Pfarrern, die ei-
ne gemeindliche Stelle innehaben oder einen ande-
ren gemeindlichen Auftrag im Sinne des § 25 wahr-
nehmen (Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfar-
rer) kann sich auf eine oder mehrere Kirchenge-
meinden, auf rechtlich geordnete Teile von Kirchen-
gemeinden oder einen rechtlich geordneten Verbund 
mehrerer Kirchengemeinden beziehen. 
(2) Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer ha-
ben dafür Sorge zu tragen, dass der Zusammenhalt 
ihrer Gemeinde gestärkt und erhalten wird. Sie sind 
zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit mit den 
Leitungsorganen ihrer Gemeinde und ihrer Kirche 
verpflichtet. Ihr Dienst umfasst auch die Aufgaben, 
die sich aus der geordneten Zusammenarbeit einer 
Gemeinde mit anderen Gemeinden und Einrichtun-
gen ergeben.  
(3) Sind in einer Gemeinde mehrere Gemeindepfar-
rerinnen und Gemeindepfarrer tätig, so sind sie ei-
nander in der öffentlichen Wortverkündigung und 
Sakramentsverwaltung gleichgestellt und in beson-
derer Weise zu vertrauensvoller Zusammenarbeit 
verpflichtet. 
(4) Die Gliedkirchen können bestimmen, dass die 
Erteilung von Religionsunterricht zum Auftrag der 
Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer gehört. 

 
§ 28 

Parochialrecht 

(1) Amtshandlungen an Gliedern einer Kirchenge-
meinde werden von der zuständigen Pfarrerin oder 
dem zuständigen Pfarrer vorgenommen.  
(2)  Gottesdienste und Amtshandlungen außerhalb 
des Bereichs der örtlichen Zuständigkeit einer Pfar-
rerin oder eines Pfarrers bedürfen der Genehmigung 
der örtlich zuständigen Stelle. 
(3) In Notfällen, insbesondere bei Todesgefahr, ist 
jede Pfarrerin und jeder Pfarrer zu Amtshandlungen 
unmittelbar berechtigt und verpflichtet. Sie haben da-
rüber der zuständigen Pfarrerin oder dem zuständi-
gen Pfarrer alsbald Mitteilung zu machen. 
(4) Das Nähere einschließlich möglicher Ausnah-
men regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, 
die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse. 
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§ 29 
Amtsbezeichnungen 

(1) Die Amtsbezeichnung lautet „Pfarrerin“ oder 
„Pfarrer“. Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand 
führen ihre letzte Amtsbezeichnung mit dem Zusatz 
„im Ruhestand“ („i. R.“). 
(2) Bei Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses er-
lischt das Recht zur Fortführung der Amtsbezeich-
nung, es sei denn, dass dieses Recht ausdrücklich 
belassen wird. In diesem Falle darf die bisherige 
Amtsbezeichnung nur mit dem Zusatz „außer 
Dienst“ („a. D.“) geführt werden. Bei Verstößen ge-
gen diese Vorschrift kann das Recht zur Fortführung 
der Amtsbezeichnung entzogen werden. 
(3) Endet ein kirchliches Leitungs- und Aufsichtsamt 
ohne gleichzeitigen Eintritt in den Ruhestand, so gilt 
Absatz 2 entsprechend. 

 
 

Kapitel 2 
Pflichten 

 
§ 30 

Beichtgeheimnis und  
seelsorgliche Schweigepflicht 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, das 
Beichtgeheimnis gegenüber jedermann unverbrüch-
lich zu wahren. 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer haben auch über alles 
zu schweigen, was ihnen in Ausübung der Seelsorge 
anvertraut worden oder bekannt geworden ist. Wer-
den sie von der Person, die sich ihnen anvertraut 
hat, von der Schweigepflicht entbunden, sollen sie 
gleichwohl sorgfältig prüfen, ob und inwieweit sie 
Aussagen oder Mitteilungen verantworten können. 
(3) Soweit Pfarrerinnen und Pfarrern Nachteile aus 
der Pflicht zur Wahrung des Beichtgeheimnisses und 
der seelsorglichen Schweigepflicht entstehen, hat 
die Kirche ihnen und ihrer Familie Schutz und Für-
sorge zu gewähren. 

 
§ 31 

Amtsverschwiegenheit 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben über alle Ange-
legenheiten, die ihnen in Ausübung ihres Dienstes 
bekannt geworden sind, Verschwiegenheit zu be-
wahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstli-
chen Verkehr oder von Tatsachen, die offenkundig 
sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhal-
tung bedürfen, sofern nicht ein Vorbehalt ausdrück-
lich angeordnet oder vereinbart ist. Dies gilt auch 
über den Bereich eines Dienstherrn hinaus sowie 
nach Beginn des Ruhestandes und nach Beendi-
gung des Pfarrdienstverhältnisses. 

(2) Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen über Angelegen-
heiten, die nach Absatz 1 der Amtsverschwiegenheit 
unterliegen, ohne Genehmigung weder vor Gericht 
noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen 
abgeben. Die Genehmigung kann versagt werden, 
wenn durch die Aussage besondere kirchliche Inte-
ressen gefährdet würden. Hat sich der Vorgang, der 
den Gegenstand der Äußerung bildet, bei einem frü-
heren Dienstherrn ereignet, darf die Genehmigung 
nur mit dessen Zustimmung erteilt werden. 

 
§ 32 

Geschenke und Vorteile 

Pfarrerinnen und Pfarrern ist es mit Rücksicht auf ih-
re Unabhängigkeit und das Ansehen des Amtes un-
tersagt,  

1. Belohnungen, Geschenke, sonstige Zuwen-
dungen oder Vorteile jedweder Art für sich 
oder ihre Angehörigen zu fordern, sich ver-
sprechen zu lassen oder anzunehmen, 

2. Belohnungen, Geschenke, sonstige Zuwen-
dungen oder Vorteile für einen Dritten zu for-
dern, sich versprechen zu lassen oder anzu-
nehmen, soweit dies bei ihnen oder ihren 
Angehörigen zu einem wirtschaftlichen oder 
sonstigen Vorteil führt. 

Die Nummern 1 und 2 gelten auch für erbrechtliche 
Begünstigungen. 
(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden  

1. für ortsübliche Sachzuwendungen geringen 
Umfangs, 

2. für Zuwendungen, die im Familien- und 
Freundeskreis üblich sind und keinen Bezug 
zum Dienst der Pfarrerin oder des Pfarrers 
haben,  

3. für Erbschaften oder Vermächtnisse, soweit 
die Pfarrerin oder der Pfarrer zu den gesetz-
lichen Erben gehört. 

(3) In besonders begründeten Fällen kann der 
Dienstherr die Annahme von Zuwendungen im Sinne 
des Absatzes 1 genehmigen. Die Genehmigung ist 
vor der Annahme der Zuwendung einzuholen. 
(4) Wer gegen das in Absatz 1 genannte Verbot 
verstößt, hat auf Verlangen das aufgrund des 
pflichtwidrigen Verhaltens Erlangte dem Dienstherrn 
herauszugeben, soweit nicht im Strafverfahren der 
Verfall angeordnet worden oder es auf andere Weise 
auf den Staat übergegangen ist. Für den Umfang 
des Herausgabeanspruchs gelten die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Herausga-
be einer ungerechtfertigten Bereicherung entspre-
chend. Die Herausgabepflicht nach Satz 1 umfasst 
auch die Pflicht, dem Dienstherrn Auskunft über Art, 
Umfang und Verbleib des Erlangten zu geben. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch nach Eintritt in 
den Ruhestand und Beendigung des Pfarrdienstver-
hältnisses. 
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§ 33 
Unterstützung von Vereinigungen 

Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen einer Vereinigung 
nicht angehören oder sie auf andere Weise unter-
stützen, wenn sie dadurch in Widerspruch zu ihrem 
Amt treten oder in der Wahrnehmung ihres Dienstes 
wesentlich behindert werden. 

 
§ 34 

Verhalten im öffentlichen Leben 

Pfarrerinnen und Pfarrer haben durch ihren Dienst 
wie auch als Bürgerinnen und Bürger Anteil am öf-
fentlichen Leben. Auch wenn sie sich politisch betä-
tigen, müssen sie erkennen lassen, dass das anver-
traute Amt sie an alle Gemeindeglieder weist und mit 
der ganzen Kirche verbindet. Sie haben die Grenzen 
zu beachten, die sich hieraus für Art und Maß ihres 
politischen Handelns ergeben. 
 

§ 35 
Mandatsbewerbung 

(1) Beabsichtigt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer, sich 
um die Aufstellung als Kandidatin oder Kandidat für 
die Wahl zum Europäischen Parlament, zum Deut-
schen Bundestag, zu einem gesetzgebenden Organ 
eines Bundeslandes oder zu einem kommunalen 
Amt oder Mandat zu bewerben, so ist diese Absicht 
unverzüglich, jedenfalls vor Annahme der Kandida-
tur, anzuzeigen. Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist zur 
Mitteilung über Ausgang und Annahme der Wahl 
verpflichtet.  
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer, die als Kandidatinnen 
oder Kandidaten für die Wahl zum Europäischen 
Parlament, zum Deutschen Bundestag oder zu ei-
nem gesetzgebenden Organ eines Bundeslandes 
aufgestellt worden sind, sind innerhalb der letzten 
zwei Monate vor dem Wahltag und am Wahltag be-
urlaubt. Ein Verlust der Stelle tritt nicht ein. Eine 
Dienstwohnung kann weiter bewohnt werden. Im Üb-
rigen gelten § 75 Absatz 1, 3 und 4 sowie § 76 Ab-
satz 2 und 3. 
(3) Mit der Annahme der Wahl nach Absatz 2 ist die 
Pfarrerin oder der Pfarrer beurlaubt. Es gelten § 75 
Absatz 1, 3 und 4 sowie § 76 Absatz 2 und 3. Eine 
Dienstwohnung ist zu räumen. Die Beurlaubung en-
det mit Ablauf der Wahlperiode oder mit einer vorzei-
tigen Beendigung des Mandats. 
(4) Während einer Beurlaubung nach den Absät-
zen 2 und 3 darf das Recht zur öffentlichen Wortver-
kündigung und Sakramentsverwaltung nur im Einzel-
fall mit Genehmigung ausgeübt werden. 
(5) Für die Mandatsbewerbung und Mandatsaus-
übung in einer kommunalen Vertretungskörperschaft 
oder in anderen als den in den Absätzen 2 bis 4 ge-
nannten politischen Ämtern gelten die Vorschriften 
des Bundesbeamtengesetzes entsprechend. 

(6) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich von den Absätzen 2, 3 
und 5 abweichende Regelungen treffen. 

 
§ 36 

Amtskleidung 

Bei Gottesdiensten und Amtshandlungen wird die 
vorgeschriebene Amtskleidung getragen. Bei sonsti-
gen Anlässen darf sie nur getragen werden, wenn 
dies dem Herkommen entspricht oder besonders 
angeordnet wird. Orden, Ehrenzeichen und Abzei-
chen dürfen zur Amtskleidung nicht getragen wer-
den. 

 
§ 37 

Erreichbarkeit 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer müssen erreichbar sein 
und ihren Dienst innerhalb angemessener Zeit im 
Dienstbereich aufnehmen können. 
(2) Sind Pfarrerinnen und Pfarrer an der Erfüllung ih-
rer Dienstpflichten, insbesondere der Pflicht, erreich-
bar zu sein, gehindert, so haben sie dies unverzüg-
lich anzuzeigen. Im Falle der Verhinderung aufgrund 
einer Krankheit kann ein ärztliches, amts- oder ver-
trauensärztliches Attest verlangt werden. 

 
§ 30 

Residenzpflicht, Dienstwohnung 

(1) Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer 
sind verpflichtet, am Dienstsitz zu wohnen. Eine für 
sie bestimmte Dienstwohnung haben sie zu bezie-
hen. Ausnahmen können in besonders begründeten 
Fällen genehmigt werden. 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer mit einer allgemeinen 
kirchlichen Stelle oder einem allgemeinen kirchlichen 
Auftrag oder in einem kirchenleitenden Amt haben 
ihre Wohnung so zu nehmen, dass sie in der ord-
nungsgemäßen Wahrnehmung ihres Dienstes nicht 
beeinträchtigt werden. Sie können angewiesen wer-
den, eine Dienstwohnung zu beziehen. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer, die eine Dienstwoh-
nung bewohnen, dürfen Teile der Dienstwohnung 
nur mit Genehmigung an Dritte überlassen. Die Aus-
übung eines Gewerbes oder eines anderen Berufes 
in der Dienstwohnung bedarf, auch für die mit ihnen 
in häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen, ei-
ner Genehmigung. 
(4) Wird das Pfarrdienstverhältnis beendet, so ist die 
Dienstwohnung in angemessener Frist zu räumen. 
Dies gilt bei Veränderungen des Pfarrdienstverhält-
nisses sinngemäß. 
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§ 39 
Ehe und Familie 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind auch in ihrer Le-
bensführung im familiären Zusammenleben und in 
ihrer Ehe an die Verpflichtungen aus der Ordination 
(§ 3 Absatz 2) gebunden. Hierfür sind Verbindlich-
keit, Verlässlichkeit und gegenseitige Verantwortung 
maßgebend. 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer sollen sich bewusst 
sein, dass die Entscheidung für eine Ehepartnerin 
oder einen Ehepartner Auswirkungen auf ihren 
Dienst haben kann. Ehepartnerinnen und Ehepartner 
sollen evangelisch sein. Sie müssen einer christli-
chen Kirche angehören; im Einzelfall kann eine Aus-
nahme zugelassen werden, wenn zu erwarten ist, 
dass die Wahrnehmung des Dienstes nicht beein-
trächtigt wird. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer haben eine beabsichtig-
te Änderung ihres Personenstandes, eine kirchliche 
Trauung und andere wesentliche Änderungen in ih-
ren persönlichen Lebensverhältnissen alsbald anzu-
zeigen. Sie haben die Auskünfte zu erteilen und die 
Unterlagen vorzulegen, die erforderlich sind, um die 
Auswirkungen auf den Dienst beurteilen zu können. 

 
§ 40 

Verwaltungsarbeit 
Pfarrerinnen und Pfarrer haben die ihnen obliegen-
den Aufgaben in der Verwaltung, der pfarramtlichen 
Geschäftsführung, der Kirchenbuchführung und in 
Vermögens- und Geldangelegenheiten sorgfältig zu 
erfüllen. 

 
§ 41 

Pflichten bei Beendigung eines Auftrages 

Pfarrerinnen und Pfarrer haben bei Beendigung ei-
nes Auftrages oder einer sonstigen ihnen übertrage-
nen Aufgabe, sowie bei Beendigung des Pfarrdienst-
verhältnisses, die in ihrem Besitz befindlichen amtli-
chen Schriftstücke und Gegenstände jeder Art, ins-
besondere sämtliche Aufzeichnungen über dienstli-
che Vorgänge, auch soweit es sich um Wiedergaben 
handelt, sowie Kirchensiegel, Kirchenbücher, Kir-
chenakten, Kassenbücher und Vermögenswerte zu 
übergeben und über eine ihnen anvertraute Vermö-
gensverwaltung Rechenschaft abzulegen. Die Pflicht 
zur Herausgabe gilt auch für ihre Hinterbliebenen 
und Erben. 

 
§ 42 

Fernbleiben vom Dienst,  
Verletzung der Pflicht zur Erreichbarkeit 

Nehmen Pfarrerinnen und Pfarrer schuldhaft ihren 
Dienst nicht wahr oder verletzen sie schuldhaft ihre 
Pflicht, erreichbar zu sein, so verlieren sie für die 
Dauer des Fernbleibens vom Dienst den Anspruch  
 
 

auf Dienstbezüge. Der Verlust der Dienstbezüge ist 
festzustellen und der Pfarrerin und dem Pfarrer mit-
zuteilen. Die Möglichkeit, ein Disziplinarverfahren 
einzuleiten, bleibt unberührt. 

 
§ 43 

Mitteilungen in Strafsachen 

Pfarrerinnen und Pfarrer sind zur Mitteilung verpflich-
tet, wenn in einem strafrechtlichen Verfahren Ankla-
ge gegen sie erhoben oder Strafbefehl erlassen wird. 
Sie haben das Ergebnis eines solchen Verfahrens 
anzuzeigen und die strafgerichtliche Entscheidung 
vorzulegen. 

 
§ 44 

Amtspflichtverletzung 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer verletzen ihre Amts-
pflicht, wenn sie in ihrer Amts- oder Lebensführung 
innerhalb oder außerhalb des Dienstes schuldhaft 
gegen ihnen obliegende Pflichten verstoßen. 
(2) Die Rechtsfolgen der Amtspflichtverletzung und 
das Verfahren ihrer Feststellung richten sich nach 
dem Disziplinarrecht. 

 
§ 45 

Lehrpflichtverletzung 

(1) Nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse findet im Falle einer 
Beanstandung der Lehre ein besonderes Verfahren 
statt. Verfahren und Rechtsfolgen werden durch Kir-
chengesetz geregelt. 
(2) Ordinierte in einem Dienstverhältnis zur Evange-
lischen Kirche in Deutschland unterstehen der Lehr-
aufsicht der Kirche, die sie beurlaubt hat, hilfsweise 
der Kirche, in der sie ordiniert wurden.  

 
§ 46 

Schadensersatz 

(1) Verletzen Pfarrerinnen und Pfarrer vorsätzlich 
oder grob fahrlässig ihnen obliegende Pflichten, so 
haben sie dem Dienstherrn den daraus entstehen-
den Schaden zu ersetzen. Dasselbe gilt, wenn der 
Dienstherr einem anderen Schadensersatz zu leisten 
hat, weil eine Pfarrerin oder ein Pfarrer die Amts-
pflicht verletzt hat. 
(2) Haben mehrere Pfarrerinnen oder Pfarrer den 
Schaden gemeinsam verursacht, so haften sie ge-
samtschuldnerisch. 
(3) Leistet die Pfarrerin oder der Pfarrer dem 
Dienstherrn Ersatz und hat dieser einen Ersatzan-
spruch gegen einen Dritten, so ist dieser Anspruch 
an die Pfarrerin oder den Pfarrer abzutreten. 
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(4) Hat der Dienstherr Dritten Schadensersatz ge-
leistet, gilt als Zeitpunkt, zu dem der Dienstherr 
Kenntnis im Sinne der Verjährungsvorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches erlangt, der Zeitpunkt, 
zu dem der Ersatzanspruch gegenüber Dritten vom 
Dienstherrn anerkannt oder dem Dienstherrn gegen-
über rechtskräftig festgestellt wird. 

 
 

Kapitel 3 
Rechte 

 
§ 47 

Recht auf Fürsorge  

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben ein Recht auf 
Fürsorge für sich und ihre Familie. Sie sind gegen 
Behinderungen ihres Dienstes und ungerechtfertigte 
Angriffe auf ihre Person in Schutz zu nehmen. 
(2) Geschlecht, Abstammung, Rasse oder ethnische 
Herkunft dürfen sich bei dem beruflichen Fortkom-
men nicht nachteilig auswirken. 

 
§ 48 

Seelsorge 

Pfarrerinnen und Pfarrer haben Anspruch auf seel-
sorgliche Begleitung. 

 
§ 49 

Unterhalt 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben Anspruch auf 
angemessenen Unterhalt für sich und ihre Familie, 
insbesondere durch Gewährung von Besoldung und 
Versorgung sowie von Beihilfen in Krankheits-, Pfle-
ge- und Geburtsfällen. Das Nähere sowie die Erstat-
tung von Reise- und Umzugskosten regeln die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich. Die Regelung der Besoldung und Ver-
sorgung bedarf eines Kirchengesetzes. 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer können, wenn gesetz-
lich nicht etwas anderes bestimmt ist, Ansprüche auf 
Dienstbezüge nur insoweit abtreten, als sie der 
Pfändung unterliegen. Der Dienstherr kann ein Auf-
rechnungs- und Zurückbehaltungsrecht gegenüber 
Ansprüchen auf Dienstbezüge nur insoweit geltend 
machen, als sie pfändbar sind. Diese Einschränkung 
gilt nicht, soweit ein Anspruch auf Schadensersatz 
wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlung besteht. 

 
§ 50 

Abtretung von Schadensersatzansprüchen 

(1) Werden Pfarrerinnen oder Pfarrer oder deren 
Angehörige körperlich verletzt oder getötet, so wer 
 
 

den Leistungen, zu denen der Dienstherr während 
einer auf der Körperverletzung beruhenden Aufhe-
bung der Dienstfähigkeit oder infolge der Körperver-
letzung oder der Tötung verpflichtet ist, nur gewährt, 
wenn gesetzliche Ansprüche gegen Dritte auf Scha-
densersatz wegen der Körperverletzung oder der Tö-
tung bis zur Höhe der Leistung des Dienstherrn Zug 
um Zug abgetreten werden. 
(2) Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche dürfen 
nicht zum Nachteil der verletzten Person oder ihrer 
Hinterbliebenen geltend gemacht werden. 

 
§ 51 

Schäden bei Ausübung des Dienstes 

(1) Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne dass ein 
Dienstunfall eingetreten ist, Kleidungsstücke oder 
sonstige Gegenstände, die üblicherweise bei Wahr-
nehmung des Dienstes mitgeführt werden, beschä-
digt oder zerstört worden oder abhanden gekom-
men, so kann gegen Abtretung etwaiger Ersatzan-
sprüche Ersatz geleistet werden. 
(2) Ersatz wird nicht gewährt, wenn der Schaden 
durch ein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Ver-
halten der Pfarrerin oder des Pfarrers herbeigeführt 
worden ist. 

 
§ 52 

Dienstfreier Tag  

Pfarrerinnen und Pfarrer sollen Gelegenheit haben, 
ihren Dienst unter Berücksichtigung der dienstlichen 
Belange so einzurichten, dass ein Tag in der Woche 
von dienstlichen Verpflichtungen frei bleibt. Die 
Pflicht, erreichbar zu sein, bleibt hiervon unberührt, 
wenn keine Vertretung gewährleistet ist. 

 
§ 53 

Erholungs- und Sonderurlaub  

(1) Pfarrerinnen und Pfarrern steht jährlich Erho-
lungsurlaub unter Fortgewährung der Dienstbezüge 
zu. 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrern kann aus wichtigen 
Gründen Sonderurlaub gewährt werden. 
(3) Zur Mitarbeit in kirchlichen Organen benötigen 
Pfarrerinnen und Pfarrer keinen Urlaub. Hat die Mit-
arbeit zur Folge, dass sie ihre Pflicht, erreichbar zu 
sein, oder eine andere Dienstpflicht nicht wahrneh-
men können, so haben sie dies vorher anzuzeigen. 
(4) Das Nähere einschließlich möglicher weiterer 
Gremien im Sinne des Absatzes 3 regeln die Evan-
gelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung. 
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§ 54 
Mutterschutz, Elternzeit,  

Arbeitsschutz, Rehabilitation und  
Teilhabe behinderter Menschen 

(1) Die allgemeinen Vorschriften über Mutterschutz, 
Elternzeit, Arbeitsschutz, Rehabilitation und Teilhabe 
behinderter Menschen sind anzuwenden, soweit die-
se unmittelbar gelten. Im Übrigen gelten die Rege-
lungen für Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte 
entsprechend, soweit sie nicht der Wahrnehmung 
gottesdienstlicher Aufgaben entgegenstehen und 
soweit nicht die Evangelische Kirche in Deutschland, 
die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich andere Regelungen 
treffen. 
(2) Wird während der Elternzeit kein Dienst oder 
Dienst mit weniger als der Hälfte eines vollen 
Dienstumfangs ausgeübt, so tritt ein Verlust der Stel-
le nicht ein, sofern diese Formen der Elternzeit ins-
gesamt längstens für 18 Monate in Anspruch ge-
nommen werden. Die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich eine 
längere Frist bestimmen. Im Übrigen gelten § 69 Ab-
satz 3 und 4, die §§ 72 und 73, § 74 Absatz 2 und 
die §§ 75 und 76 während der Elternzeit entspre-
chend. 
(3) Schwangerschaft, Mutterschutz, Elternzeit und 
Pflege von Angehörigen dürfen sich bei der Begrün-
dung eines Pfarrdienstverhältnisses und dem berufli-
chen Fortkommen nicht nachteilig auswirken. Das 
gilt auch für Behinderung, wenn nicht zwingende 
sachliche Gründe, insbesondere Gründe nach § 9 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4, 6 und 7 vorliegen.  
(4) Pfarrerinnen und Pfarrer, die Elternzeit in An-
spruch nehmen, erhalten Beihilfe in Krankheits-, 
Pflege- und Geburtsfällen nach den Regelungen des 
§ 75 Absatz 4. 

 
 

Kapitel 4 
Begleitung des Dienstes, Aufsicht 

 
§ 55 

Personalentwicklung und Fortbildung 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind berechtigt und ver-
pflichtet, die für ihren Dienst erforderliche Kompe-
tenz durch Teilnahme an Maßnahmen der Personal-
entwicklung und regelmäßige Fortbildung fortzuent-
wickeln. 
(2) Maßnahmen der Personalentwicklung sollen 
Pfarrerinnen und Pfarrer in ihrem Dienst würdigen 
und helfen, die für den Dienst erforderlichen Gaben 
zu entdecken, zu fördern und zu entwickeln. Im 
 
 

Rahmen der Personalentwicklung können insbeson-
dere regelmäßige Gespräche nach einer festen Ord-
nung durchgeführt und verbindliche Vereinbarungen 
über Ziele der Arbeit und über Maßnahmen der Per-
sonalentwicklung getroffen werden. 
(3) Maßnahmen der Fortbildung sollen helfen, die 
für den Dienst erforderlichen Kenntnisse, Einsichten 
und Fertigkeiten fortzuentwickeln. Maßnahmen der 
Fortbildung sind insbesondere die theologische Ar-
beit im Pfarrkonvent, die Teilnahme an Fortbildungs-
angeboten und das Selbststudium. 

 
§ 56 

Beurteilungen 

Pfarrerinnen und Pfarrer können nach Maßgabe des 
Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse beurteilt werden. 

 
§ 57 

Visitation 

Pfarrerinnen und Pfarrer sind nach Maßgabe des 
Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse berechtigt und verpflichtet, sich zusammen 
mit der Gemeinde oder Einrichtung, in der sie Dienst 
tun, visitieren zu lassen und an der Visitation mitzu-
wirken. 

 
§ 58 

Dienstaufsicht 

(1) Die Dienstaufsicht soll sicherstellen, dass Pfarre-
rinnen und Pfarrer ihre Pflichten ordnungsgemäß er-
füllen. Sie umfasst auch die Aufgabe, Pfarrerinnen 
und Pfarrer in ihrem Dienst zu unterstützen und Kon-
flikten rechtzeitig durch geeignete Maßnahmen im 
Sinne des § 26 Absatz 5 zu begegnen. 
(2) Die mit der Dienstaufsicht Beauftragten können 
dienstliche Anordnungen treffen. Diese sind für die 
Pfarrerinnen und Pfarrer bindend. 
(3) Wer die Dienstaufsicht ausübt, hat darauf zu 
achten, dass das Handeln im Rahmen der Dienst-
aufsicht von der Seelsorge an Pfarrerinnen und Pfar-
rern unterschieden wird. 

 
§ 59 

Ersatzvornahme 

Vernachlässigen Pfarrerinnen oder Pfarrer ihre 
Dienstpflichten, so kann nach erfolgloser Mahnung 
und Fristsetzung die ersatzweise Erledigung rück-
ständiger Arbeiten veranlasst werden. Bei Verschul-
den können ihnen die Kosten auferlegt werden. 
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§ 60 
Vorläufige Untersagung der Dienstausübung 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrern kann die Ausübung 
des Dienstes aus wichtigen dienstlichen Interessen 
ganz oder teilweise untersagt werden. Das Verbot 
erlischt, wenn nicht bis zum Ablauf von drei Monaten 
gegen die Pfarrerin oder den Pfarrer ein Disziplinar-
verfahren oder ein auf Rücknahme der Berufung, auf 
Veränderung des Pfarrdienstverhältnisses oder auf 
Entlassung gerichtetes Verfahren eingeleitet worden 
ist. 
(2) Die Möglichkeit, aufgrund anderer kirchengesetz-
licher Vorschriften die Ausübung des Dienstes zu un-
tersagen, bleibt unberührt. 

 
 

Kapitel 5 
Personalakten 

 
§ 61 

Personalaktenführung 

(1) Für jede Pfarrerin und jeden Pfarrer ist eine Per-
sonalakte zu führen. Sie ist vertraulich zu behandeln 
und vor unbefugter Einsicht zu schützen. 
(2) Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die 
die Pfarrerin oder den Pfarrer betreffen, soweit sie 
mit dem Pfarrdienstverhältnis in einem unmittelbaren 
inneren Zusammenhang stehen; hierzu gehören 
auch in Dateien gespeicherte, personenbezogene 
Daten (Personalaktendaten). Unterlagen, die beson-
deren, von der Person und dem Pfarrdienstverhältnis 
sachlich zu trennenden Zwecken dienen, insbeson-
dere Prüfungsakten, sind nicht Bestandteil der Per-
sonalakten. Wird die Personalakte in Grund- und 
Teilakten gegliedert, so ist in die Grundakte ein voll-
ständiges Verzeichnis aller Teilakten aufzunehmen. 
Ist die Führung von Nebenakten erforderlich, ist auch 
dies in der Grundakte zu vermerken. 
(3) Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der 
Personalverwaltung oder Personalwirtschaft ver-
wendet werden. Soweit in diesem Kirchengesetz 
nicht etwas anderes bestimmt ist, richten sich Verar-
beitung und Nutzung sowie Übermittlung der Perso-
nalaktendaten nach dem Kirchengesetz über den 
Datenschutz in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland in der jeweils geltenden Fassung. 
(4) Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu Beschwerden, 
Behauptungen und Bewertungen, die für sie ungüns-
tig sind oder ihnen nachteilig werden können, vor de-
ren Aufnahme in die Personalakte zu hören; ihre 
Äußerungen sind zur Personalakte zu nehmen. Ano-
nyme Schreiben dürfen nicht in die Personalakte 
aufgenommen werden. 

(5) Unterlagen über Beschwerden, Behauptungen 
und Bewertungen sind, falls sie 

1. sich als unbegründet oder falsch erwiesen 
haben, mit Zustimmung der Pfarrerin oder 
des Pfarrers unverzüglich aus der Personal-
akte zu entfernen und zu vernichten, 

2. für die Pfarrerin oder den Pfarrer ungünstig 
sind oder ihr oder ihm nachteilig werden 
können, auf eigenen Antrag nach drei Jahren 
zu entfernen und zu vernichten; dies gilt nicht 
für dienstliche Beurteilungen. 

Die Frist nach Satz 1 Nummer 2 wird durch neue 
Sachverhalte im Sinne dieser Vorschrift oder durch 
die Einleitung eines Straf-, Disziplinar- oder Lehrbe-
anstandungsverfahrens unterbrochen. Stellt sich der 
neue Vorwurf als unbegründet oder falsch heraus, 
gilt die Frist als nicht unterbrochen. 
(6) Mitteilungen in Strafsachen, soweit sie nicht Be-
standteil einer Disziplinarakte sind, sowie Auskünfte 
aus dem Bundeszentralregister sind mit Zustimmung 
der Pfarrerin oder des Pfarrers nach drei Jahren zu 
entfernen und zu vernichten. Absatz 5 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend. 

 
§ 62 

Einsichts- und Auskunftsrecht 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer haben, auch nach Be-
endigung des Pfarrdienstverhältnisses, ein Recht auf 
Einsicht in ihre vollständige Personalakte. Dies gilt 
ebenso für die von ihnen beauftragten Angehörigen. 
Ihren Bevollmächtigten ist Einsicht zu gewähren, 
soweit dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. 
Dies gilt auch für Hinterbliebene, Erbinnen und Er-
ben, wenn ein berechtigtes Interesse glaubhaft ge-
macht wird, und für deren Bevollmächtigte. 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer haben ein Recht auf 
Einsicht auch in andere Schriftstücke, die personen-
bezogene Daten über sie enthalten und für ihr Pfarr-
dienstverhältnis verarbeitet oder genutzt werden, 
soweit kirchengesetzlich nicht etwas anderes be-
stimmt ist. Die Einsichtnahme ist unzulässig, wenn 
die Daten der Pfarrerinnen und Pfarrer mit Daten 
Dritter oder mit Daten, die nicht personenbezogen 
sind und deren Kenntnis die Wahrnehmung des 
kirchlichen Auftrages gefährden könnte, derart ver-
bunden sind, dass ihre Trennung nicht oder nur mit 
unverhältnismäßig großem Aufwand möglich ist. In 
diesem Fall ist den Pfarrerinnen und Pfarrern Aus-
kunft zu erteilen. Das Recht auf Einsicht in die Aus-
bildungs- und Prüfungsakten regeln die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich. 
(3) Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo 
die Einsicht gewährt wird. Soweit dienstliche Interes-
sen nicht entgegenstehen, können auf Kosten der 
Pfarrerin oder des Pfarrers Kopien gefertigt werden. 
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(4) Das Recht auf Auskunft steht dem Recht auf 
Einsicht gleich; insoweit gelten die Absätze 1 bis 3 
entsprechend. 
(5) Kenntnisse, die durch Akteneinsicht erlangt sind, 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit nach § 31. 
(6) Die Einsicht in Ermittlungsakten eines Diszipli-
narverfahrens und die Unterrichtung über die Erhe-
bung und Speicherung personenbezogener Daten 
für diese Akten regelt das Disziplinarrecht. 

 
 

Kapitel 6 
Nebentätigkeit 

 
§ 63 

Nebentätigkeit, Grundsatz 

Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen eine Nebentätigkeit 
(Nebenamt, Nebenbeschäftigung oder ein öffentli-
ches oder kirchliches Ehrenamt) nur übernehmen, 
wenn dies mit ihrem Amt und mit der sorgfältigen Er-
füllung ihrer Dienstpflichten vereinbar ist und kirchli-
che Interessen nicht entgegenstehen. 

 
§ 64 

Angeordnete Nebentätigkeiten 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, nach 
Maßgabe des für sie geltenden Rechts der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse auf Verlangen 
der zuständigen oder vorgesetzten aufsichtführen-
den Personen oder Stellen eine Nebentätigkeit im 
kirchlichen Interesse auch ohne Vergütung zu über-
nehmen, soweit sie die erforderliche Eignung dafür 
besitzen und ihnen die Übernahme zugemutet wer-
den kann. 
(2) Mit dem Beginn des Ruhestandes oder des War-
testandes oder mit der Beendigung des Pfarrdienst-
verhältnisses endet eine Nebentätigkeit nach Ab-
satz 1, wenn im Einzelfall nicht etwas anderes be-
stimmt wird. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer, die aus einer auf Ver-
langen, Vorschlag oder Veranlassung übernomme-
nen Tätigkeit in einem Leitungs- oder Aufsichtsorgan 
einer juristischen Person haftbar gemacht werden, 
haben Anspruch auf Ersatz eines ihnen entstande-
nen Schadens. Ist der Schaden vorsätzlich oder grob 
fahrlässig herbeigeführt worden, so besteht ein Er-
satzanspruch nur dann, wenn die Pfarrerin oder der 
Pfarrer auf Verlangen einer Person oder einer Stelle 
gehandelt hat, die die Dienstaufsicht ausübt. 

 
§ 65 

Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten 

(1) Die Übernahme einer Nebentätigkeit bedarf der 
Genehmigung. Die Genehmigung kann bedingt, be-
fristet, widerruflich oder mit Auflagen erteilt werden. 

Jede wesentliche Änderung der Nebentätigkeit ist 
unverzüglich anzuzeigen. 
(2) Die Genehmigung ist zu versagen oder zu wider-
rufen, wenn die Voraussetzungen des § 63 nicht 
oder nicht mehr vorliegen. Ein Versagungs- oder 
Widerrufsgrund liegt insbesondere vor, wenn zu be-
sorgen ist, dass die Nebentätigkeit geeignet ist, 

1. nach Art und Umfang die Pfarrerin oder den 
Pfarrer so stark in Anspruch zu nehmen, 
dass die sorgfältige Erfüllung der Dienst-
pflichten behindert werden kann, 

2. die Pfarrerin oder den Pfarrer in einen Wi-
derstreit mit den Dienstpflichten zu bringen, 

3. das Ansehen der Kirche oder des Amtes zu 
beeinträchtigen. 

 
§ 66 

Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten 

(1) Keiner Genehmigung und keiner Anzeige bedür-
fen folgende Nebentätigkeiten: 

1. die unentgeltliche Vormundschaft, Betreuung 
oder Pflegschaft bei Angehörigen, 

2. eine Testamentsvollstreckung nach dem Tod 
von Angehörigen, 

3. die Verwaltung eigenen oder der Nutznie-
ßung der Pfarrerin oder des Pfarrers unter-
liegenden Vermögens, 

4. die Tätigkeit in Pfarrvereinen oder anderen 
Berufsverbänden, 

5. die Übernahme von Ehrenämtern, 
6. eine nur gelegentlich ausgeübte schriftstelle-

rische, wissenschaftliche, künstlerische oder 
Vortragstätigkeit, 

7. eine nur gelegentlich ausgeübte selbständige 
Gutachtertätigkeit. 

(2) Keiner Genehmigung, aber einer Anzeige bedür-
fen Nebentätigkeiten nach Absatz 1 Nummer 6 
und 7, wenn sie nicht nur gelegentlich ausgeübt 
werden. 
(3) Aus begründetem Anlass kann verlangt werden, 
dass die Pfarrerin oder der Pfarrer über eine Neben-
tätigkeit nach Absatz 1 oder 2, insbesondere über 
deren Art und Umfang, schriftlich Auskunft erteilt. 
(4) Die Übernahme oder Fortführung einer Nebentä-
tigkeit nach Absatz 1 und 2 ist zu untersagen, wenn 
ein Versagungsgrund nach § 65 Absatz 2 gegeben 
ist. Sofern es zur sachgerechten und sorgfältigen Er-
füllung der Dienstpflichten erforderlich ist, kann die 
Nebentätigkeit auch bedingt, befristet, widerruflich 
oder unter Auflagen gestattet werden. Die Ausübung 
eines kirchlichen Ehrenamtes darf nicht aus Gründen 
der kirchenpolitischen Einflussnahme untersagt wer-
den. 
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§ 67 
Rechtsverordnung über Nebentätigkeiten 

Die zur Ausführung der §§ 63 bis 66 notwendigen 
Regelungen können die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse je für ihren Bereich durch 
Rechtsverordnung treffen. In der Rechtsverordnung 
kann insbesondere bestimmt werden, 

1. ob und inwieweit Pfarrerinnen und Pfarrer mit 
Bezügen verpflichtet sind, die Vergütungen 
aus Nebentätigkeiten ganz oder teilweise ab-
zuführen; 

2. dass Pfarrerinnen und Pfarrer unverzüglich 
nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres eine 
Abrechnung über die Vergütungen und 
geldwerten Vorteile aus Nebentätigkeiten 
vorzulegen haben; 

3. unter welchen Voraussetzungen Pfarrerinnen 
und Pfarrer zur Ausübung von Nebentätigkei-
ten für dienstliche Zwecke bestimmte Einrich-
tungen, Personal oder Material in Anspruch 
nehmen dürfen und in welcher Höhe ein Ent-
gelt hierfür zu entrichten ist. 

 
 

Teil 6 
Veränderungen des Pfarrdienstverhältnisses 

 
Kapitel 1 

Beurlaubung und Teildienst 
 

§ 68 
Beurlaubung und Teildienst 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer können nach Maßgabe 
der nachfolgenden Bestimmungen auf ihren Antrag 
ohne Besoldung von der Pflicht zur Dienstleistung 
ganz freigestellt werden (Beurlaubung). 
(2) Der Dienstumfang kann auf Antrag der Pfarrerin 
oder des Pfarrers nach Maßgabe der nachfolgenden 
Bestimmungen bei entsprechender Kürzung der Be-
soldung bis zur Hälfte des Umfanges eines uneinge-
schränkten Dienstes ermäßigt werden (Teildienst). 
(3) Nach Maßgabe der Stellenplanung der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüssen kann der 
Dienstumfang auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfar-
rers im kirchlichen Interesse für begrenzte Zeit unter 
das nach Absatz 2 zulässige Mindestmaß ermäßigt 
werden (unterhälftiger Teildienst). 

 
§ 69 

Beurlaubung und  
Teildienst aus familiären Gründen 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind, soweit besondere 
kirchliche oder dienstliche Interessen nicht entge-
genstehen, auf Antrag zu beurlauben, wenn sie 

1. mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren 
oder 

2. nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftige 
sonstige Angehörige 

tatsächlich betreuen oder pflegen. Unter denselben 
Voraussetzungen ist Teildienst zu bewilligen. 
(2) Die Beurlaubung nach Absatz 1 darf, auch wenn 
sie mehrfach gewährt wird, auch in Verbindung mit 
einer Beurlaubung nach § 71 und unterhälftigem 
Teildienst die Dauer von fünfzehn Jahren nicht über-
schreiten. 
(3) Auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers soll 
die Beurlaubung widerrufen oder der Teildienst ge-
ändert werden, wenn die Beurlaubung oder der Teil-
dienst im bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet 
werden kann und dienstliche Belange nicht entge-
genstehen. Soweit zwingende kirchliche oder dienst-
liche Interessen dies erfordern, kann nachträglich die 
Dauer der Beurlaubung oder des Teildienstes be-
schränkt oder der Umfang des zu leistendes Teil-
dienstes erhöht werden. 
(4) Während einer Beurlaubung nach Absatz 1 sol-
len die Verbindung zum Dienst und der berufliche 
Wiedereinstieg durch geeignete Maßnahmen erleich-
tert werden. 

 
§ 70 

Beurlaubung im kirchlichen Interesse 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer können auf Antrag im 
kirchlichen Interesse beurlaubt werden. 
(2) Die Zeit der Beurlaubung kann nach Maßgabe 
des jeweils anwendbaren Versorgungsrechts als ru-
hegehaltfähige Dienstzeit angerechnet werden, so-
fern die Beurlaubung im Interesse des Dienstherrn 
liegt. Im Falle eines besonderen Interesses des 
Dienstherrn an der Beurlaubung kann die Besoldung 
belassen werden. 
(3) Die Beurlaubung soll auf Antrag widerrufen wer-
den, wenn sie der Pfarrerin oder dem Pfarrer nicht 
mehr zugemutet werden kann und dienstliche Be-
lange nicht entgegenstehen. Sie kann von Amts we-
gen aus kirchlichen oder dienstlichen Interessen be-
endet werden. 

 
§ 71 

Beurlaubung und  
Teildienst aus anderen Gründen 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer können auf Antrag 
1. bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren 

oder 
2. für einen Zeitraum, der sich bis zum Beginn 

des Ruhestandes erstrecken muss 
beurlaubt werden, soweit kirchliche oder dienstliche 
Interessen nicht entgegenstehen. Die Beurlaubung 
darf, auch in Verbindung mit einer Beurlaubung nach 
§ 69 und unterhälftigem Teildienst die Dauer von 
fünfzehn Jahren nicht überschreiten. 
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(2) Pfarrerinnen und Pfarrern kann auf Antrag Teil-
dienst bewilligt werden, soweit kirchliche oder dienst-
liche Interessen nicht entgegenstehen. Soweit zwin-
gende kirchliche oder dienstliche Interessen dies er-
fordern, kann nachträglich die Dauer der Beurlau-
bung oder des Teildienstes beschränkt oder der Um-
fang des zu leistendes Teildienstes erhöht werden. 
(3) Auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers soll 
die Beurlaubung widerrufen oder der Teildienst ge-
ändert werden, wenn die Beurlaubung oder der Teil-
dienst im bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet 
werden kann und dienstliche Belange nicht entge-
genstehen.  
(4) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich 
Regelungen über den Altersteildienst und über eine 
Sabbatzeit treffen. 

 
§ 72 

Informationspflicht  
und Benachteiligungsverbot 

(1) Wird eine Beurlaubung oder ein Teildienst bean-
tragt, so sind die Pfarrerinnen und Pfarrer schriftlich 
auf die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen hinzu-
weisen. 
(2) Beurlaubung aus familiären Gründen und Teil-
dienst dürfen sich bei dem beruflichen Fortkommen 
nicht nachteilig auswirken, wenn nicht zwingende 
sachliche Gründe vorliegen. 

 
§ 73 

Erwerbstätigkeit und Nebentätigkeit  
während einer Beurlaubung  

oder eines Teildienstes 

(1) Während einer Beurlaubung oder eines Teil-
dienstes dürfen nur solche Nebentätigkeiten ausge-
übt werden, die dem Zweck der Beurlaubung oder 
des Teildienstes nicht zuwiderlaufen. 
(2) Abweichend von den §§ 63 bis 67 bedürfen 
Nebentätigkeiten keiner Genehmigung; Erwerbstä-
tigkeiten im Umfang von mindestens der Hälfte eines 
uneingeschränkten Dienstes sind genehmigungs-
pflichtig. 

 
§ 74 

Verfahren 

(1) Beurlaubung und Teildienst beginnen, wenn kein 
anderer Zeitpunkt festgesetzt wird, mit dem Ablauf 
des Monats, in dem der Pfarrerin oder dem Pfarrer 
die Verfügung bekannt gegeben wird. Bei Pfarrerin-
nen und Pfarrern im Schul- und Hochschuldienst sol-
len der Beginn und das Ende einer Beurlaubung und 
eines Teildienstes oder eine Änderung derselben je-
weils auf den Beginn und das Ende eines Schulhalb-
jahres oder eines Semesters festgesetzt werden. 
(2) Ein Antrag auf Verlängerung einer Beurlaubung 
oder eines Teildienstes soll spätestens drei Monate 

vor Ablauf des Bewilligungszeitraumes gestellt wer-
den. 

 
§ 75 

Allgemeine Rechtsfolgen der Beurlaubung 

(1) Mit dem Beginn einer Beurlaubung verlieren die 
Pfarrerinnen und Pfarrer ihre Stelle oder ihren Auf-
trag im Sinne des § 25 und die damit verbundenen 
oder persönlich übertragenen Aufgaben. Bei kurzfris-
tigen Beurlaubungen können Stelle oder Auftrag be-
lassen werden. Die mit der Stelle verbundenen oder 
persönlich übertragenen Aufgaben können im Ein-
zelfall ganz oder teilweise belassen werden. Die 
Rechte und Pflichten aus dem Pfarrdienstverhältnis, 
insbesondere Lebensführungs- und Verschwiegen-
heitspflichten, bleiben bestehen, soweit die Beurlau-
bung dem nicht entgegensteht. Alle Anwartschaften, 
die im Zeitpunkt der Beurlaubung erworben waren, 
bleiben gewahrt. Die besoldungs- und versorgungs-
rechtlichen Vorschriften über die Berücksichtigung 
von Zeiten einer Beurlaubung ohne Besoldung blei-
ben unberührt. 
(2) Mit der Beurlaubung ruhen die Rechte aus der 
Ordination im Sinne des § 5 Absatz 5 Satz 2, sofern 
nicht etwas anderes bestimmt wird. 
(3) Während einer Beurlaubung unterstehen Pfarre-
rinnen und Pfarrer der Lehr- und Disziplinaraufsicht 
der Kirche, die sie beurlaubt hat; sie sollen an Fort-
bildungsveranstaltungen und Maßnahmen der Per-
sonalentwicklung im Sinne des § 55 teilnehmen. 
(4) Während der Zeit der Beurlaubung aus familiä-
ren Gründen (§ 69) besteht Anspruch auf Beihilfe in 
Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen in entspre-
chender Anwendung der Beihilferegelungen für Pfar-
rerinnen und Pfarrer mit Anspruch auf Besoldung. 
Dies gilt nicht, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer  

1. berücksichtigungsfähiger Angehöriger einer 
beihilfeberechtigten Person wird oder  

2. nach den Bestimmungen des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch über die Familienver-
sicherung krankenversichert ist oder  

3. einen Anspruch auf zusätzliche Leistungen 
bei Pflegezeit als Zuschuss zur Kranken- und 
Pflegeversicherung nach dem Elften Buch 
Sozialgesetzbuch hat. 

Im Falle einer Beurlaubung nach § 70 Absatz 2 kann 
ein Anspruch auf Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und 
Geburtsfällen in entsprechender Anwendung der 
Beihilferegelungen für Pfarrerinnen und Pfarrer mit 
Anspruch auf Besoldung gewährt werden. Die Evan-
gelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ih-
ren Bereich von den Bestimmungen dieses Absatzes 
abweichende oder ergänzende Regelungen treffen. 
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§ 76 
Beendigung 

der Beurlaubung und des Teildienstes 

(1) Die Beurlaubung endet mit Ablauf der festgeleg-
ten Dauer oder ihrem Widerruf.  
(2) Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist verpflichtet, sich 
rechtzeitig vor Ablauf einer Beurlaubung oder eines 
Teildienstes um eine Stelle zu bewerben. Führt die 
Bewerbung vor dem Ende der Beurlaubung oder des 
Teildienstes nicht zum Erfolg, so soll unter Berück-
sichtigung des jeweiligen Stellenbesetzungsrechts 
von Amts wegen eine Stelle oder ein Auftrag im Sin-
ne des § 25 übertragen werden. 
(3) Steht nach Ablauf einer Beurlaubung weder eine 
Stelle noch ein Auftrag zur Verfügung, so wird die 
Pfarrerin oder der Pfarrer in den Wartestand ver-
setzt. Mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfar-
rers kann anstelle einer Versetzung in den Warte-
stand die Beurlaubung um die Zeit bis zur Übertra-
gung einer Stelle oder eines Auftrages verlängert 
werden.  

 
 

Kapitel 2 
Abordnung, Zuweisung, Versetzung, 

Umwandlung und Wartestand 
 

§ 77 
Abordnung 

(1) Eine Abordnung ist die vorübergehende Übertra-
gung einer der Ausbildung der Pfarrerin oder des 
Pfarrers entsprechenden Tätigkeit bei einer anderen 
Dienststelle desselben oder eines anderen Dienst-
herrn unter Beibehaltung der bisherigen Stelle oder 
des bisherigen Auftrages im Sinne des § 25. Die Ab-
ordnung erfolgt im dienstlichen Interesse. Sie kann 
ganz oder teilweise erfolgen. 
(2) Die Abordnung bedarf der Zustimmung der Pfar-
rerin oder des Pfarrers, wenn sie 

1. bei einer teilweisen Abordnung insgesamt 
länger als zwölf Monate dauert oder 

2. bei einer Abordnung im Ganzen insgesamt 
länger als sechs Monate dauert oder 

3. zu einem anderen Dienstherrn erfolgt. 
(3) Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn 
wird von dem abgebenden im Einverständnis mit 
dem aufnehmenden Dienstherrn verfügt. Das Ein-
verständnis ist schriftlich zu erklären. 
(4) Für die abgeordneten Pfarrerinnen und Pfarrer 
sind die für den Bereich des aufnehmenden Dienst-
herrn geltenden Vorschriften über die Rechte und 
Pflichten der Pfarrerinnen und Pfarrer entsprechend 
anzuwenden mit Ausnahme der Regelungen über 
die Amtsbezeichnung (§ 29), die Zahlung von Bezü-
gen, von Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Ge-
burtsfällen und von Versorgung (§ 49 Absatz 1). 

 

§ 78 
Zuweisung 

(1) Eine Zuweisung ist die befristete oder unbefriste-
te Übertragung einer der Ausbildung der Pfarrerin 
oder des Pfarrers entsprechenden Tätigkeit bei einer 
Einrichtung oder einem Dienstherrn außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Kirchengesetzes. Die Zu-
weisung kann ganz oder teilweise erfolgen. Die 
Rechtsstellung der Pfarrerin oder des Pfarrers bleibt 
unberührt. 
(2) Die Zuweisung erfolgt im kirchlichen Interesse. 
Sie bedarf der Zustimmung der Pfarrerin oder des 
Pfarrers. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrern mit einer Stelle oder 
einem Auftrag im Sinne des § 25 in einer Einrich-
tung, die ganz oder teilweise in eine privatrechtlich 
organisierte Einrichtung der Kirche oder der Diakonie 
umgebildet wird, kann auch ohne ihre Zustimmung 
im kirchlichen Interesse eine ihrer Ausbildung ent-
sprechende Tätigkeit bei dieser Einrichtung zuge-
wiesen werden. 
(4)  Die Zuweisung endet mit Ablauf der festgeleg-
ten Dauer. Sie kann im dienstlichen oder kirchlichen 
Interesse beendet werden. 
(5) Bei einer Zuweisung von insgesamt nicht mehr 
als einem Jahr tritt ein Verlust der Stelle nur mit Zu-
stimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers ein. Im Üb-
rigen gilt § 76 entsprechend. 

 
§ 79 

Versetzung 

(1) Versetzung ist die Übertragung einer anderen 
Stelle oder eines anderen Auftrages im Sinne des 
§ 25 unter Verlust der bisherigen Stelle oder des 
bisherigen Auftrages. 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer können um der Unab-
hängigkeit der Verkündigung willen nur versetzt wer-
den, wenn sie sich um die andere Verwendung be-
werben oder der Versetzung zustimmen oder wenn 
ein besonderes kirchliches Interesse an der Verset-
zung besteht. Ein besonderes kirchliches Interesse 
liegt insbesondere vor, wenn 

1. die befristete Übertragung einer Stelle oder 
eines Auftrages im Sinne des § 25 endet, 

2. die Wahrnehmung eines Aufsichtsamtes en-
det, das mit der bisherigen Stelle oder dem 
bisherigen Auftrag im Sinne des § 25 ver-
bunden ist, 

3. aufgrund verbindlich beschlossener Stellen-
planung ihre Stelle aufgehoben wird, unbe-
setzt sein oder einen anderen Dienstumfang 
erhalten soll, oder wenn ihr Dienstbereich 
neu geordnet wird, 

4. es zur Sicherung einer ordnungsgemäßen 
Gesamtbesetzung der Stellen im Bereich ih-
res Dienstherrn notwendig ist, 
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5. in ihrer bisherigen Stelle oder ihrem bisheri-
gen Auftrag eine nachhaltige Störung in der 
Wahrnehmung des Dienstes gemäß § 80 
Absatz 1 und 2 festgestellt wird, 

6. sie wegen ihres Gesundheitszustandes in 
der Ausübung ihres bisherigen Dienstes we-
sentlich beeinträchtigt sind. 

(3) Pfarrerinnen und Pfarrer mit einer allgemeinen 
kirchlichen Stelle oder einem allgemeinen kirchlichen 
Auftrag im Sinne des § 25 sowie Gemeindepfarrerin-
nen und Gemeindepfarrer (§ 27), die keine Stelle in-
nehaben, können über die in Absatz 2 genannten 
Gründe hinaus ohne ihre Zustimmung in eine andere 
Stelle oder einen anderen Auftrag versetzt werden, 
wenn dafür ein kirchliches Interesse besteht. 
(4) Sieht das Recht der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse vor, dass zwei Pfarrerinnen 
oder Pfarrern, deren Dienstumfang jeweils einge-
schränkt ist, gemeinsam eine Stelle übertragen wer-
den kann, so kann, wenn das Pfarrdienstverhältnis 
einer beteiligten Person verändert wird oder endet, 
auch die andere beteiligte Person versetzt werden. 
Die §§ 83 bis 85 sind anwendbar. 
(5) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich 
von den Regelungen des Absatzes 2 Satz 2 Num-
mer 3 und 4 und des Absatzes 4 abweichen. 

 
§ 80 

Versetzungsvoraussetzungen und -verfahren 

(1) Eine nachhaltige Störung in der Wahrnehmung 
des Dienstes im Sinne des § 79 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 5 liegt vor, wenn die Erfüllung der dienstli-
chen oder der gemeindlichen Aufgaben nicht mehr 
gewährleistet ist. Das ist insbesondere der Fall, 
wenn das Verhältnis zwischen der Pfarrerin oder 
dem Pfarrer und nicht unbeträchtlichen Teilen der 
Gemeinde zerrüttet ist oder das Vertrauensverhältnis 
zwischen der Pfarrerin oder dem Pfarrer und dem 
Vertretungsorgan der Gemeinde zerstört ist und 
nicht erkennbar ist, dass das Vertretungsorgan 
rechtsmissbräuchlich handelt. Die Gründe für die 
nachhaltige Störung müssen nicht im Verhalten oder 
in der Person der Pfarrerin oder des Pfarrers liegen. 
(2) Zur Feststellung der Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 werden die erforderlichen Erhebungen 
durchgeführt. Der Beginn der Erhebungen wird der 
Pfarrerin oder dem Pfarrer mitgeteilt. Sofern nicht 
ausnahmsweise etwas anderes angeordnet wird, 
nehmen Pfarrerinnen und Pfarrer für die Dauer der 
Erhebungen den Dienst in der ihnen übertragenen 
Stelle oder in dem ihnen übertragenen Auftrag nicht 
wahr. Während dieser Zeit soll eine angemessene 
Aufgabe übertragen werden. 
(3) Zur Feststellung der Voraussetzungen des § 79 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 kann eine amts- oder 
vertrauensärztliche Untersuchung angeordnet wer-
den. § 91 Absatz 3 und 5 gilt entsprechend. 

(4) Versetzungen zu einem anderen Dienstherrn 
bedürfen der Zustimmung der Pfarrerin oder des 
Pfarrers. Bei einem Wechsel des Dienstherrn wird 
die Versetzung von dem abgebenden im Einver-
ständnis mit dem aufnehmenden Dienstherrn ver-
fügt. Das Pfarrdienstverhältnis wird mit dem neuen 
Dienstherrn fortgesetzt; dieser tritt an die Stelle des 
bisherigen. Auf die Rechtsstellung der Versetzten 
sind die im Bereich des neuen Dienstherrn geltenden 
Vorschriften anzuwenden. 

 
§ 81 

Regelmäßiger Stellenwechsel  

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
können durch Kirchengesetz ein besonderes Verfah-
ren regeln, nach dem Gemeindepfarrerinnen und 
Gemeindepfarrer (§ 27), die mindestens zehn Jahre 
in derselben Gemeinde tätig sind und das 57. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, versetzt wer-
den können. 

 
§ 82 

Umwandlung in ein Kirchenbeamtenverhältnis 

Das Pfarrdienstverhältnis kann mit Zustimmung der 
Pfarrerin oder des Pfarrers in ein Kirchenbeamten-
verhältnis umgewandelt werden, wenn ein dienstli-
ches Interesse besteht. In diesem Fall wird das 
Pfarrdienstverhältnis als Kirchenbeamtenverhältnis 
fortgesetzt. Die Vorschriften über die Ordination 
(§§ 3 bis 7) und die daraus folgenden Rechte und 
Pflichten bleiben unberührt. 

 
§ 83 

Versetzung in den Wartestand 

(1) Wartestand ist die vorübergehende dienstrechtli-
che Stellung, in der einer Pfarrerin oder einem Pfar-
rer, ohne beurlaubt oder in den Ruhestand versetzt 
zu sein, weder eine Stelle noch ein anderer Auftrag 
im Sinne des § 25 übertragen ist. 
(2) Neben den anderen in diesem Kirchengesetz 
genannten Fällen werden Pfarrerinnen und Pfarrer in 
den Wartestand versetzt, wenn eine Versetzung in 
eine andere Stelle in den Fällen des § 79 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 1 bis 3 und 5 nicht durchführbar ist. 
Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich be-
stimmen, dass eine Versetzung in den Wartestand 
nur dann erfolgen darf, wenn weder eine Stelle noch 
ein Auftrag im Sinne des § 25 Absatz 2 übertragen 
werden kann. 
(3) Anstelle einer Versetzung nach § 79 Absatz 2 
Satz 2 kann mit Zustimmung der Pfarrerin oder des 
Pfarrers eine Versetzung in den Wartestand erfol-
gen. 
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§ 84 

Verfahren und Rechtsfolgen  
der Versetzung in den Wartestand 

(1) Die Verfügung über die Versetzung in den War-
testand ist der Pfarrerin oder dem Pfarrer zuzustel-
len. Sie kann bis zum Beginn des Wartestandes zu-
rückgenommen werden. 
(2) Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Ver-
fügung ein anderer Zeitpunkt bestimmt wird, mit dem 
Ende des Monats, in dem der Pfarrerin oder dem 
Pfarrer die Versetzung in den Wartestand bekannt 
gegeben wird. 
(3) Während des Wartestandes besteht ein An-
spruch auf Wartegeld nach Maßgabe der jeweils gel-
tenden kirchengesetzlichen Bestimmungen. 
(4) Im Fall des Wartestandes gemäß § 83 Absatz 2 
in Verbindung mit § 79 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 
können Pfarrerinnen und Pfarrern im kirchlichen Inte-
resse Beschränkungen in der Ausübung von Auftrag 
und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und 
Sakramentsverwaltung auferlegt werden. Es kann 
bestimmt werden, dass ihre Bewerbungen der vorhe-
rigen Genehmigung einer aufsichtführenden Stelle 
bedürfen. 

 
§ 85 

Verwendung  
nach Versetzung in den Wartestand 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand sind 
verpflichtet, sich um eine ihrer Ausbildung entspre-
chende Stelle oder einen ihrer Ausbildung entspre-
chenden Auftrag im Sinne des § 25 zu bewerben 
oder sich eine solche Stelle oder einen solchen Auf-
trag übertragen zu lassen. Sie können verpflichtet 
werden, sich in einer anderen Gliedkirche zu bewer-
ben, wenn sie in dieser zur Bewerbung zugelassen 
worden sind. 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrern im Wartestand kann 
jederzeit ein ihrer Ausbildung entsprechender, befris-
teter Auftrag zur Wahrnehmung dienstlicher Aufga-
ben erteilt werden (Wartestandsauftrag). 
(3) Kommen Pfarrerinnen und Pfarrer trotz Aufforde-
rung ihrer Pflicht zur Bewerbung nach Absatz 1 nicht 
nach oder nehmen sie ihren Dienst nach Absatz 2 
nicht wahr, so verlieren sie für diese Zeit den An-
spruch auf Wartegeld und Dienstbezüge. Die Mög-
lichkeit, ein Disziplinarverfahren einzuleiten, bleibt 
unberührt. 

 
§ 86 

Beendigung des Wartestandes 

Der Wartestand endet mit  
1. der erneuten Übertragung einer Stelle oder 

eines Auftrages im Sinne des § 25, 
2. dem Eintritt oder der Versetzung in den Ru-

hestand oder  

3. der Beendigung des Pfarrdienstverhältnis-
ses. 

 
 

Kapitel 3 
Ruhestand 

 
§ 87 

Eintritt in den Ruhestand 
(1) Pfarrerinnen und Pfarrer treten mit dem Ende 
des Monats in den Ruhestand, in dem sie die Regel-
altersgrenze erreichen. Sie erreichen die Regelal-
tersgrenze mit Vollendung des 67. Lebensjahres. 
Pfarrerinnen und Pfarrer im Schul- oder Hochschul-
dienst treten mit Ablauf des Schulhalbjahres oder 
des Semesters in den Ruhestand, in dem sie die 
Regelaltersgrenze erreichen. 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer, die vor dem 1. Januar 
1947 geboren sind, erreichen die Regelaltersgrenze 
mit Vollendung des 65. Lebensjahres. Für Pfarrerin-
nen und Pfarrer, die nach dem 31. Dezember 1946 
geboren sind, wird diese Regelaltersgrenze wie folgt 
angehoben: 

Geburtsjahr 
Geburtsmonat 

Anhebung um 
Monate 

Altersgrenze 
Jahr Monat 

1947 1 65 1 
1948 2 65 2 
1949 3 65 3 
1950 4 65 4 
1951 5 65 5 
1952 6 65 6 
1953 7 65 7 
1954 8 65 8 
1955 9 65 9 
1956 10 65 10 
1957 11 65 11 
1958 12 66 0 
1959 14 66 2 
1960 16 66 4 
1961 18 66 6 
1962 20 66 8 
1963 22 66 10 

 
(3) Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können je für ihren Bereich durch Kir-
chengesetz eine abweichende Regelaltersgrenze 
festsetzen. 
(4) Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann der 
Eintritt in den Ruhestand mit Zustimmung der Pfarre-
rin oder des Pfarrers um bis zu drei Jahren hinaus-
geschoben werden. Bei Pfarrerinnen und Pfarrern im 
Schul- und Hochschuldienst geschieht dies unter Be-
rücksichtigung des Ablaufs des Schulhalbjahres oder 
des Semesters. 

 



 

 Gesetz- und Verordnungsblatt der Lippischen Landeskirche  -  Band 15 Nr. 2  vom 31. Dezember 2011 83 
 

§ 88 
Ruhestand vor Erreichen der Regelaltersgrenze 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer können auf eigenen An-
trag in den Ruhestand versetzt werden, wenn 

1. sie das 63. Lebensjahr vollendet haben oder 
2. ihnen ein Grad der Behinderung von wenigs-

tens 50 im Sinne des Neunten Buches Sozi-
algesetzbuch zuerkannt worden ist und sie 
das 62. Lebensjahr vollendet haben. 

(2) Pfarrerinnen oder Pfarrer, denen ein Grad der 
Behinderung von wenigstens 50 im Sinne des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch zuerkannt worden ist, 
und die vor dem 1. Januar 1952 geboren sind, kön-
nen auf eigenen Antrag in den Ruhestand versetzt 
werden, wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet ha-
ben. Für Pfarrerinnen und Pfarrer, denen ein Grad 
der Behinderung von wenigstens 50 im Sinne des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch zuerkannt wor-
den ist, und die nach dem 31. Dezember 1951 gebo-
ren sind, wird diese Altersgrenze wie folgt angeho-
ben: 

Geburtsjahr 
Geburtsmonat 

Anhebung um 
Monate 

Altersgrenze 
Jahr Monat 

1952    
Januar 1 60 1 
Februar 2 60 2 

März 3 60 3 
April 4 60 4 
Mai 5 60 5 

Juni - Dez. 6 60 6 
1953 7 60 7 
1954 8 60 8 
1955 9 60 9 
1956 10 60 10 
1957 11 60 11 
1958 12 61 0 
1959 14 61 2 
1960 16 61 4 
1961 18 61 6 
1962 20 61 8 
1963 22 61 10 

(3) Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können je für ihren Bereich durch Kir-
chengesetz Altersgrenzen festsetzen, die von den in 
den Absätzen 1 und 2 genannten Altersgrenzen ab-
weichen. 
(4) Pfarrerinnen und Pfarrer können auch in den 
Ruhestand versetzt werden, wenn aus Gründen, die 
in der Person oder in dem Verhalten der Pfarrerin 
oder des Pfarrers liegen, eine nachhaltige Störung in 
der Wahrnehmung des Dienstes gemäß § 80 Ab-
satz 1 und 2 festgestellt wird und eine störungsfreie 
Wahrnehmung des Dienstes in einer anderen Stelle 
oder einem anderen Auftrag im Sinne des § 25 nicht 
erwartet werden kann. 

 

§ 89 
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit,  

Verpflichtung zur Rehabilitation 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind in den Ruhestand 
zu versetzen, wenn sie wegen ihres körperlichen Zu-
stands oder aus gesundheitlichen Gründen zur Erfül-
lung ihrer Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstun-
fähig) sind. Dienstunfähigkeit kann auch dann ange-
nommen werden, wenn wegen Krankheit innerhalb 
von sechs Monaten mehr als drei Monate kein 
Dienst geleistet wurde und keine Aussicht besteht, 
dass innerhalb weiterer sechs Monate wieder volle 
Dienstfähigkeit erlangt wird.  
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer sind zur Vermeidung 
einer drohenden Dienstunfähigkeit verpflichtet, an 
geeigneten und zumutbaren gesundheitlichen und 
beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen teilzuneh-
men.  

 
§ 90 

Begrenzte Dienstfähigkeit 

(1) Von der Versetzung in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit soll abgesehen werden, wenn die 
Pfarrerin oder der Pfarrer Dienst mit mindestens der 
Hälfte eines vollen Dienstumfangs ausüben kann 
(begrenzte Dienstfähigkeit). § 91 Absatz 1 bis 3 und 
5 gilt entsprechend. Die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse können abweichende Regelun-
gen erlassen. 
(2) Der Dienstumfang der Pfarrerin oder des Pfar-
rers ist entsprechend der begrenzten Dienstfähigkeit 
herabzusetzen.  

 
§ 91 

Verfahren bei Dienstunfähigkeit 

(1) Beantragt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer die Ver-
setzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit, 
so wird die Dienstunfähigkeit in der Regel aufgrund 
eines ärztlichen Gutachtens festgestellt, das die 
Pfarrerin oder den Pfarrer für dauernd unfähig hält, 
die Dienstpflichten zu erfüllen. 
(2) Soll die Versetzung in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit ohne Antrag erfolgen, so wird der 
Pfarrerin oder dem Pfarrer unter Angabe der Gründe 
mitgeteilt, dass eine Versetzung in den Ruhestand 
beabsichtigt ist. Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann 
innerhalb eines Monats Einwendungen erheben. 
Nach Ablauf der Frist wird über die Versetzung in 
den Ruhestand entschieden. Während des Verfah-
rens kann angeordnet werden, dass die Pfarrerin 
oder der Pfarrer die Dienstgeschäfte ruhen lässt. 
(3) Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann verpflichtet 
werden, ein ärztliches Gutachten über die Dienstfä-
higkeit vorzulegen und sich, falls dies für erforderlich 
gehalten wird, ärztlich beobachten zu lassen. 
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(4) Entzieht sich die Pfarrerin oder der Pfarrer trotz 
zweimaliger schriftlicher Aufforderung ohne hinrei-
chenden Grund der Verpflichtung, sich untersuchen 
oder beobachten zu lassen, so kann sie oder er so 
behandelt werden, als ob die Dienstunfähigkeit ärzt-
lich bestätigt worden wäre. Die Besoldung wird mit 
dem Ende des Monats, in dem die Versetzung in den 
Ruhestand bekannt gegeben wird, einbehalten, so-
weit sie das Ruhegehalt übersteigt. 
(5) Gutachten, Untersuchungen und Beobachtungen 
sollen, soweit nicht im Einzelfall die Dienstunfähig-
keit zweifelsfrei feststeht, durch Vertrauens- oder 
Amtsärztinnen und -ärzte erfolgen, wenn nicht die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich etwas anderes bestimmt haben. Gut-
achten entfalten keine verbindliche Wirkung. Sie 
schließen die Erhebung weiterer Beweise nicht aus. 

 
§ 92 

Versetzung aus dem Warte- in den Ruhestand 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand können 
mit ihrer Zustimmung jederzeit in den Ruhestand 
versetzt werden. 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand werden 
in den Ruhestand versetzt, wenn ihnen bis zum Ab-
lauf von drei Jahren nach dem Beginn des Warte-
standes nicht erneut eine Stelle oder ein Auftrag im 
Sinne des § 25 übertragen worden ist. Der Lauf der 
Frist ist gehemmt, solange ein Wartestandsauftrag 
gemäß § 85 Absatz 2 wahrgenommen wird.  
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand können 
in den Ruhestand versetzt werden, wenn während 
des Wartestands neue Tatsachen festgestellt wer-
den, die, aus Gründen, die in der Person oder in 
dem Verhalten der Pfarrerin oder des Pfarrers lie-
gen, eine störungsfreie Wahrnehmung des Dienstes 
nicht erwarten lassen. 

 
§ 93 

Versetzung in den Ruhestand 

(1) Die Versetzung in den Ruhestand wird von der 
für die Berufung zuständigen Stelle verfügt. Im Rah-
men einer Abordnung nach § 77 erfolgt die Verset-
zung in den Ruhestand durch den abordnenden 
Dienstherrn im Benehmen mit dem aufnehmenden 
Dienstherrn. Im Falle der Zuweisung nach § 78 wird 
das Einvernehmen mit der aufnehmenden Einrich-
tung oder dem aufnehmenden Dienstherrn herge-
stellt. 
(2) Die Verfügung ist der Pfarrerin oder dem Pfarrer 
zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn des Ruhe-
standes zurückgenommen werden. 
(3) Soweit in der Verfügung nach Absatz 2 kein 
Zeitpunkt bestimmt ist, beginnt der Ruhestand, ab-
gesehen von den Fällen des Ruhestandes auf An-
trag nach § 88 Absatz 1 und 2 und des Ruhestandes 
wegen Dienstunfähigkeit nach § 89 mit dem Ende 
des Monats, in dem die Versetzung in den Ruhe-

stand bekannt gegeben worden ist. 
 

§ 94 
Voraussetzungen und  

Rechtsfolgen des Ruhestandes 

(1) Eintritt und Versetzung in den Ruhestand setzen 
die Erfüllung einer versorgungsrechtlichen Wartezeit 
voraus, soweit kirchengesetzlich nicht etwas anderes 
bestimmt ist. 
(2) Mit Beginn des Ruhestandes endet die Pflicht 
der Pfarrerinnen und Pfarrer zur Dienstleistung. Sie 
scheiden aus ihrer Stelle oder ihrem Auftrag aus und 
verlieren sonstige übertragene kirchliche Aufgaben 
oder Funktionen, soweit sie nicht im Einzelfall vorü-
bergehend belassen werden. Sie erhalten Versor-
gungsbezüge nach den jeweils geltenden kirchenge-
setzlichen Bestimmungen des Versorgungsrechts. 
Im Übrigen bleibt ihre Rechtsstellung erhalten. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand behalten 
Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung 
und Sakramentsverwaltung. Ihnen kann mit ihrer Zu-
stimmung widerruflich ein pfarramtlicher oder ein an-
derer kirchlicher Dienst übertragen werden. Im kirch-
lichen Interesse können ihnen Beschränkungen in 
der Ausübung von Auftrag und Recht zur öffentlichen 
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung, ins-
besondere bei der Vornahme von Amtshandlungen, 
auferlegt werden. 
(4) Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand unterste-
hen weiterhin der Lehr- und Disziplinaraufsicht. Sie 
sind weiterhin zu einer amtsangemessenen Lebens-
führung verpflichtet. Sie haben insbesondere alles zu 
vermeiden, was den Zusammenhalt einer Gemeinde 
oder den Dienst anderer Ordinierter erschweren 
kann. 
(5) Abweichend von den §§ 63 bis 67 bedürfen 
Nebentätigkeiten keiner Genehmigung. Eine Neben-
tätigkeit kann unter den Voraussetzungen des § 65 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 untersagt werden. 

 
§ 95 

Wiederverwendung  
nach Versetzung in den Ruhestand 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrern im Ruhestand kann 
erneut eine ihrer Ausbildung entsprechende Stelle 
oder ein ihrer Ausbildung entsprechender Auftrag im 
Sinne des § 25 übertragen werden, wenn die Gründe 
für die Versetzung in den Ruhestand weggefallen 
sind. Sie sind auf Aufforderung verpflichtet, sich um 
eine Stelle zu bewerben und sich eine Stelle oder ei-
nen Auftrag übertragen zu lassen, wenn zu erwarten 
ist, dass sie den gesundheitlichen Anforderungen 
genügen werden. Sie erhalten Besoldung mindes-
tens aus der Besoldungsgruppe ihrer letzten Ver-
wendung. 
(2) Das Vorliegen der Dienstunfähigkeit kann in re-
gelmäßigen Abständen überprüft werden. Zur Prü-
fung ihrer Dienstfähigkeit sind Pfarrerinnen und Pfar-
rer verpflichtet, sich nach Weisung ärztlich untersu- 
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chen zu lassen. § 91 Absatz 3 und 5 ist anzuwen-
den. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer sind auf Weisung ver-
pflichtet, zur Wiederherstellung ihrer Dienstfähigkeit 
an geeigneten und zumutbaren gesundheitlichen 
und beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen teilzu-
nehmen.  

 
 

Teil 7 
Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses 

 
§ 96 

Beendigung 

Das Pfarrdienstverhältnis endet außer durch den 
Tod durch Entlassung oder Entfernung aus dem 
Dienst. 

 
§ 97 

Entlassung kraft Gesetzes 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind kraft Gesetzes ent-
lassen, wenn sie 

1. die evangelische Kirche durch Austrittserklä-
rung oder durch Übertritt zu einer anderen 
Religionsgemeinschaft verlassen oder 

2. nach § 5 Absatz 1 Auftrag und Recht zur öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung verlieren oder 

3. den Dienst unter Umständen aufgeben, aus 
denen zu entnehmen ist, dass sie ihn nicht 
wieder aufnehmen wollen oder 

4. den Dienst trotz Aufforderung durch den 
Dienstherrn nicht aufnehmen oder 

5. durch ihr Verhalten nach Ablauf einer Beur-
laubung erkennen lassen, dass sie den 
Dienst nicht wieder aufnehmen wollen oder 

6. in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder 
Dienstverhältnis zu einem anderen Dienst-
herrn treten, sofern kirchengesetzlich nicht 
etwas anderes bestimmt ist oder die für die 
Berufung zuständige Stelle keine andere Re-
gelung trifft. 

(2) Die für die Berufung zuständige Stelle entschei-
det darüber, ob die Voraussetzungen nach Absatz 1 
vorliegen und stellt den Tag der Beendigung des 
Pfarrdienstverhältnisses fest. 

 
§ 98 

Entlassung wegen einer Straftat 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind kraft Gesetzes ent-
lassen, wenn sie in einem ordentlichen Strafverfah-
ren durch Urteil eines deutschen Gerichts wegen ei-
ner vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von 
mindestens einem Jahr rechtskräftig verurteilt wor-
den sind. Die Entlassung aus dem Dienst wird einen 
Monat nach amtlicher Kenntnis der disziplinarauf-

sichtführenden Stelle von der Rechtskraft des straf-
gerichtlichen Urteils rechtswirksam, spätestens einen 
Monat nach Zugang der amtlichen Mitteilung bei der 
disziplinaraufsichtführenden Stelle. 
(2) Eine Entlassung nach Absatz 1 erfolgt nicht, 
wenn vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 Satz 2 aus 
kirchlichem Interesse ein Disziplinarverfahren einge-
leitet oder die Fortsetzung eines bereits eingeleiteten 
Disziplinarverfahrens beantragt oder beschlossen 
wird. Ein Anspruch auf Einleitung oder Fortsetzung 
eines Disziplinarverfahrens besteht nicht. 
(3) Wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder 
fortgesetzt, so tritt die Pfarrerin oder der Pfarrer mit 
der Einleitung oder Fortsetzung dieses Verfahrens in 
den Wartestand. 
(4) Wird eine Entscheidung, durch die die Entlas-
sung nach Absatz 1 bewirkt worden ist, in einem 
strafgerichtlichen Wiederaufnahmeverfahren rechts-
kräftig durch eine Entscheidung ersetzt, die diese 
Wirkungen nicht hat, so gilt das Pfarrdienstverhältnis 
als nicht unterbrochen. Der Pfarrerin oder dem Pfar-
rer wird, soweit möglich, die Rechtsstellung einge-
räumt, die sie oder er ohne die aufgehobene Ent-
scheidung hätte. Die Möglichkeit, aufgrund des im 
gerichtlichen Verfahren festgestellten Sachverhalts 
ein Disziplinarverfahren durchzuführen, bleibt unbe-
rührt. 

 
§ 99 

Entlassung ohne Antrag 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu entlassen, wenn 
sie nicht in den Ruhestand versetzt werden können, 
weil eine versorgungsrechtliche Wartezeit nicht er-
füllt ist. 
(2) Die Entlassung wird mit Ablauf des Monats, der 
auf den Monat folgt, in dem die Entlassungsverfü-
gung zugestellt worden ist, wirksam. 

 
§ 100 

Entlassung auf Antrag 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu entlassen, wenn 
sie gegenüber dem Dienstherrn schriftlich ihre Ent-
lassung verlangen. Die Erklärung kann zurückge-
nommen werden, solange die Entlassungsverfügung 
noch nicht zugegangen ist. 
(2) Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt 
auszusprechen. Mit Rücksicht auf dienstliche Belan-
ge kann sie längstens drei Monate, bei Pfarrerinnen 
und Pfarrern im Schul- und Hochschuldienst längs-
tens bis zum Ablauf des Schulhalbjahres oder des 
Semesters, hinausgeschoben werden. 
(3) Der Pfarrerin oder dem Pfarrer kann mit der Ent-
lassung die Möglichkeit eingeräumt werden, im Falle 
der erfolgreichen Bewerbung auf eine Stelle in das 
Pfarrdienstverhältnis zurückzukehren. Die Möglich-
keit kann befristet werden. Sie ist zu widerrufen, 
wenn die für die Ausübung des pfarramtlichen Diens-
tes erforderlichen persönlichen Voraussetzungen 
nicht mehr gegeben sind. 
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§ 101 
Verfahren und Rechtsfolgen der Entlassung 

(1) Die Entlassung wird von der für die Berufung zu-
ständigen Stelle verfügt. Sie wird mit dem in der Ent-
lassungsverfügung angegebenen Zeitpunkt, jedoch 
frühestens mit ihrer Zustellung wirksam. In den Fäl-
len der Entlassung nach § 98 wird der durch das Kir-
chengesetz bestimmte Zeitpunkt der Entlassung mit-
geteilt. 
(2) Nach der Entlassung besteht kein Anspruch auf 
Besoldung, Versorgung oder sonstige Leistungen; 
die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
können je für ihren Bereich etwas anderes bestim-
men. Wird die Entlassung im Laufe eines Kalender-
monats wirksam, so können die für den Entlas-
sungsmonat gezahlten Dienstbezüge belassen wer-
den. 
(3) Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich, befristet 
oder unter Auflagen als laufende Zahlung oder als 
Einmalzahlung gewährt werden. 
(4) Mit der Entlassung verliert die Pfarrerin oder der 
Pfarrer vorbehaltlich der Regelungen der §§ 5 und 
29 Absatz 2 Auftrag und Recht zur öffentlichen 
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung sowie 
das Recht zum Führen der Amtsbezeichnung und 
etwaiger kirchlicher Titel. 

 
§ 102 

Entfernung aus dem Dienst 
Die Entfernung aus dem Dienst wird durch das Dis-
ziplinarrecht geregelt. 

 
 
 

Teil 8 
Rechtsschutz, Verfahren  

und Beteiligung der Pfarrerschaft 
 

§ 103 
Verwaltungsverfahren 

Für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit 
nach diesem Kirchengesetz gelten ergänzend die 
Bestimmungen des Verwaltungsverfahrens- und -
zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, soweit diese nicht zu den Bestimmun-
gen dieses Kirchengesetzes in Widerspruch stehen 
oder soweit nicht in diesem Kirchengesetz oder an-
deren Kirchengesetzen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse etwas anderes bestimmt ist.  

 
§ 104 

Allgemeines Beschwerde- und Antragsrecht 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer können Anträge und 

Beschwerden vorbringen. Hierbei ist der Dienstweg 
einzuhalten. 
(2) Richtet sich die Beschwerde gegen die unmittel-
bare Vorgesetzte oder den unmittelbaren Vorgesetz-
ten, so kann sie unmittelbar bei der nächsthöheren 
vorgesetzten Stelle eingereicht werden. 
(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wir-
kung. 

 
§ 105 

Rechtsweg, Vorverfahren 

(1) Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Pfarrdienstver-
hältnis ist nach Maßgabe des in der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüssen jeweils geltenden 
Rechts der Rechtsweg zu den kirchlichen Verwal-
tungsgerichten eröffnet. 
(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se regeln je für ihren Bereich, ob vor Eröffnung des 
Rechtswegs ein Vorverfahren erforderlich ist. 
(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen fol-
gende Maßnahmen haben keine aufschiebende Wir-
kung: 

1. Untersagung der Dienstausübung nach § 21 
Absatz 3, § 22 Absatz 4 und § 60 Absatz 1, 

2. Abordnung nach § 77, 
3. Zuweisung nach § 78, 
4. Versetzung nach § 79, 
5. Versetzung in den Wartestand nach § 76 Ab-

satz 3, § 83 Absatz 2 und § 118 Abs. 6, 
6. Versetzung in den Ruhestand nach § 88 Ab-

satz 4, § 91 Absatz 2 und 4 und § 92 Ab-
satz 2 und 3, 

7. Entlassung nach den §§ 97 und 98. 
In den Fällen nach den Nummern 3 bis 7 kann eine 
bisher innegehabte Stelle einer anderen Pfarrerin 
oder einem anderen Pfarrer erst übertragen werden, 
wenn die angefochtene Maßnahme bestandskräftig 
geworden ist. 

 
§ 106 

Leistungsbescheid 

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
können nach Maßgabe ihres Rechts Ansprüche aus 
Pfarrdienstverhältnissen durch Leistungsbescheid 
geltend machen. Die Möglichkeit, einen Anspruch 
durch Erhebung einer Klage zu verfolgen, bleibt un-
berührt. 

 
§ 107 

Beteiligung der Pfarrerschaft 

(1) Bei der Vorbereitung allgemeiner dienstrechtli-
cher Vorschriften für Pfarrerinnen und Pfarrer, die 
nach Artikel 10 a der Grundordnung der Evangeli- 
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schen Kirche in Deutschland für die Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse gelten sollen, 
erhält der Verband evangelischer Pfarrerinnen und 
Pfarrer in Deutschland e.V. Gelegenheit zur Stel-
lungnahme. Die Beteiligung der Pfarrerschaft bei der 
Vorbereitung allgemeiner dienstrechtlicher Vorschrif-
ten der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüssen richtet sich nach dem dort jeweils gel-
tenden Recht. 
(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können die Beteiligung von Vertreterinnen und 
Vertretern der Pfarrerschaft bei Einzelmaßnahmen je 
für ihren Bereich regeln.  

 
 

Teil 9 
Sondervorschriften 

 
§ 108 

Privatrechtliches Dienstverhältnis 

(1) In begründeten Einzelfällen können Pfarrerinnen 
und Pfarrer in einem privatrechtlichen Dienstverhält-
nis beschäftigt werden. 
(2) Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gelten 
sinngemäß, soweit sie nicht das Bestehen eines öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses vorausset-
zen. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich etwas anderes regeln. 
Bei Beendigung des Dienstverhältnisses wegen Be-
zuges einer Rente oder vergleichbaren Leistung 
bleiben die Rechte aus der Ordination erhalten. § 94 
Absatz 3 bis 5 gilt entsprechend. 

 
§ 109 

Pfarrdienstverhältnis auf Zeit 

(1) Für das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit (§ 2 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 2) gelten die Vorschriften 
über das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit ent-
sprechend, soweit nicht in diesem Kirchengesetz et-
was anderes bestimmt ist. 
(2) Das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit wird durch die 
Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit be-
gründet. Gleichzeitig erfolgt die Berufung zur Pfarre-
rin oder zum Pfarrer, wenn diese nicht bereits ge-
mäß § 10 Absatz 1 oder § 20 Absatz 1 erfolgt ist. 
(3) Die Berufungsurkunde muss die Worte: „in das 
Pfarrdienstverhältnis auf Zeit berufen“ enthalten. 
(4) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis 
auf Zeit sind kraft Gesetzes auch entlassen durch 

1. Zeitablauf, 
2. Widerruf der Beurlaubung nach Absatz 6, 
3. Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand 

nach Absatz 7, 
4. Beendigung ihres öffentlich-rechtlichen 

Dienstverhältnisses auf Lebenszeit, 
5. Verlust der Stelle oder des Auftrages im Sin-

ne des § 25 aufgrund einer Disziplinarent-
scheidung. 

(5) Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis 
auf Zeit können im Einvernehmen mit dem beurlau-
benden Dienstherrn vorzeitig entlassen werden, 
wenn festgestellt wird, dass die Voraussetzungen ei-
ner Versetzung in den Wartestand nach § 83 Ab-
satz 2 vorliegen. 
(6) Die Beurlaubung kann durch den beurlaubenden 
Dienstherrn im Einvernehmen mit dem Dienstherrn 
des Pfarrdienstverhältnisses auf Zeit widerrufen 
werden. 
(7) Eintritt und Versetzung in den Ruhestand erfol-
gen bei dem beurlaubenden Dienstherrn nach Maß-
gabe des bei ihm geltenden Rechts im Einverneh-
men mit dem Dienstherrn des Pfarrdienstverhältnis-
ses auf Zeit. 

 
§ 110 

Pfarrdienst in einer evangelischen Gemeinde 
deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer können mit ihrer Zu-
stimmung befristet für die Dauer der Beurlaubung 
aus einem Pfarrdienstverhältnis nach Maßgabe des 
Kirchengesetzes über die Mitarbeit der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland in der Ökumene von 
der Evangelischen Kirche in Deutschland zu einer 
evangelischen Gemeinde deutscher Sprache oder 
Herkunft im Ausland oder zu einer evangelischen 
Kirche im Ausland entsandt werden und mit ihr ein 
Dienstverhältnis begründen. 
(2) Hierzu wird ein Entsendungsverhältnis zur Evan-
gelischen Kirche in Deutschland nach Maßgabe des 
Kirchengesetzes über die Mitarbeit der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland in der Ökumene be-
gründet. Dieses beinhaltet ein Aufsichts- und Für-
sorgeverhältnis der entsandten Pfarrerinnen und 
Pfarrer zur Evangelischen Kirche in Deutschland 
nach Maßgabe des Kirchengesetzes über die Mitar-
beit der Evangelischen Kirche in Deutschland in der 
Ökumene. Pfarrerinnen und Pfarrer im Entsen-
dungsverhältnis stehen weiter unter der Lehr- und 
Disziplinaraufsicht des Dienstherrn, der sie beurlaubt 
hat. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer im Dienstverhältnis der 
Evangelischen Kirche in Deutschland können mit ih-
rer Zustimmung einer evangelischen Gemeinde 
deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland zuge-
wiesen werden. 

 
§ 111 

Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt 

(1) In das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt (§ 2 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 3) kann berufen werden, 
wer regelmäßig einen geordneten kirchlichen Dienst 
im Sinne des § 1 Absatz 2 versehen soll und die Vo-
raussetzungen für die Ordination gemäß § 4 Ab- 
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satz 1 und für die Berufung in das Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe gemäß § 9 erfüllt. 
(2) Die Amtsbezeichnung im Pfarrdienstverhältnis im 
Ehrenamt lautet „Pfarrerin im Ehrenamt“ oder „Pfar-
rer im Ehrenamt“. 
(3) Das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt wird 
durch die Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer im 
Ehrenamt unter Berufung in das Pfarrdienstverhält-
nis im Ehrenamt begründet. 
(4) Die Berufungsurkunde muss die Worte: „unter 
Berufung in das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt“ 
enthalten. 
(5) Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt erhalten 
keine Besoldung und keine Versorgung. 
(6) Für das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt gelten 
die Vorschriften über das Pfarrdienstverhältnis auf 
Lebenszeit entsprechend, soweit sie nicht ein besol-
detes Dienstverhältnis voraussetzen und soweit in 
diesem Kirchengesetz nicht etwas anderes bestimmt 
ist. Keine Anwendung finden die Regelungen über 
Aufnahmealter, Erreichbarkeit, Residenzpflicht, Ab-
ordnung, Zuweisung, Versetzung, Wartestand, Ru-
hestand und Entlassung bei Eintritt in ein anderes öf-
fentliches Amts- oder Dienstverhältnis. 

 
§ 112 

Auftrag im Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrern im Ehrenamt wird ein 
regelmäßig wahrzunehmender Auftrag, insbesonde-
re ein Predigtauftrag übertragen. Der Auftrag kann 
zeitlich befristet werden. Er ist örtlich zu beschrän-
ken. Der Auftrag soll durch eine Dienstbeschreibung 
geregelt werden. Übertragung und Änderung eines 
Auftrages bedürfen der Zustimmung der Pfarrerin 
oder des Pfarrers. 
(2) Der Auftrag endet 

1. mit Ablauf seiner Befristung, 
2. auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers im 

Ehrenamt, 
3. auf Antrag der Gemeinde oder Einrichtung, in 

der der Auftrag ausgeübt wird, 
4. auf Antrag einer aufsichtführenden Person 

oder Stelle, 
5. mit Verlegung der Hauptwohnung außerhalb 

der Gliedkirche der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, in der zuletzt ein geordneter 
kirchlicher Dienst ausgeübt wurde, sofern 
nicht im Einzelfall eine andere Regelung ge-
troffen wird. 

 
§ 113 

Beendigung und Ruhen des  
Pfarrdienstverhältnisses im Ehrenamt 

(1) Das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt endet 
außer in den in diesem Kirchengesetz genannten 
Fällen bei Erreichen der Regelaltersgrenze (§ 87), 
bei Dienstunfähigkeit (§ 89) und wenn innerhalb von 
drei Jahren seit Beendigung eines Auftrages kein 

anderer Auftrag übertragen wurde. § 5 findet An-
wendung. 
(2) Nach Beendigung eines Auftrages ruht das 
Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt bis zur Erteilung 
eines neuen Auftrages. Die Rechte aus der Ordinati-
on ruhen im Sinne des § 5 Absatz 5 Satz 2, sofern 
nicht etwas anderes bestimmt wird. Die Verpflichtung 
einen Auftrag zu übernehmen, bleibt bestehen, so-
fern die Pfarrerin oder der Pfarrer im Ehrenamt nicht 
beurlaubt ist. Die Rechte und Pflichten aus dem 
Pfarrdienstverhältnis, insbesondere Lebensführungs- 
und Verschwiegenheitspflichten, bleiben bestehen, 
soweit das Ruhen nicht entgegensteht. 

 
§ 114 

Besondere Regelungen für  
Pfarrdienstverhältnisse im Ehrenamt  

(1) Die Unfallfürsorge für Pfarrerinnen und Pfarrer 
im Ehrenamt und ihre Hinterbliebenen richtet sich 
nach den Vorschriften des Beamtenversorgungsge-
setzes des Bundes zum Dienstunfallschutz der Eh-
renbeamten. Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können je für ihren Bereich eine ande-
re Regelung treffen. 
(2) Abweichend von den §§ 63 bis 67 bedürfen 
Nebentätigkeiten keiner Genehmigung. Eine Neben-
tätigkeit kann nur unter den Voraussetzungen des 
§ 65 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 untersagt werden. 
(3) Ein Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt kann nicht 
in ein Pfarrdienstverhältnis anderer Art, ein solches 
Pfarrdienstverhältnis nicht in ein Pfarrdienstverhält-
nis im Ehrenamt umgewandelt werden. 
(4) Das Nähere, insbesondere die mögliche Teil-
nahme der Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt an 
Pfarrkonventen und Sitzungen des Leitungsorgans 
der Gemeinde oder Einrichtung, in der sie regelmä-
ßig Dienst tun, regeln die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse je für ihren Bereich. 

 
 

Teil 10 
Übergangs- und Schlussvorschriften 

 
§ 115 

Zuständigkeiten, Anstellungskörperschaften,  
Beteiligung kirchlicher Stellen 

Soweit in diesem Kirchengesetz keine andere Zu-
ständigkeit bestimmt ist, ist für Entscheidungen nach 
diesem Kirchengesetz die jeweilige oberste kirchli-
che Verwaltungsbehörde zuständig. Die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können die in 
diesem Kirchengesetz bestimmten Anstellungskör-
perschaften, sowie die Zuständigkeiten und Beteili-
gungen kirchlicher Stellen oder Amtsträgerinnen und 
Amtsträger je für ihren Bereich in eigener Weise re-
geln. 
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§ 116 
Vorbehalt für Staatskirchenverträge 

und Bestimmungen im Zusammenhang  
mit dem öffentlichen Dienst  

(1) Besondere Bestimmungen in Verträgen mit dem 
Bund und mit den Ländern werden durch dieses Kir-
chengesetz nicht berührt. 
(2) Soweit für ordinierte Hochschullehrerinnen und -
lehrer der evangelischen Theologie an staatlichen 
Hochschulen oder für Pfarrerinnen und Pfarrer im 
Dienst anderer Personen des öffentlichen Rechts 
besondere Rechtsverhältnisse bestehen, bleiben 
diese unberührt. 

 
§ 117 

Regelungszuständigkeiten 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se treffen die zur Ausführung dieses Kirchengeset-
zes erforderlichen Regelungen. Sie können insbe-
sondere Regelungen zur Ausgestaltung des Verfah-
rens erlassen. Abweichungen von Bestimmungen 
dieses Kirchengesetzes sind nur in den gesondert 
genannten Fällen möglich. 
(2) Die Bestimmungen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse zu Ausbildung, Prüfung, Besol-
dung, Versorgung, Erstattungen und sonstigen Leis-
tungen, zur Errichtung und Besetzung von Stellen 
und Erteilung von Aufträgen sowie zu Haushalt, Visi-
tation und Lehrbeanstandung bleiben unberührt. 

 
§ 118 

Übergangsbestimmungen 

(1)  Die Gliedkirchen können die Begründung mittel-
barer Pfarrdienstverhältnisse vorsehen. 
(2) Die Gliedkirchen können bestimmen, dass die 
Ordination erst im Laufe der Probezeit oder bei der 
Berufung in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit 
stattfindet, sofern ihr Recht dies bei Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes vorsieht. 
(3) Neben einer Amtsbezeichnung nach diesem Kir-
chengesetz kann eine bei Inkrafttreten dieses Kir-
chengesetzes nach dem Herkommen mit einer Stelle 
verbundene oder nach dem Recht der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bisher übliche 
Bezeichnung geführt werden. Gliedkirchen, die bei 
Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes die Amtsbe-
zeichnung „Pfarrerin“ oder „Pfarrer“ ausschließlich 
im Falle des Innhabens einer Pfarrstelle verwenden, 
können Pfarrdienstverhältnisse im Ehrenamt als 
Pastorenverhältnisse im Ehrenamt mit der Amtsbe-
zeichnung „Pastorin im Ehrenamt“ oder „Pastor im 
Ehrenamt“ begründen. Gliedkirchen, die bei In-
krafttreten dieses Kirchengesetzes Ordinierte im 
Sinne des § 111 Absatz 1 in ein Prädikantenverhält-
nis berufen, können von der Anwendung der §§ 111 
bis 114 ganz oder teilweise absehen. 

(4) In Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten 
dieses Kirchengesetzes aus kirchenverfassungs-
rechtlichen Gründen keine Visitation vorsieht, findet 
§ 57 keine Anwendung. 
(5) Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes Bestimmungen zum Vorruhe-
stand oder von diesem Kirchengesetz abweichende 
Regelungen zur Dauer von Beurlaubungen enthält, 
können diese Regelungen beibehalten. Die Gliedkir-
chen können aus dringenden kirchlichen Gründen 
vorsehen, dass Pfarrerinnen und Pfarrer vor Be-
gründung eines Pfarrdienstverhältnisses auf Le-
benszeit ohne ihren Antrag im Teildienst beschäftigt 
werden können. 
(6) Kirchengesetzliche Regelungen der Gliedkir-
chen, nach denen Pfarrerinnen und Pfarrer mit Ge-
nehmigung auf eine ihnen übertragene Stelle ver-
zichten können, können fortgeführt werden. Nach 
Genehmigung des Verzichts soll der Pfarrerin oder 
dem Pfarrer vorläufig eine andere Aufgabe übertra-
gen werden. Ist die Übertragung einer anderen Stelle 
oder eines anderen Auftrages im Sinne des § 25 in-
nerhalb eines Jahres nach Genehmigung des Ver-
zichts nicht durchführbar, werden diese Pfarrerinnen 
und Pfarrer in den Wartestand versetzt. 
(7) Kirchengesetzliche Regelungen der Gliedkir-
chen, die für die Versetzung und die Versetzung in 
den Wartestand engere Voraussetzungen vorsehen, 
können ganz oder teilweise beibehalten werden. 
(8) Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes keine Versetzung in den War-
testand vorsieht, können von der Anwendung der 
Regelungen über den Wartestand ganz oder teilwei-
se absehen.  

 
§ 119 

Bestehende Pfarrdienstverhältnisse 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes be-
stimmen sich die Rechtsverhältnisse der Pfarrerin-
nen und Pfarrer nach diesem Kirchengesetz. 
(2) Erworbene Rechte bleiben unberührt. 

 
§ 120 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt für die Evangelische 
Kirche in Deutschland am 1. Januar 2011 in Kraft. 
(2) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die 
Gliedkirchen in Kraft, nachdem sie ihre Zustimmung 
erklärt haben. Für die Vereinigte Evangelisch-
Lutherische Kirche Deutschlands und ihre Gliedkir-
chen tritt es in Kraft, nachdem die Vereinig-
te Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands ihre 
Zustimmung erklärt hat. Zustimmungen können bis 
zum 31. Dezember 2012 erklärt werden. Den Zeit-
punkt, zu dem dieses Kirchengesetz in Kraft tritt, be-
stimmt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land durch Verordnung. 
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§ 121 
Außerkrafttreten 

Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse können dieses Kirchengesetz jederzeit je 
für ihren Bereich außer Kraft setzen. Für die Glied-
kirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherische Kir-
che Deutschlands kann das Außerkraftsetzen nur 
durch die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche 
Deutschlands erklärt werden. Der Rat der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland stellt durch Verordnung 
fest, dass und zu welchem Zeitpunkt das Kirchenge-
setz jeweils außer Kraft getreten ist. 
 
 
Hannover, 10. November 2010 
 
 Evangelische Kirche in Deutschland 
 Die Präses der Synode 

 

III. 

Kirchengesetz 
zur Ausführung des Pfarrdienstgesetzes der EKD 
und zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 
- Ausführungsgesetz zum Pfarrdienstgesetz der 

EKD - (AG.PfDG.EKD) 
vom 22. November 2011 

 
Die 35. Landessynode hat während ihrer 3. Tagung 
am 22. November 2011 das folgende Kirchengesetz 
beschlossen: 

 
Kirchengesetz zur Ausführung 

des Pfarrdienstgesetzes der EKD 
und zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 

 
 

Artikel 1 
Ausführungsgesetz 

zum Pfarrdienstgesetz der EKD 
 

§ 1 
(zu § 2 Abs. 1, § 25 Abs. 2, § 115 PfDG.EKD) 

Dienstherr der Pfarrerinnen und Pfarrer ist die 
Lippische Landeskirche. Oberste Dienstbehörde und 
oberste Verwaltungsbehörde ist der Landeskirchen-
rat. 

 

§ 2 
(zu § 4 PfDG.EKD) 

Die Ordination wird vom Landeskirchenrat angeord-
net und von der Landessuperintendentin oder dem 
Landessuperintendenten sowie vertretungsweise 
von dem theologischen Mitglied des Synodalvor-
standes vollzogen (Artikel 124 Ziffer 6 i. V. m. Artikel 
94 Absatz 1 Ziffer 1 der Verfassung). Die Ordination 
der lutherischen Kandidatinnen und Kandidaten wird 
von der lutherischen Superintendentin oder dem lu-
therischen Superintendenten oder der Vertreterin 
oder dem Vertreter vollzogen (Artikel 127 der Ver-
fassung). 

 
§ 3 

(zu § 7 Abs. 3 PfDG.EKD) 

Der Landeskirchenrat erkennt Ordinationen nach 
Prüfung des Einzelfalls an. Die Anerkennung von 
Ordinationen lutherischer Kirchen erfolgt im Einver-
nehmen mit der lutherischen Superintendentin oder 
dem lutherischen Superintendenten. 

 
§ 4 

(zu § 11 Abs. 1 und 2 PfDG.EKD) 

(1) Erfolgt eine Beauftragung mit der Verwaltung ei-
ner Pfarrstelle oder mit einem sonstigen pfarramtli-
chen Dienst in einer Kirchengemeinde, so ist der Kir-
chenvorstand und die zuständige Superintendentin 
oder der zuständige Superintendent vorher zu hören. 
(2) Der Auftrag ist in einer Dienstordnung zu regeln, 
die vom Landeskirchenamt im Benehmen mit dem 
Kirchenvorstand, der zuständigen Superintendentin 
oder dem zuständigen Superintendenten und den 
Berufenen aufgestellt wird. Wenigstens ein Aufga-
benbereich ist ihnen in selbstständiger Verantwor-
tung zu übertragen. 
(3) An kirchlichen Fortbildungskursen und Tagungen 
haben die Betroffenen nach Anweisung des Landes-
kirchenamtes teilzunehmen. 
(4) Die Zugehörigkeit der Berufenen zum Kirchen-
vorstand und Klassentag richtet sich nach den Vor-
schriften der Verfassung der Lippischen Landeskir-
che. 

 
§ 5 

(zu § 12 Abs. 4 PfDG.EKD) 

Der Probedienst dauert ein Jahr. Er kann im Einzel-
fall unter Anrechnung anderer Dienste verkürzt oder 
aus besonderen Gründen um höchstens 6 Monate 
verlängert werden. 

 
§ 6 

zu § 14 Abs. 3 PfDG.EKD) 

Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe ist durch Entlas-
sung zu beenden, wenn nicht in unmittelbarem An-
schluss an das Pfarrdienstverhältnis auf Probe ein 
Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit begründet wird. 
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§ 7 
(zu § 17 Abs. 2 PfDG.EKD) 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrern ev.-ref. und unierten 
Bekenntnisses kann die Anstellungsfähigkeit erteilt 
werden, nachdem sie sich einem Kolloquium unter-
zogen haben, das von der Landessuperintendentin 
oder dem Landessuperintendenten, der oder dem 
Präses der Landessynode und der zuständigen Su-
perintendentin oder dem zuständigen Superinten-
denten durchgeführt wird. Das Kolloquium stellt den 
Bekenntnisstand und die Eignung für den Dienst in 
der Lippischen Landeskirche fest. Die Zulassung zu 
dem Kolloquium verfügt das Landeskirchenamt. 
(2) Für Pfarrerinnen und Pfarrer ev.-luth. Bekennt-
nisses gilt Absatz 1 entsprechend. Das Kolloquium 
wird in diesem Fall von der lutherischen Superinten-
dentin oder dem lutherischen Superintendenten, der 
theologischen Kirchenrätin oder dem theologischen 
Kirchenrat und einem theologischen Mitglied des 
Klassenvorstandes durchgeführt. Die Landessuper-
intendentin oder der Landessuperintendent hat das 
Recht, an dem Kolloquium beratend teilzunehmen.  

 
§ 8 

(zu § 25 Abs. 5 PfDG.EKD) 

Für die theologischen Mitglieder des Landeskirchen-
amtes gilt das Kirchengesetz über die Rechtsver-
hältnisse der hauptamtlichen Mitglieder des Landes-
kirchenamtes in der jeweils geltenden Fassung. 

 
§ 9 

(zu § 27 PfDG.EKD) 

Die Berufung in ein Pfarramt der Lippischen Landes-
kirche geschieht in Wahrung des Bekenntnisstandes 
der in ihr verbundenen ev.-ref. und ev.-luth. Kirchen-
gemeinden.  

 
§ 10 

(zu § 28 Abs. 4 PfDG.EKD) 

Die Zuständigkeit zur Vornahme von Amtshandlun-
gen und Gottesdiensten einschließlich möglicher 
Ausnahmen richtet sich nach der Lebensordnung. 

 
§ 11 

(zu § 31 Abs. 2 PfDG.EKD) 

Über die Erteilung einer Aussagegenehmigung ent-
scheidet das Landeskirchenamt. 

 
§ 12 

(zu § 35 Abs. 6 PfDG.EKD) 
Für die Mandatsbewerbung und Mandatsausübung 
in einem der in § 35 Abs. 2 und 5 PfDG.EKG ge-
nannten politischen Ämter gelten die Vorschriften 
des Landesbeamtengesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen entsprechend. 

§ 13 
(zu § 36 PfDG.EKD) 

Bei Gottesdiensten und Amtshandlungen trägt die 
Pfarrerin oder der Pfarrer in der Regel den Talar als 
vorgeschriebene Amtskleidung. Das gleiche gilt bei 
besonderen Anlässen, soweit es dem Herkommen 
entspricht. 

 
§ 14 

(zu § 37 PfDG.EKD) 

(1) Eine Abwesenheit aus dienstlichen Gründen, die 
länger als zwei Tage währt, haben Pfarrerinnen und 
Pfarrer der oder dem Vorsitzenden des Kirchenvor-
standes und der Superintendentin oder dem Super-
intendenten rechtzeitig mitzuteilen. Zur dienstlichen 
Abwesenheit von mehr als drei Tagen bedarf es der 
Zustimmung der Superintendentin oder des Superin-
tendenten. Verweigert diese oder dieser die Zustim-
mung, so entscheidet das Landeskirchenamt. 
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer in übergemeindlichen 
Diensten haben eine dienstliche Abwesenheit dem 
Landeskirchenamt anzuzeigen. 
(3) Die Superintendentinnen und Superintendenten 
haben eine dienstliche Abwesenheit einer Pfarrerin 
oder eines Pfarrers von mehr als drei Tagen dem 
Landeskirchenamt anzuzeigen. 
(4) Will eine Pfarrerin oder ein Pfarrer aus persönli-
chen Gründen länger als 48 Stunden bis zur Dauer 
von drei Tagen von ihrem oder seinem Dienstsitz 
entfernt bleiben, so hat sie oder er dies der oder dem 
Vorsitzenden des Kirchenvorstandes und der Super-
intendentin oder dem Superintendenten mitzuteilen. 
Bei längerer Abwesenheit bedarf es eines Urlaubs, 
der auf den Erholungsurlaub anzurechnen ist. Eine 
gelegentliche Abwesenheit (2-3 Tage) wird bis zur 
Gesamtdauer von 14 Tagen im Jahr auf den Erho-
lungsurlaub nicht angerechnet. 
(5) Eine Dienstunfähigkeit aus Krankheitsgründen ist 
unverzüglich der oder dem Vorsitzenden des Kir-
chenvorstandes und der Superintendentin oder dem 
Superintendenten anzuzeigen. Dauert die Erkran-
kung länger als eine Woche, so hat die Pfarrerin 
oder der Pfarrer ein ärztliches Attest der Superinten-
dentin oder dem Superintendenten zuzuleiten. In be-
sonderen Fällen kann von dem Landeskirchenamt 
die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes verlangt 
werden. Über die Erteilung von Genesungsurlaub 
oder eines Kuraufenthaltes entscheidet das Landes-
kirchenamt nach Vorlage eines ärztlichen Attestes. 
(6) Pfarrerinnen und Pfarrer haben für den Fall ihrer 
Abwesenheit von ihrem Dienstsitz für eine Vertre-
tung zu sorgen. Sie können dabei die Vermittlung 
der Superintendentin oder des Superintendenten in 
Anspruch nehmen. Im Falle der Dienstunfähigkeit ei-
ner Pfarrerin oder eines Pfarrers und bei Pfarrvakan-
zen regelt die Superintendentin oder der Superinten-
dent bis zur anderweitigen Anordnung des Landes-
kirchenamtes die Vertretung. Pfarrerinnen und Pfar-
rer sind innerhalb der Landeskirche zu gegenseitiger  
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Vertretung verpflichtet. Bei Pfarrerinnen und Pfarrern 
im Teildienstverhältnis muss die Vertretung im Ver-
hältnis zur Einschränkung des Dienstes gemindert 
sein. 
(7) Die bei einer Vertretung während des jährlichen 
Erholungsurlaubs, einer Pfarrvakanz oder einer Er-
krankung entstehenden Vertretungskosten werden 
nach Vergütungsrichtlinien, die vom Landeskirchen-
rat festgesetzt werden, erstattet. Darüber hinaus 
entstehende notwendige Auslagen sind zu erstatten. 
Im Falle der dienstlichen Abwesenheit der Pfarrerin 
oder des Pfarrers trägt die Vertretungskosten dieje-
nige Dienststelle, die den Auftrag zur dienstlichen 
Abwesenheit erteilt bzw. genehmigt hat. 

 
§ 15 

(zu § 38 PfDG.EKD) 

(1) Über begründete Ausnahmen von der Residenz-
pflicht entscheidet der Landeskirchenrat im Beneh-
men mit dem Kirchenvorstand und dem Klassenvor-
stand. 
(2) Die Genehmigung nach § 38 Abs. 3 Pfarrdienst-
gesetz der EKD erteilt das Landeskirchenamt nach 
Anhörung des Kirchenvorstands. 
(3) Für Begründung, Inhalt und Beendigung der 
Dienstwohnungsverhältnisse der Pfarrerinnen und 
Pfarrer gilt die Verordnung über die Dienstwohnun-
gen der Pfarrerinnen und Pfarrer. 

 
§ 16 

(zu § 39 PfDG.EKD) 

Die Anzeige gem. § 39 Abs. 3 Pfarrdienstgesetz der 
EKD erfolgt gegenüber dem Landeskirchenamt, der 
Superintendentin oder dem Superintendenten und 
dem Kirchenvorstand.  

 
§ 17 

(zu § 45 Abs. 1 PfDG.EKD) 

Das Verfahren und die Rechtsfolgen richten sich 
nach dem Kirchengesetz über die Ordnung für Lehr-
verfahren in der Lippischen Landeskirche. 

 
§ 18 

(zu § 49 Abs. 1 PfDG.EKD) 

Für die Besoldung und Versorgung gilt das Kirchen-
gesetz über die Besoldung und Versorgung der 
lippischen Amtsträger. Die Beihilfe in Geburts-, 
Krankheits-, Pflege- und Todesfällen richtet sich 
nach der Beihilfenverordnung des Landes Nordrhein-
Westfalen. Für die Erstattung von Reisekosten gilt 
die Verordnung über die Reisekostenvergütung der 

Pfarrerinnen und Pfarrer, Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten in der Lippischen Landeskirche. Die 
Erstattung von Umzugskosten richtet sich nach der 
Verordnung über die Umzugskosten der Pfarrer in 
der Lippischen Landeskirche. 

 
§ 19 

(zu § 52 PfDG.EKD) 

Bei Teildienstverhältnissen im Umfang von 75 v.H. 
sollen in der Regel zwei Tage, bei Teildienstverhält-
nissen im Umfang von 50 v.H. sollen in der Regel 
drei Tage in der Woche ohne dienstliche Verpflich-
tungen frei bleiben. Abweichende Regelungen be-
dürfen der Genehmigung des Landeskirchenamtes. 
Das Einvernehmen mit dem Kirchenvorstand und der 
zuständigen Superintendentin oder dem zuständigen 
Superintendenten ist einzuholen. 

 
§ 20 

(zu § 53 PfDG.EKD) 

(1) Der Erholungsurlaub der Pfarrerinnen und Pfarrer 
wird in einer Verordnung des Landeskirchenrates 
festgelegt. 
(2) Zur Teilnahme an kirchlichen Tagungen und zu 
missionarischem Dienst kann Pfarrerinnen und Pfar-
rern auf Antrag Sonderurlaub neben dem Erho-
lungsurlaub gewährt werden, der in der Regel insge-
samt zwei Wochen nicht überschreiten soll. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrern kann aus wichtigen 
Gründen bis zu einem Jahr Sonderurlaub gewährt 
werden. Im Falle eines besonderen dienstlichen Inte-
resses kann die Besoldung belassen werden. Für die 
Urlaubserteilung ist die Superintendentin oder der 
Superintendent zuständig, soweit der erbetene Ur-
laub 14 Tage im Jahr nicht überschreitet. Darüber 
hinausgehenden Urlaub erteilt das Landeskirchen-
amt. Der Kirchenvorstand und die Superintendentin 
oder der Superintendent sind vorher zu hören. Die 
Vorschriften der Pfarrfortbildungsverordnung bleiben 
unberührt. 

 
§ 21 

(zu § 54 Abs. 1 S. 2 PfDG.EKD) 

Abweichend von § 54 Abs. 1 Satz 2 PfDG.EKD gel-
ten im übrigen die Regelungen für Beamtinnen und 
Beamten des Landes NRW entsprechend, soweit sie 
nicht der Wahrnehmung gottesdienstlicher Aufgaben 
entgegenstehen und soweit nicht im kirchlichen 
Recht anderes geregelt ist.  
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§ 22 
(zu § 55 PfDG.EKD) 

(1) Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, an den 
Pfarrkonventen und der amtlichen Pfarrkonferenz 
teilzunehmen. 
(2) Die Landeskirche ist verpflichtet, Angebote der 
Pfarrfortbildung und der Supervision innerhalb und 
außerhalb der Landeskirche zu machen und für die 
Durchführung die Kosten zu übernehmen. 
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer sollen von dem Fortbil-
dungsangebot regelmäßig Gebrauch machen. Das 
Landeskirchenamt regelt in Absprache mit den Pfar-
rerinnen und Pfarrern die Teilnahme an Veranstal-
tungen der Fortbildung. 
(4) Pfarrerinnen und Pfarrer sollen jährlich Fortbil-
dungsveranstaltungen bis zur Dauer von 14 Tagen 
besuchen. 
(5) Eine länger dauernde Fortbildung oder ein Kon-
taktstudium kann der Landeskirchenrat auf Antrag 
gewähren. 
(6) Das Nähere regelt die Verordnung über die Pfarr-
fortbildung in der Lippischen Landeskirche. 

 
§ 23 

(§ 57 PfDG.EKD) 

Für Visitationen gilt das Kirchengesetz über die Visi-
tationen der Kirchengemeinden in der Lippischen 
Landeskirche. 

 
§ 24 

(§ 58 PfDG) 

Die Superintendentin oder der Superintendent, die 
Landessuperintendentin oder der Landessuperinten-
dent und der Landeskirchenrat sowie das Landeskir-
chenamt üben die Dienstaufsicht aus. 

 
§ 25 

(zu § 62 Abs. 2 PfDG.EKD) 

Für die Einsicht in Ausbildungs- und Prüfungsakten 
gilt die Personalaktenordnung der Lippischen Lan-
deskirche. 

 
§ 26 

(zu § 67 PfDG.EKD) 

Für Nebentätigkeiten gilt die Verordnung über die 
Nebentätigkeit der Pfarrerinnen und Pfarrer der 
Lippischen Landeskirche. 

 
§ 27 

(zu § 68 PfDG.EKD) 

Über die Ermäßigung des Dienstumfangs und Beur-
laubungen auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers 
entscheidet der Landeskirchenrat. Bei Inhaberinnen  

und Inhabern von Gemeindepfarrstellen bedarf die 
Entscheidung der Zustimmung des Kirchenvorstan-
des und des Klassenvorstandes. 

 
§ 28 

(zu § 71 Abs. 4 PfDG.EKD) 

(1) Das Dienstverhältnis einer Pfarrerin oder eines 
Pfarrers mit vollem Dienstumfang kann auf Antrag in 
der Weise eingeschränkt werden, dass die Pfarrerin 
oder der Pfarrer für einen Zeitraum von drei Jahren 
bei verringerter Besoldung den Dienst in vollem Um-
fang versieht und im unmittelbaren Anschluss daran 
für die Dauer eines Jahres bei gleicher Besoldung 
vom Dienst freigestellt wird (Sabbatjahr-Regelung). 
(2) Die Sabbatjahr-Regelung bedarf der vorherigen 
Zustimmung des Kirchen- und Klassenvorstandes. 
(3) Während der Gesamtzeit von vier Jahren erhält 
die Pfarrerin oder der Pfarrer 75 v.H. der jeweils zu-
stehenden Besoldung. Der Anspruch auf die Dienst-
wohnung bleibt unberührt. 
(4) Die Pfarrerin oder der Pfarrer gilt während der 
Gesamtzeit von vier Jahren als Inhaberin oder Inha-
ber der Pfarrstelle im eingeschränkten Dienst. 
(5) Die Zeit der Sabbatjahr-Regelung ist im Umfang 
von 75 v. H. ruhegehaltfähig. In den Fällen der Ab-
sätze 6 und 7 ist die Zeit des Dienstes in vollem Um-
fang ruhegehaltfähig und die Zeit der Freistellung 
nicht ruhegehaltfähig. 
(6) Die Sabbatjahr-Regelung kann nur bei Vorliegen 
eines wichtigen Grundes abgebrochen werden. In 
diesem Fall erhält die Pfarrerin oder der Pfarrer eine 
einmalige Ausgleichszahlung. 
(7) Wird die Pfarrerin oder der Pfarrer während der 
Sabbatjahr-Regelung in den Ruhestand versetzt, er-
hält sie oder er eine einmalige Ausgleichszahlung. 
Verstirbt die Pfarrerin oder der Pfarrer während der 
Sabbatjahr-Regelung, erhalten die Hinterbliebenen 
die Ausgleichszahlung. 
(8) Die Ausgleichszahlung nach Absatz 6 Satz 2 und 
Absatz 7 wird in Höhe des Unterschiedsbetrages 
zwischen der Summe der gezahlten Dienstbezüge 
und der Summe der Dienstbezüge, die ohne die 
Freistellung zugestanden hätten, gezahlt. Die Ver-
sorgungskassenbeiträge sind im Fall eines Abbru-
ches der Sabbatjahr-Regelung ebenfalls nachzube-
rechnen und ggf. nachzuentrichten. 
(9) Auf Antrag kann ausnahmsweise eine entspre-
chende Sabbatjahr-Regelung mit einer anderen Ge-
samtzeit zugelassen werden. Die Zeit der Freistel-
lung muss sich an die Zeit des Dienstes innerhalb 
der Sabbatjahr-Regelung anschließen. 

 
§ 29 

(zu § 77 PfDG.EKD) 

Vor der Abordnung einer Pfarrerin oder eines Pfar-
rers im Gemeindepfarrdienst sind der Kirchenvor-
stand und die Superintendentin oder der Superinten-
dent zu hören. 
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§ 30 
(zu § 79 Abs. 2 PfDG.EKD) 

Über die Versetzung beschließt der Landeskirchen-
rat auf Antrag des Kirchenvorstands, des Klassen-
vorstands oder des Landeskirchenamts. Die Ent-
scheidung bedarf der Zustimmung des Klassenvor-
stands. Die Pfarrerin oder der Pfarrer und der Kir-
chenvorstand sind zu hören. Mitglieder des Klassen-
vorstandes und des Landeskirchenrates, die der Kir-
chengemeinde angehören, in der die Pfarrerin oder 
der Pfarrer ihren oder seinen Dienst ausübt, gelten 
als persönlich beteiligt im Sinne von § 6 Geschäfts-
ordnung für die Landessynode, Organe und Gremien 
der Landeskirche, Klassen und Kirchengemeinden 
der Lippischen Landeskirche. 

 
§ 31 

(zu § 88 Abs. 3 PfDG.EKD) 

Die Antragsaltersgrenze richtet sich nach den Be-
stimmungen des Landesbeamtengesetzes 
Nordrhein-Westfalen. 
 

§ 32 
(zu § 91 Abs. 5 PfDG.EKD) 

Das Landeskirchenamt kann entscheiden, dass im 
Einzelfall zur Ausräumung von Zweifeln an der 
Dienstunfähigkeit einer Pfarrerin oder eines Pfarrers 
ein ärztliches Gutachten genügt.  

 
§ 33 

(zu § 94 Abs. 1 PfDG.EKD) 

Die Erfüllung von Wartezeiten richtet sich nach dem 
Kirchengesetz über die Besoldung und Versorgung 
der lippischen Amtsträger. 

 
§ 34 

(zu § 101 Abs. 2 PfDG.EKD) 

Im Interesse des Abbaus des Personalüberhangs im 
pfarramtlichen Dienst kann die Kirchenleitung durch 
Rechtsverordnung Bestimmungen über die Zahlung 
von Abfindungen an Pfarrerinnen und Pfarrer, die die 
Entlassung aus dem kirchlichen Dienst beantragen, 
treffen. 

 
§ 35 

(zu § 105 PfDG.EKD) 

(1) Die Zuständigkeit der kirchlichen Verwaltungsge-
richtsbarkeit richtet sich nach dem Verwaltungsge-
richtsgesetz der EKD (VwGG.EKD) und dem Kir-
chengesetz über die Zustimmung zum Verwaltungs-
gerichtsgesetz der EKD, über die Ausführung des 
Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD sowie über 
die Gemeinsame Verwaltungsgerichtsbarkeit in der 
Lippischen Landeskirche und der Evangelisch-
reformierten Kirche (GVwGG). 
(2) In Streitigkeiten aus dem Pfarrdienstverhältnis ist 

vor Klageerhebung auch bei Leistungs- und Feststel-
lungsklagen ein Vorverfahren durchzuführen. 

 
§ 36 

(zu § 114 Abs. 4 PfDG.EKD) 

(1) Soll der pastorale Dienst nach der Ordination eh-
renamtlich getan werden, ordnet der Landeskirchen-
rat in Absprache mit dem Klassenvorstand gleichzei-
tig mit der Ordination an, in welcher Gemeinde das 
geschieht. Dazu muss ein Kirchenvorstandsbe-
schluss der betreffenden Gemeinde darüber vorlie-
gen, dass die ehrenamtliche pastorale Mitarbeit der 
Kandidatin oder des Kandidaten in der Gemeinde 
erwünscht ist und ihr oder ihm Kanzelrecht einge-
räumt wird. 
(2) Die Superintendentin oder der Superintendent 
führt die Pfarrerin oder den Pfarrer im Ehrenamt zu 
Beginn ihres bzw. seines Dienstes in einem Gottes-
dienst in der Gemeinde ein, in der der Dienst getan 
werden soll. Die Einführung kann auch gleichzeitig 
mit der Ordination erfolgen. 
(3) Die Pfarrerin oder der Pfarrer im Ehrenamt kann 
auf Einladung des Kirchenvorstands als Gast mit be-
ratender Stimme an den Sitzungen des Kirchenvor-
standes teilnehmen. Die Pfarrerin oder der Pfarrer im 
Ehrenamt soll mindestens einmal pro Quartal an den 
Sitzungen des Kirchenvorstandes teilnehmen. 
(4) Die Pfarrerin oder der Pfarrer im Ehrenamt ist 
nach vorheriger Absprache in den Predigtplan der 
Gemeinde zu integrieren. Welche weiteren pastora-
len Tätigkeiten die Pfarrerin oder der Pfarrer über-
nimmt und an welchen Sitzungen oder Besprechun-
gen sie oder er teilnimmt, entscheidet der Kirchen-
vorstand in Absprache mit der Pfarrerin oder dem 
Pfarrer im Ehrenamt. Die Absprachen zwischen dem 
Kirchenvorstand und der Pfarrerin oder dem Pfarrer 
im Ehrenamt sollen in einer Dienstordnung festge-
halten werden; diese bedarf der Zustimmung der 
Superintendentin oder des Superintendenten und ist 
vom Landeskirchenamt zu genehmigen. 
(5) Die Superintendentin oder der Superintendent 
lädt die Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt zu den 
regelmäßigen Pfarrkonventen der Klasse und zu den 
Klassentagen ein. Die Pfarrerinnen und Pfarrer im 
Ehrenamt sollen mindestens zwei Mal im Jahr am 
Pfarrkonvent teilnehmen.  
(6) Die Superintendentin oder der Superintendent 
führt alle zwei Jahre ein Orientierungsgespräch mit 
den Pfarrerinnen und Pfarrern im Ehrenamt. 
(7) Die Entsendung einer Pfarrerin oder eines Pfar-
rers im Ehrenamt zu einer Fortbildungsmaßnahme 
durch den Kirchenvorstand bedarf der Zustimmung 
der Superintendentin oder des Superintendenten. 
Die entstehenden Kosten werden von der Landeskir-
che übernommen. 
(8) Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt haben An-
spruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen (Erstat-
tung von Fahrt- und Telefonkosten usw.). Beauftragt 
eine Superintendentin oder ein Superintendent eine  
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Pfarrerin oder einen Pfarrer im Ehrenamt mit pfarr-
amtlichen Vertretungsdiensten in einer anderen als 
der Gemeinde, in der sie ihren regelmäßigen Dienst 
tun, richtet sich die Vergütung nach der Verordnung 
über die Vertretungskosten für pfarramtliche Vertre-
tungen. 

 
§ 37 

(zu § 118 Abs. 5 S. 2 PfDG.EKD) 

Der Landeskirchenrat kann aus dringenden kirchli-
chen Gründen vorsehen, dass Pfarrerinnen und 
Pfarrer vor Begründung eines Pfarrdienstverhältnis-
ses auf Lebenszeit ohne ihren Antrag im Teildienst 
beschäftigt werden können. 

 
 

Artikel 2 
Änderung der Geschäftsordnung 

Die Geschäftsordnung für die Landessynode, Orga-
ne und Gremien der Landeskirche, Klassen und Kir-
chengemeinden der Lippischen Landeskirche vom 
23. November 1998 (Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 400), 
zuletzt geändert durch Beschluss vom 17. Januar 
2010 (Ges. u. VOBl. Bd. 14 S, 495), wird wie folgt 
geändert: 
In § 4 Abs. 2 S. 2 werden die Worte „Pastorinnen 
und Pastoren im Hilfsdienst“ durch die Worte „Pfar-
rerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf 
Probe“ ersetzt. 

 
Artikel 3 

Änderung der Ordnung für Lehrverfahren 

Das Kirchengesetz über die Ordnung für Lehrverfah-
ren in der Lippischen Landeskirche vom 23. Novem-
ber 1976 (Ges. u. VOBl. Bd. 6 S. 201) wird wie folgt 
geändert: 
In § 35 Abs. 1 werden die Worte „§  81  Abs.  1  
Buchst. c des Pfarrerdienstgesetzes“ durch die Wor-
te „§ 97 Abs. 1 Nr. 2 Pfarrdienstgesetz der EKD“ er-
setzt. 

 
 

Artikel 4 
Änderung des Pfarrerausbildungsgesetzes 

Das Kirchengesetz über die Ausbildung der Pfarre-
rinnen und Pfarrer in der Lippischen Landeskirche 
vom 22. November 1985 (Ges. u. VOBl. Bd. 3 S. 
128), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 25. 
November 1997 (Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 254), wird 
wie folgt geändert: 
1. § 1 Abs. 3 wird aufgehoben. 
2. In § 8 Abs. 4 werden die Worte „§§ 8 bis 10 des 

Pfarrerdienstgesetzes“ durch die Worte „§§ 21 
bis 23 Pfarrdienstgesetz der EKD“ ersetzt. 

3. In § 19 Abs. 4 S. 1 wird das Wort „Hilfsdienst“ 
durch das Wort „Probedienst“ ersetzt. 

4. In § 23 S. 2 werden die Worte „§ 81 Abs. 1 
Buchstabe a) und Abs. 2 des Pfarrerdienst-
gesetzes“ durch die Worte „§§ 97 Abs. 1 Nr. 1 
und 101 Abs. 4 Pfarrdienstgesetz der EKD“ er-
setzt. 

In § 24 werden die Worte „§§ 80 Abs. 3 Satz 1 und 
81 Abs. 3 Satz 1 Pfarrerdienstgesetz“ durch die 
Worte „§ 101 Abs. 2 Pfarrdienstgesetz der EKD“ er-
setzt. 

 
 

Artikel 5 
Änderung des Pfarrstellenbesetzungsgesetzes 

Das Kirchengesetz über die Besetzung der Pfarrstel-
len in der Lippischen Landeskirche vom 23. Novem-
ber 1976 (Ges. u. VOBl. Bd. 10 S. 112), zuletzt ge-
ändert durch Kirchengesetz vom 7. Juni 2004 (Ges. 
u. VOBl. Bd. 13 S. 209), wird wie folgt geändert: 
In § 10 Abs. 2 werden die Worte „Eine Pastorin im 
Hilfsdienst oder ein Pastor im Hilfsdienst“ durch die 
Worte „Eine Pfarrerin oder ein Pfarrer im Pfarr-
dienstverhältnis auf Probe“ ersetzt. 

 
 

Artikel 6 
Änderung des Kirchengesetzes über die Rechts-
verhältnisse der hauptamtlichen Mitglieder des 

Landeskirchenamtes 

Das Kirchengesetz über die Rechtsverhältnisse der 
hauptamtlichen Mitglieder des Landeskirchenamtes 
vom 23. November 1982 (Ges. u. VOBl. Bd. 7 S. 
245), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 28. 
November 2000 (Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 93), wird 
wie folgt geändert: 
§ 2 S. 2 erhält folgende Fassung: 
„Sie treten spätestens mit dem Ende des Monats in 
den Ruhestand, in dem sie die Regelaltersgrenze er-
reichen.“ 

 
 

Artikel 7 
Änderung der Personalaktenordnung 

Die Verordnung über Inhalt und Führung von Perso-
nalakten in der Lippischen Landeskirche vom 12. 
Dezember 2001 (Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 212), zu-
letzt geändert durch Beschluss vom 15. Januar  
2005 (Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 348), wird wie folgt 
geändert: 
§ 15 S. 3 wird aufgehoben. 
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Artikel 8 
Änderung der Verordnung über die Vertretungs-

kosten für pfarramtliche Vertretungen 

Die Verordnung über die Vertretungskosten für 
pfarramtliche Vertretungen vom 22. Mai 1998 (Ges. 
u. VOBl. Bd. 11, Seite 336), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 5. Oktober 2010 (Ges. u. VOBl. Bd. 
14 Seite 495), wird wie folgt geändert: 
1. In § 1 Abs. 1 werden die Worte „Pastoren und 

Pastorinnen im Hilfsdienst“ durch die Worte 
„Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhält-
nis auf Probe“ ersetzt. 

2. In § 1 Abs. 2 werden die Worte „ein benachbar-
ter Pastor im Hilfsdienst oder eine benachbarte 
Pastorin im Hilfsdienst“ durch die Worte „eine 
benachbarte Pfarrerin oder ein benachbarter 
Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe“ er-
setzt. 

3. In § 2 Abs. 1 S. 3 werden die Worte „Pastoren 
und Pastorinnen im Hilfsdienst“ durch die Worte 
„Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhält-
nis auf Probe“ ersetzt. 

4. In § 4 Abs. 2 wird der Klammerzusatz gestrichen. 
 
 

Artikel 9 
Änderung der Verordnung 
über die Pfarrfortbildung 

Die Verordnung über die Pfarrfortbildung in der 
Lippischen Landeskirche vom 11. Januar 1984 (Ges. 
u. VOBl. Bd. 8 S. 43), zuletzt geändert am 27. April 
2010 (Ges.u.VOBl. Bd. 14 S. 435), wird wie folgt ge-
ändert: 
1. In der Einleitung wird die §§-Angabe „§ 20 

Abs. 2“ durch die §§-Angabe „§ 55“ ersetzt. 
2. In § 1 wird die §§-Angabe „§ 20“ durch die §§-

Angabe „§ 55“ ersetzt. 
3. In § 3 werden die Worte „§ 20 Abs. 4 des Pfarr-

dienstgesetzes“ durch die Worte „§ 22 Abs.4 
des Ausführungsgesetzes zum Pfarrdienstgesetz 
der EKD“ ersetzt. 

4. § 4 Abs. 1 S. 1 erhält folgende Fassung: „Die 
Pfarrerinnen und Pfarrer sollen von dem Fortbil-
dungsangebot regelmäßig Gebrauch machen.“ 

 
 

Artikel 10 
Änderung der Pfarrdienstwohnungsverordnung 

Die Verordnung über die Dienstwohnungen der Pfar-
rerinnen und Pfarrer (Pfarrdienstwohnungsverord-
nung - PfDWV) vom 20. Juni 2000 (Ges. u. VOBl. 
Bd. 12 S. 80), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 11. Dezember 2007 (Ges. u. VOBl. Bd. 14 
S. 178), wird wie folgt geändert: 
1. In § 3 Abs. 1 S. 1 wird der Klammerzusatz ge-

strichen. 

2. In § 5 Abs. 1 S. 1 wird der Klammerzusatz ge-
strichen. 

3. § 6 Abs. 4 wird aufgehoben. 
4. In § 7 Abs. 3 S. 7 werden die Worte „in einem 

eingeschränkten Dienst“ durch die Worte „im 
Teildienstverhältnis“ ersetzt. 

5. In § 9 Abs. 2 S. 4 werden die Worte „Bei einge-
schränktem Dienst“ durch die Worte „Bei einem 
Teildienstverhältnis“ ersetzt. 

 
 

Artikel 11 
Änderung der Pfarrnebentätigkeitsverordnung 

Die Verordnung über die Nebentätigkeit der Pfarre-
rinnen und Pfarrer der Lippischen Landeskirche vom 
14. November 2001 (Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 210), 
zuletzt geändert durch Beschluss vom 13. November 
2003 (Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 173), wird wie folgt 
geändert: 
1. Im Einleitungssatz wird die §§-Angabe „§ 34 

Abs. 4“ durch die §§-Angabe „§ 67“ ersetzt. 
2. § 1 Abs. 2 wird aufgehoben. Absatz 1 wird Satz 

1 und Satz 2. 
3. In § 2 Abs. 2 wird die §§-Angabe „§ 39“ durch 

die §§-Angabe „§§ 25 und 27“ ersetzt. 
4. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 
Einwilligung 

(1) Das Landeskirchenamt genehmigt die Nebentä-
tigkeit nach Anhörung des Kirchenvorstands und des 
Klassenvorstands. Die Genehmigung ist schriftlich 
zu beantragen. Der Antrag muss Angaben enthalten 
über 
1. Art und Dauer der Nebentätigkeit, 
2. den zeitlichen Umfang in der Woche, 
3. den Auftraggeber und 
4. die Höhe der zu erwartenden Vergütung (§ 4). 
 (2) Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten (§ 66 

Pfarrdienstgesetz der EKD) sind vor Aufnahme 
der Nebentätigkeit dem Landeskirchenamt über 
den Kirchenvorstand und die Superintendentin 
bzw. den Superintendenten schriftlich anzuzei-
gen; Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. Eine 
einmalige genehmigungsfreie Nebentätigkeit be-
darf keiner Anzeige. 

 (3) Die Einwilligung erlischt bei einem Pfarr-
wechsel oder bei Überleitung in ein öffentlich-
rechtliches Dienstverhältnis oder bei der Be-
gründung eines privatrechtlichen Angestellten-
verhältnisses während einer Freistellung.“ 

5. In § 5 Abs. 4 werden die Worte „im einge-
schränkten Dienst“ durch die Worte „im Teil-
dienstverhältnis“ ersetzt. 
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Artikel 12 
Änderung der Erholungsurlaubsverordnung 

Die Verordnung über den Erholungsurlaub der Pfar-
rerinnen und Pfarrer der Lippischen Landeskirche 
vom 7. Januar 1975 (Ges. u. VOBl. Bd. 6 S. 155), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 16. Septem-
ber 2004 (Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 241), wird wie 
folgt geändert: 
1. In § 8 Abs. 2 werden die Worte „§ 19 Absatz 1 

Pfarrerdienstgesetz“ durch die Worte „§ 19 
Abs. 2 Ausführungsgesetz zum Pfarrdienstge-
setz der EKD“ ersetzt. 

2. In § 9 Abs. 3 werden die Worte „§ 23 
Pfarrerdienstgesetz“ durch die Worte „§ 14 
Abs. 6 Ausführungsgesetz zum Pfarrdienstge-
setz der EKD“ ersetzt. 

3. § 9 Abs. 5 wird aufgehoben. 
4. § 10 erhält folgende Fassung: 
 „Diese Verordnung gilt für Pfarrerinnen und Pfar-

rer, die in einem öffentlich-rechtlichen oder pri-
vatrechtlichen Dienstverhältnis in der Lippischen 
Landeskirche stehen.“ 

5. In § 12 Abs. 1 S. 1 werden die Worte „Pastoren 
und Pastorinnen im Hilfs- und Sonderdienst“ 
durch die Worte „Pfarrerinnen und Pfarrer im 
Pfarrdienstverhältnis auf Probe“ ersetzt. 

 
 

Artikel 13 
Änderung der Umzugskostenverordnung 

Die Verordnung über die Umzugskosten der Pfarrer 
in der Lippischen Landeskirche vom 3. September 
1973 (Ges. u. VOBl. Bd. 6 S. 121) wird wie folgt ge-
ändert: 
1. An § 1 S. 2 wird folgender Satz 3 angefügt: „Ein 

Anspruch auf Erstattung der Umzugskosten be-
steht auch bei einer Versetzung im Interesse des 
Dienstes (§ 79 Pfarrdienstgesetz der EKD) und 
bei einer Wiederverwendung von Pfarrerinnen 
und Pfarrern im Ruhestand (§ 95 Pfarrdienstge-
setz der EKD).“ 

2. In § 7 Abs. 2 wird der Klammerzusatz gestrichen. 
3. § 9 Abs. 4 wird aufgehoben. 

 
 

Artikel 14 
Änderung der Reisekostenverordnung 

Die Verordnung über die Reisekostenvergütung der 
Pfarrerinnen und Pfarrer, Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten in der Lippischen Landeskirche vom 
15. November 2005 (Ges.u.VOBl. Bd. 13 S. 381), 
zuletzt geändert am 16. Februar 2010 (Ges. u. VOBl. 
Bd. 14 S. 436) wird wie folgt geändert: 
1. Im Einleitungssatz werden die Worte „Pastorin-

nen und Pastoren im Hilfs/Sonderdienst“ durch 
die Worte „Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarr-
dienstverhältnis auf Probe“ ersetzt. 

2. In § 1 S. 1 werden die Worte „Pastorinnen und 
Pastoren im Hilfs-/Sonderdienst“ durch die Wor-
te „Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe“ ersetzt. 

3. In § 6 werden die Worte „Pastorinnen und Pas-
toren im Hilfs-/Sonderdienst“ durch die Worte 
„Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhält-
nis auf Probe“ ersetzt. 

 
 

Artikel 15 
Änderung der Kraftfahrzeugverordnung 

Die Verordnung für die dienstliche Benutzung von 
Kraftfahrzeugen und Fahrrädern vom 12. Dezember 
2001 (Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 218), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 16. September 2008 (Ges. u. 
VOBl. Bd. 14 S. 254), wird wie folgt geändert: 
In § 7 Abs. 1 S. 1 werden die Worte „Pastorinnen 
und Pastoren im Hilfsdienst“ durch die Worte „Pfar-
rerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf 
Probe“ ersetzt. 

 
 

Artikel 16 
Aufhebung der Richtlinien für den Dienst der 

Pastorinnen und Pastoren im Ehrenamt 

Die Richtlinien für den Dienst der Pastorinnen und 
Pastoren im Ehrenamt in der Lippischen Landeskir-
che vom 24. November 2008 (Ges.u.VOBl. Bd. 14 S. 
275) werden aufgehoben. 

 
 

Artikel 17 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt zeitgleich mit dem Kir-
chengesetz zur Regelung der Dienstverhältnisse der 
Pfarrerinnen und Pfarrer in der Evangelischen Kirche 
in Deutschland in Kraft. Gleichzeitig treten außer 
Kraft 
  - das Kirchengesetz über die dienstrechtlichen 

Verhältnisse der Pfarrer in der Lippischen Lan-
deskirche vom 5. Juni 1973 (Ges. u. VOBl. Bd. 6 
S. 65), zuletzt geändert durch Kirchengesetz 
vom 24. November 2008 (Ges. u. VOBl. Bd. 14 
S. 269), 

  - das Kirchengesetz über die dienstrechtlichen 
Verhältnisse der Pastoren und Pastorinnen im 
Hilfsdienst (Hilfsdienstgesetz - HDG)  vom 4. Juni 
1996 (Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 99), zuletzt geän-
dert durch Kirchengesetz vom 20. Mai 2006 
(Ges. u. VOBl. Bd. 13 S. 446). 

 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 
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IV. 

Kirchengesetz 
Zweite Verordnung über das lnkrafttreten  

des Pfarrdienstgesetzes der EKD 
vom 10. Dezember 2011 

Aufgrund von Artikel 26 a Absatz 7 Satz 3 der 
Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land verordnet der Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland: 

 
§ 1 

Das Pfarrdienstgesetz der EKD vom 10. November 
2010 (ABI.EKD S. 307) tritt am 1. Januar 2012 in 
Kraft in der 

- Evangelischen Landeskirche Anhalts, 
- Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-

schlesische Oberlausitz, 
- Evangelischen Kirche von Kurhessen-

Waldeck, 
- Evangelisch-reformierten Kirche, 
- Lippischen Landeskirche und in der  
- Union Evangelischer Kirchen in der Evan-

gelischen Kirche in Deutschland. 
 

§ 2 

(1) Das Pfarrdienstgesetz der EKD vom 10. Novem-
ber 2010 (ABI.EKD S. 307) tritt am 1. Juli 2012 in der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands in Kraft. 
(2) Es tritt in den folgenden ihrer Gliedkirchen 

1. am 1. Januar 2012 in Kraft: 
- in der Evangelischen  

Kirche in Mitteldeutschland. 
2. am 1. Juli 2012 in Kraft: 

- in der Evangelisch-Lutherischen  
Kirche in Bayern, 

- in der Evangelisch-lutherischen  
Kirche in Braunschweig, 

- in der Evangelisch-lutherischen  
Landeskirche Hannovers, 

- in der Evangelisch-Lutherischen  
Landeskirche Sachsens, 

- in der Evangelisch-Lutherischen  
Landeskirche Schaumburg-Lippe. 

 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am 16. Dezember 2011 in 
Kraft. 
 
 
Hannover, 10. Dezember 2010 
 
 Evangelische Kirche in Deutschland 
 Präsident des Kirchenamtes 

 

V. 

Kirchengesetz 
zur Änderung der 

Verfassung der Lippischen Landeskirche 
vom 22. November 2011 

Die 35. Landessynode hat während ihrer 3. Tagung 
am 22. November 2011 das folgende Kirchengesetz 
beschlossen: 
 
Die Verfassung der Lippischen Landeskirche vom 
17. Februar 1931 i.d.F. des Kirchengesetzes vom 
23. November 1998 (Ges. u. VOBl. Bd.11 S.377), 
zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 2. Juli 
2011 (Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 3), wird wie folgt ge-
ändert: 

 
Artikel 1 

Änderung der Verfassung 

1. Artikel 23 wird aufgehoben. 
2. In Artikel 36 Abs. 2 S. 1 werden die Worte „im 

eingeschränkten Dienstverhältnis“ durch die 
Worte „im Teildienstverhältnis“ ersetzt. 

3. Artikel 38 wird wie folgt geändert: 
a) In Abs. 2 werden die Worte „Pastorinnen und 

Pastoren im Hilfsdienst“ durch die Worte 
„Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe“ ersetzt. 

b) In Abs. 3 S. 1 werden die Worte „Pastorin-
nen und Pastoren im Hilfsdienst“ durch die 
Worte „Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarr-
dienstverhältnis auf Probe“ ersetzt. 

4. In Artikel 63 Abs. 2 S. 1 Buchst. a) S. 1 werden 
die Worte „Pastorinnen und Pastoren im Hilfs-
dienst“ durch die Worte „Pfarrerinnen und Pfar-
rer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe“ ersetzt. 
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5. In Artikel 63 Abs. 2 S. 1 Buchst. a) S. 2 werden 
die Worte „im eingeschränkten Dienstverhältnis“ 
durch die Worte „im Teildienstverhältnis“ ersetzt. 

6. In Artikel 75 Abs. 3 S. 1 werden die Worte „Pas-
torinnen und Pastoren im Hilfsdienst“ durch die 
Worte „Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienst-
verhältnis auf Probe“ ersetzt. 

7. In Artikel 76 Buchst. c) werden die Worte „Pasto-
rinnen und Pastoren im Hilfsdienst“ durch die 
Worte „Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienst-
verhältnis auf Probe“ ersetzt. 

8. In Artikel 106 Nr. 2 werden die Worte „Pastorin-
nen und Pastoren im Hilfsdienst“ durch die Wor-
te „Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe“ ersetzt. 

9. Artikel 124 Nr. 6 erhält folgende Fassung: „6. sie 
oder er hat auf Anordnung des Landeskirchenra-
tes die Ordination vorzunehmen;“ 

10. In Artikel 127 werden die Worte „Pastorinnen 
und Pastoren“ durch die Worte „Pfarrerinnen 
und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe“ 
ersetzt. 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt zeitgleich mit dem Kir-
chengesetz zur Regelung der Dienstverhältnisse der 
Pfarrerinnen und Pfarrer in der Evangelischen Kirche 
in Deutschland in Kraft. 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 
 

 

VI. 

Kirchengesetz 
über die Pfarrvertretung 

in der Lippischen Landeskirche 
Pfarrvertretungsgesetz (PfarrVG) 

vom 22. November 2011 

Die 35. ordentliche Landessynode hat anlässlich ih-
rer Sitzung am 22. November 2011 das folgende 
Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet 
wird: 

 

§ 1 

Die gemeinsame Verantwortung für den Dienst der 
Kirche verbindet kirchenleitende Organe mit allen 
Ordinierten und Nichtordinierten zu einer Dienstge-
meinschaft. Zur Wahrnehmung der Interessen der 
Pfarrerinnen und Pfarrer an der rechtlichen Gestal-
tung ihrer Dienstverhältnisse und an den sie betref-
fenden Personalangelegenheiten wird eine Pfarrver-
tretung gebildet. Die Bildung und die Arbeit der 
Pfarrvertretung sind Ausdruck der vertrauensvollen 
und partnerschaftlichen Zusammenarbeit im Rah-
men der Dienstgemeinschaft. 

 
§ 2 

Die Pfarrvertretung nimmt die Interessen der ordi-
nierten Theologinnen und Theologen, der Theolo-
ginnen und Theologen im Vorbereitungsdienst und 
der Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis 
auf Probe wahr. 

 
§ 3 

(1) Wahlberechtigt für die Pfarrvertretung sind Theo-
loginnen und Theologen, die Inhaberinnen und Inha-
ber von Pfarrstellen sind oder die in einem aktiven 
Beschäftigungsverhältnis zur Lippischen Landeskir-
che stehen. 
(2) Nicht wahlberechtigt sind  

a) die Pfarrerinnen und Pfarrer, die beurlaubt 
sind, 

b) die Pfarrerinnen und Pfarrer, die sich im Ru-
hestand befinden, 

c) die theologischen Mitglieder des Landeskir-
chenamtes und des Landeskirchenrates. 

 
§ 4 

(1) Die Mitglieder der Pfarrvertretung üben ihr Amt 
unentgeltlich als Ehrenamt aus. 
(2) Die Vorschriften über die Amtsverschwiegenheit 
gelten auch für die den Mitgliedern der Pfarrvertre-
tung in diesem Amt bekanntgewordenen Angelegen-
heiten. Über die Befreiung von der Schweigepflicht 
entscheidet der Landeskirchenrat im Einvernehmen 
mit der Pfarrvertretung. Der Vorschriften des Daten-
schutzes bleiben unberührt. 

 
§ 5 

(1) Die Pfarrvertretung besteht aus den gemäß § 7 
gewählten Mitgliedern. Es werden je eine Stellvertre-
terin bzw. ein Stellvertreter gewählt. 
(2) Wählbar sind alle Theologinnen und Theologen, 
die gem. § 3 wahlberechtigt sind. 

 



 

100 Gesetz- und Verordnungsblatt der Lippischen Landeskirche  -  Band 15 Nr. 2  vom 31. Dezember 2011  
 

(3) Abweichend von Absatz 2 sind nicht zur Pfarr-
vertretung wählbar 

1. die Superintendentinnen und Superintenden-
ten und ihre Stellvertreterinnen und Stellver-
treter, 

2. Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand, 
3. Theologinnen und Theologen im Vorberei-

tungsdienst und Pfarrerinen und Pfarrer im 
Pfarrdienstverhältnis auf Probe. 

 
§ 6 

(1) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglie-
der der Pfarrvertretung werden für die Dauer von vier 
Jahren gewählt. Die Amtszeit aller Mitglieder beginnt 
mit der ersten Sitzung der Pfarrvertretung nach der 
Wahl. Die Pfarrvertretung bleibt solange im Amt, bis 
eine neue Pfarrvertretung gewählt ist.  
(2) Die Mitgliedschaft in der Pfarrvertretung endet 
vorzeitig, wenn das Mitglied 

1. nicht mehr zu dem in § 3 Abs. 1 genannten 
Personenkreis gehört, 

2. gemäß § 5 Abs. 2 oder 3 die Wählbarkeit 
verliert, 

3. die Eigenschaft gem. § 7 Abs. 6 a) oder b) 
verliert, sofern es für die verlorene Funktion 
gewählt wurde, 

4. das Amt als Mitglied oder stellvertretendes 
Mitglied niederlegt. 

 
§ 7 

(1) Das Lippische Landeskirchenamt lädt alle Wahl-
berechtigten zur Wahl der Pfarrvertretung durch ein 
Rundschreiben ein. Die Einladung muss vier Wo-
chen vor der Wahl erfolgen und den Termin der 
Wahl bekanntgeben. Unbeschadet des Abs. 3 sollen 
die Wahlberechtigten mit der Einladung aufgefordert 
werden, bis 14 Tage vor dem Wahltermin Kandida-
tinnen und Kandidaten zu benennen. Die Wahl er-
folgt in einer Pfarrversammlung, die im Anschluss an 
die jährliche amtliche Pfarrkonferenz stattfinden soll. 
(2) Die Pfarrversammlung beruft aus ihrer Mitte eine 
Versammlungsleiterin oder einen Versammlungslei-
ter zur Leitung der Wahl. Sie bestimmt des Weiteren 
zwei Beisitzerinnen oder Beisitzer aus dem Kreis der 
Superintendentinnen und Superintendenten oder ih-
rer Stellvertreterinnen und Stellvertreter als Wahllei-
terinnen oder Wahlleiter. Die Versammlungsleiterin 
oder der Versammlungsleiter und die zwei Beisitze-
rinnen oder Beisitzer bilden den Wahlausschuss. 
(3) Die Pfarrversammlung gibt durch Zuruf oder 
schriftlich Vorschläge zur Wahl ab.  
(4) Der Wahlausschuss prüft, ob die Wahlvorschlä-
ge dem geltenden Recht entsprechen. Er hat zu-
nächst darauf hin zu wirken, dass etwaige Mängel 
der Wahlvorschläge behoben werden. Die Wahlvor-
schläge für jeden Wahlgang enthalten die Namen 
der Vorgeschlagenen in alphabetischer Reihenfolge 

und sollen mindestens zwei Namen enthalten. 
(5) Die Mitglieder der Pfarrvertretung und drei Stell-
vertreterinnen oder Stellvertreter werden in freier, 
geheimer, gleicher und unmittelbarer Wahl gewählt. 
(6) Es werden drei Vertreterinnen und Vertreter ge-
wählt, die sich folgendermaßen zusammensetzen: 

a) zwei Gemeindepfarrerinnen oder Gemeinde-
pfarrer, 

b) eine Pfarrerin oder ein Pfarrer, die oder der 
im Funktionspfarramt tätig ist. 

Gleichzeitig werden drei Stellvertreterinnen oder 
Stellvertreter gewählt. In der Pfarrvertretung muss 
mindestens eine Vertreterin oder ein Vertreter des 
reformierten und des lutherischen Bekenntnisses 
vertreten sein. Als Merkmal zur Bestimmung des Be-
kenntnisses gilt bei Gemeindepfarrerinnen und Ge-
meindepfarrern die Zuordnung der Pfarrstelle. Bei 
Funktionspfarrämtern richtet sich das Bekenntnis 
nach der Ordination. Bei kombinierten Diensten ent-
scheidet die Zuordnung der Gemeindepfarrstelle. 
(7) Über die Wahlvorschläge wird in sechs Wahl-
gängen in geheimer Wahl abgestimmt: 

1. Wahlgang: 
 Vertreterin oder Vertreter nach Abs. 6 a) 
2. Wahlgang: 
 Stellvertreterin oder Stellvertreter für das im 

ersten Wahlgang gewählte Mitglied 
3. Wahlgang: 
 Vertreterin oder Vertreter nach Abs. 6 b) 
4. Wahlgang: 
 Stellvertreterin oder Stellvertreter für das im 

zweiten Wahlgang gewählte Mitglied 
5. Wahlgang: 
 Vertreterin oder Vertreter nach Abs. 6 a) 
6. Wahlgang: 
 Stellvertreterin oder Stellvertreter für das im 

dritten Wahlgang gewählte Mitglied 
Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter muss der-
selben Konfession angehören wie das Mitglied der 
Pfarrvertretung, das sie oder er vertreten soll. 
Nach jeder Wahl eines Mitglieds bzw. seiner Stell-
vertretung ist für den folgenden Wahlgang festzustel-
len, ob die konfessionellen Anforderungen gem. 
Abs. 6 S. 3 erfüllt sind oder erfüllt werden können. 
Die Kandidatur ist gegebenenfalls auf die noch nicht 
vertretenen Bekenntnisse zu beschränken. Finden 
sich keine Kandidatinnen oder Kandidaten des bis-
her nicht vertretenen Bekenntnisses oder der bisher 
nicht vertretenen Bekenntnisse, findet die Wahl ohne 
Rücksicht auf das Bekenntnis statt. 
Eine Briefwahl findet nicht statt. Je Wahlgang darf 
auf dem Stimmzettel höchstens ein Name ange-
kreuzt bzw. genannt werden. Die unbeobachtete 
Kennzeichnung der Stimmzettel ist zu gewährleisten. 
Körperlich behinderte Wahlberechtigte können sich 
einer Person ihres Vertrauens bedienen. 
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(8) Nach Beendigung jedes Wahlgangs stellt der 
Wahlausschuss unverzüglich fest, wie viele Stimmen 
auf die einzelnen Vorgeschlagenen entfallen sind 
und ermittelt ihre Reihenfolge nach der Stimmen-
zahl. Das Ergebnis ist in einem Protokoll festzuhal-
ten, das vom Wahlausschuss zu unterzeichnen und 
dem Landeskirchenamt zuzuleiten ist. Die Auszäh-
lung der Stimmen ist für die Wahlberechtigten öffent-
lich. 
(9) Als Mitglieder der Pfarrvertretung und Stellvertre-
terinnen und Stellvertreter sind die Vorgeschlagenen 
gewählt, auf welche die meisten Stimmen entfallen. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.  
(10) Ungültig sind Stimmzettel, 

a. auf denen mehr als ein Name angegeben 
worden ist oder aus denen sich der Wille der 
Wählerin oder des Wählers nicht zweifelsfrei 
ergibt, 

b. die einen Zusatz enthalten. 
(11) Der Wahlausschuss gibt das Wahlergebnis un-
verzüglich dem Landeskirchenamt und den Wahlbe-
rechtigten in geeigneter Weise bekannt und benach-
richtigt die Gewählten schriftlich. Die Wahl gilt als 
angenommen, sofern sie nicht binnen einer Woche 
nach Zugang der Benachrichtigung dem Wahlaus-
schuss gegenüber schriftlich abgelehnt wird. Wird 
die Wahl abgelehnt, tritt an die Stelle der oder des 
Gewählten die Stellvertreterin oder der Stellvertreter. 
Neue Stellvertreterin oder Stellvertreter wird die oder 
der Vorgeschlagene aus dem Wahlgang für die Wahl 
der Stellvertretung mit der nächst niedrigeren Stim-
menzahl. 

 
§ 8 

(1) Das Landeskirchenamt lädt die Pfarrvertretung 
unverzüglich nach Ablauf der Frist des § 7 Abs. 1 
S. 2 zur ersten Sitzung ein. Die Sitzung wird von ih-
rem dienstältesten Mitglied geleitet, bis die Pfarrver-
tretung aus ihrer Mitte die Vorsitzende oder den Vor-
sitzenden und die stellvertretende Vorsitzende oder 
den stellvertretenden Vorsitzenden gewählt hat.  
(2) Nach dem ersten Zusammentreten der Pfarrver-
tretung gibt das Landeskirchenamt die Zusammen-
setzung per Rundschreiben bekannt. Dies gilt ent-
sprechend bei einer Ergänzung der Pfarrvertretung. 

 
§ 9 

(1) Scheidet ein Mitglied der Pfarrvertretung aus, 
rückt die Stellvertreterin oder der Stellvertreter gem. 
§ 7 Abs. 9 nach. Für die Stellvertreterin oder den 
Stellvertreter rückt die oder der Vorgeschlagene aus 
dem Wahlgang für die Wahl der Stellvertretung mit 
der nächst niedrigeren Stimmenzahl nach. 
(2) Die Amtszeit der nachgewählten Mitglieder endet 
mit der Amtszeit der anderen Mitglieder der Pfarrver-
tretung.  

 

§ 10 

(1) Für die Geschäftsführung der Pfarrvertretung gilt 
die Geschäftsordnung für die Landessynode, Organe 
und Gremien der Landeskirche, Klassen und Kir-
chengemeinden der Lippischen Landeskirche ent-
sprechend, soweit in diesem Kirchengesetz nichts 
anderes bestimmt ist. 
(2) Die oder der Vorsitzende bzw. die oder der stell-
vertretende Vorsitzende des Lippischen Pfarrvereins 
kann auf Einladung der Pfarrvertretung als Gast mit 
beratender Stimme an den Sitzungen der Pfarrver-
tretung teilnehmen.  
(3) Die durch die Tätigkeit der Pfarrvertretung ent-
stehenden notwendigen Kosten trägt die Landeskir-
che nach Maßgabe des landeskirchlichen Haushal-
tes. 
(4) Die oder der Vorsitzende der Pfarrvertretung ist 
von ihrer oder seiner dienstlichen Tätigkeit freizustel-
len, wenn und soweit es nach Umfang und Art der 
Dienststelle zur ordnungsgemäßen Durchführung ih-
rer Aufgaben erforderlich ist. Für Vertretungen ist im 
Rahmen der allgemeinen Regelungen Sorge zu tra-
gen. 
(5) Die zur Ausübung des Amtes als Mitglied oder 
stellvertretendes Mitglied der Pfarrvertretung erfor-
derlichen Reisen sind Dienstreisen. Sie bedürfen der 
Genehmigung durch das Landeskirchenamt. 

 
§ 11 

(1) Die Pfarrvertretung hat das Recht, sich in allge-
meinen Fragen, die den Dienst und die rechtliche 
Stellung der Theologinnen und Theologen betreffen, 
mit Anträgen an das Landeskirchenamt und den 
Landeskirchenrat zu wenden. Die Pfarrvertretung 
hält einmal jährlich eine Pfarrversammlung ab. Diese 
soll im Anschluss an die amtliche Pfarrkonferenz 
stattfinden. 
(2) Der Landeskirchenrat beteiligt die Pfarrvertre-
tung bei der Vorbereitung von Gesetzen und Verord-
nungen, die die Dienstverhältnisse der Theologinnen 
und Theologen betreffen. Die Zuständigkeit anderer 
Gremien bleibt unberührt. 
(3) Die Pfarrvertretung führt mindestens zweimal 
jährlich ein Gespräch mit dem Landeskirchenrat oder 
dem Landeskirchenamt. 

 
§ 12 

(1) Die Pfarrvertretung ist auf Antrag der betroffenen 
Person bei folgenden Personalangelegenheiten zu 
hören: 

1. Abberufung oder Versetzung in den Warte-
stand, 

2. vorzeitige Versetzung in den Ruhestand oh-
ne Antrag, 
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3. ordentliche Kündigung des Angestelltenver-
hältnisses; die Beteiligung der Mitarbeiterver-
tretung nach dem Mitarbeitervertretungsge-
setz bleibt davon unberührt; 

4. Entlassung ohne Antrag oder Ausscheiden 
aus dem Dienst, 

5. Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses auf 
Probe, 

6. Versagung der Genehmigung zur Übernah-
me einer Nebentätigkeit, 

7. Versetzung auf eine andere Stelle, soweit 
nicht das Dienstrecht eine Versetzbarkeit oh-
ne besondere Voraussetzungen vorsieht, 

8. bei Gewährung oder Versagung von Beihil-
fen, Unterstützung und sonstigen Zuwen-
dungen, auf die kein Rechtsanspruch be-
steht, 

9. in Disziplinarverfahren, Lehrbeanstandungs-
verfahren und bei außerordentlichen Kündi-
gungen von Angestelltenverhältnissen. 

(2) Erhebt die Pfarrvertretung in einer in Absatz 1 
genannten Personalangelegenheit Einwendungen, 
so hat das Landeskirchenamt die beabsichtigte 
Maßnahme mit der Pfarrvertretung auf deren Ver-
langen mit dem Ziel einer Verständigung mündlich 
zu erörtern. Das Landeskirchenamt hat über dieses 
Gespräch ein Protokoll zu führen, das dem Landes-
kirchenrat vorzulegen ist. 
(3) Kommt keine Einigung zustande, ist der Pfarrver-
tretung eine angemessene Frist zur Abgabe einer 
schriftlichen Stellungnahme einzuräumen. Diese ist 
zusammen mit dem Protokoll gemäß Absatz 2 
Satz 2 dem Landeskirchenrat für dessen Beratungen 
vorzulegen. Der Landeskirchenrat beschließt in ei-
gener Verantwortung und gibt der Pfarrvertretung die 
Entscheidung unter Angabe der Gründe bekannt. 
(4) Jede wahlberechtigte Theologin und jeder wahl-
berechtigte Theologe hat das Recht, ein Mitglied der 
Pfarrvertretung zu Dienst- oder Personalgesprächen 
hinzuzuziehen. 

 
§ 13 

(1) Schwerbehinderte Pfarrerinnen und Pfarrer ha-
ben das Recht, eine Vertrauensperson sowie eine 
Stellvertretung zu wählen. 
(2) Das Nähere zum Verfahren und zur Durchfüh-
rung regelt der Landeskirchenrat. 

 
§ 14 

Der Landeskirchenrat kann Ausführungsbestimmun-
gen zu diesem Kirchengesetz erlassen. 

 

§ 15 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 

 

VII. 
Änderung des Kirchengesetzes 

zur Einführung des Kirchengesetzes 
über Mitarbeitervertretungen 

in der Evangelischen Kirche in Deutschland 
vom 22. November 2011 

Die 35. ordentliche Landessynode hat anlässlich ih-
rer Sitzung am 22. November 2011 das folgende 
Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet 
wird: 

 
Artikel 1 

Änderung des Kirchengesetzes 
zur Einführung des Kirchengesetzes 

über Mitarbeitervertretungen 
in der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Das Kirchengesetz zur Einführung des Kirchenge-
setzes über Mitarbeitervertretungen in der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland vom 6. November 1992 
in der Lippischen Landeskirche vom 23. November 
1993 (Ges. u. VOBl. Bd. 10 S. 325) i. d. F. des Kir-
chengesetzes vom 25. November 1997 (Ges. u. 
VOBl. Bd. 11 S. 257) wird wie folgt geändert: 
1. Nach § 1 wird folgender neuer § 2 eingefügt: 

 
„§ 2 

(zu § 2 Abs. 2) 
Das Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD gilt nicht 
für Personen, die im  pfarramtlichen  Dienst,  in  der 
Ausbildung oder Vorbereitung dazu stehen; ihre Ver-
tretung ist im Pfarrvertretungsgesetz geregelt.“ 
2. Der bisherige § 2 wird § 3. 
3.  Der bisherige § 3 wird aufgehoben. 
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Artikel 2 
In-Kraft-Treten 

Dieses Kirchengesetz tritt zum 1. Januar 2012 in 
Kraft. 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 

 

 

VIII. 

Kirchengesetz 
über die Feststellung des 

Haushaltes der Lippischen Landeskirche 
für das Haushaltsjahr 2012 

- Haushaltsgesetz (HG) 2012 - 
vom 22. November 2011 

Die 35. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sit-
zung am 22. November 2011 das folgende Kirchen-
gesetz beschlossen: 

 
§ 1 

Feststellung des Haushaltsplanes 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Haus-
haltsplan für das Haushaltsjahr 2012 wird in  
Einnahme und Ausgabe auf je EUR 56.443.446,00 
festgestellt. 

 
§ 2 

Stellenplan 

Für die Bewirtschaftung der Personalausgaben ist 
der beigefügte Stellenplan verbindlich. 

 
§ 3 

Deckungsfähigkeit 

(1) Die gem. § 73 der Verwaltungsordnung für de-
ckungsfähig erklärten Ausgabemittel sind gekenn-
zeichnet und in dem beigefügten Vermerketeil näher 
dargestellt, soweit nicht besondere Regelungen ge-
troffen wurden. 
(2) Bei den RTR´n 1 (Landeskirche Allgemein) und 2 
(Gemeindepfarrstellenhaushalt) sind innerhalb der 
einzelnen RT die Personalausgaben deckungsfähig 
bei den: 

 - Dienstbezügen Geistliche (4210) 
 - Dienstbezüge Pastoren im Hilfsdienst (4210) 
 - Dienstbezügen Beamte (4220) 
 - Vergütungen (4230) 
 - Versorgungsbeiträge VKPB (4310 und 4320) 
 - Beihilfen 

 
§ 4 

Zweckbindung von Einnahmen 

Die gem. § 74 der Verwaltungsordnung zweckge-
bundenen Einnahmemittel sind im  Haushaltsplan 
gekennzeichnet und im beigefügten Vermerketeil 
näher dargestellt. 

 
§ 5 

Übertragbarkeit 

Über die gem. § 75 der Verwaltungsordnung mögli-
che Übertragbarkeit von Haushaltsmitteln aus 
zweckgebundenen Einnahmen wird erst im Rahmen 
des Rechnungsergebnisses (§ 8) im Einzelfall ent-
schieden. 

 
§ 6 

Sperrvermerke 

Die gem. § 77 der Verwaltungsordnung gesperrten 
Ausgabemittel sind im Haushalts- und Stellenplan 
gekennzeichnet und im beigefügten Vermerketeil 
näher dargestellt. Über ihre Freigabe entscheiden 
der Landeskirchenrat und der Finanzausschuss ge-
meinsam. 

 
§ 7 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben 

(1) Über- und außerplanmäßige Ausgaben dürfen 
gem. § 86 der Verwaltungsordnung nur veranlasst 
werden, wenn über ihre Deckung entschieden ist. 
(2) Für die Entscheidung ist das Landeskirchenamt 
zuständig, wenn die Ausgaben aufgrund bestehen-
der Rechtsverpflichtungen zu leisten sind und unter 
Heranziehung der Verstärkungsmittel (Haushaltsstel-
le 9810.00.8600) abgedeckt werden können. 
(3) Die Entscheidung des Landeskirchenrates und 
des Finanzausschusses müssen übereinstimmen, 
wenn die Ausgaben auf evtl. neu einzugehende 
Rechtsverpflichtungen beruhen und unter Heranzie-
hung der Verstärkungsmittel (Haushaltsstelle 
9820.00.8600) abgedeckt werden können. 
(4) Die Zuständigkeiten gem. Abs. 2 und 3 gelten 
auch, wenn Mehrausgaben durch Mehreinnahmen 
oder Minderausgaben an anderer Stelle im Haus-
haltsplan abgedeckt werden sollen. 
(5) Sollen Mehrausgaben durch Minderausgaben 
abgedeckt werden, ist § 73 der Verwaltungsordnung 
(Deckungsfähigkeit) sinngemäß anzuwenden. 
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§ 8 
Rechnungsüberschüsse, -fehlbeträge 

Rechnungsüberschüsse und Rechnungsfehlbeträge 
sind im folgenden Haushaltsjahr abzuwickeln. 

 
§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 

 

IX. 

Kirchengesetz 

Die 35. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sit-
zung am 22. November 2011 folgendes Kirchenge-
setz beschlossen: 
 

Änderung des Kirchengesetzes 
über die Zustimmung 

zum Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD, 
über die Ausführung 

des Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD 
sowie über die 

Gemeinsame Verwaltungsgerichtsbarkeit 
in der Lippischen Landeskirche und der 

Evangelisch-reformierten Kirche 
(GVwGG) 

vom 22. November 2011 
 
 

Artikel 1 
Änderung des Kirchengesetzes 

über die Zustimmung 
zum Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD, 

über die Ausführung 
des Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD 

sowie über die 
Gemeinsame Verwaltungsgerichtsbarkeit 
in der Lippischen Landeskirche und der 

Evangelisch-reformierten Kirche 
(GVwGG) 

Das Kirchengesetz über die Zustimmung zum Ver-
waltungsgerichtsgesetz der EKD, über die Ausfüh-
rung des Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD so-
wie über die Gemeinsame Verwaltungsgerichtsbar-
keit in der Lippischen Landeskirche und der Evange-
lisch-reformierten Kirche (GVwGG) vom 2. Juli 2011 

(Ges. u. VOBl. Bd. 15 S. 25) wird wie folgt geändert: 
1. Der Titel des Gesetzes wird wie folgt neu ge-

fasst: 
 „Kirchengesetz über die Ausführung des  

Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD 
(AG.VwGG.EKD)“ 

2. In der Überschrift zu Abschnitt 2 werden die 
Worte „Gemeinsames Kirchliches Verwaltungs-
gericht“ durch die Worte „Kirchliches Verwal-
tungsgericht des ersten Rechtszuges“ ersetzt. 

3. § 2 wird wie folgt neu gefasst: 
 „Als Verwaltungsgericht des ersten Rechtszuges 

wird das Verwaltungsgericht der Evangelischen 
Kirche in Deutschland bestimmt.“ 

4. Die §§ 3 bis 6 werden aufgehoben. Die §§ 7 und 
9 werden §§ 3 und 4. 

5. § 3 erhält folgende Fassung: 
 „(1) Die Erhebung der Klage zum Kirchlichen 

Verwaltungsgericht setzt voraus, dass zuvor eine 
Widerspruchs- bzw. Beschwerdeentscheidung 
des Landeskirchenrates ergangen ist. Wider-
spruch bzw. Beschwerde sind nur innerhalb ei-
nes Monats seit Bekanntgabe der angefochtenen 
Entscheidung zulässig. Die Klage muss inner-
halb eines Monats nach Mitteilung der Wider-
spruchs- bzw. Beschwerdeentscheidung des 
Landeskirchenrates erhoben werden. 

 (2) Der Widerspruch ist bei der Stelle einzule-
gen, welche die angefochtene Entscheidung ge-
troffen hat. Hilft diese Stelle dem Widerspruch 
nicht ab, so ergeht ein Widerspruchsbescheid. 
Diesen erlässt das Landeskirchenamt. Richtet 
sich der Widerspruch gegen eine Entscheidung, 
die das Lippische Landeskirchenamt selbst ge-
troffen hat, so entscheidet der Lippische Landes-
kirchenrat. 

 (3) Die Klage ist ohne Widerspruchs- bzw. Be-
schwerdeverfahren zulässig, wenn der Landes-
kirchenrat entschieden hat oder Widerspruch 
bzw. Beschwerde durch Gesetz ausgeschlossen 
sind.“ 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt zum 1. Januar 2012 in 
Kraft. 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 

 

 



 

 Gesetz- und Verordnungsblatt der Lippischen Landeskirche  -  Band 15 Nr. 2  vom 31. Dezember 2011 105 
 

X. 

Beschluss 
zur Änderung der Geschäftsordnung 

für die Landessynode, Organe und Gremien der 
Landeskirche, Klassen und Kirchengemeinden 

der Lippischen Landeskirche 
vom 22. November 2011 

Die 35. ordentliche Landessynode der Lippischen 
Landeskirche hat auf ihrer Tagung am 22. November 
2011 folgenden Beschluss gefasst: 

Die Geschäftsordnung für die Landessynode, Orga-
ne und Gremien der Landeskirche, Klassen und Kir-
chengemeinden der Lippischen Landeskirche vom 
23. November 1998 (Ges. u. VOBl. Bd. 11 S. 400), 
zuletzt geändert am 17. Januar 2011 (Ges. u. VOBl. 
Bd. 14 S. 495) wird wie folgt geändert: 
1. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
 „Die Landessynode entsendet Synodale in 

folgende aufgrund von Kirchengesetzen oder 
besonderen Synodalbeschlüssen gebildete 
Kammern: Kammer für Weltmission, Ökume-
ne und Entwicklung, Kammer für öffentliche 
Verantwortung, Kammer für Volksmission 
und Öffentlichkeitsarbeit, Schulkammer, Ju-
gendkammer, Kammer für Kirchenmusik und 
Kammer für den ländlichen Raum. Der Lan-
deskirchenrat bestätigt ihre endgültige Zu-
sammensetzung.“ 

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und wie 
folgt geändert: 

 Nach dem Wort „Ausschüssen“ werden die 
Worte „und Kammern“ eingefügt. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. Satz 1 
erhält folgende Fassung: 

 „Wenn die Wahlen zu den Ausschüssen und 
Kammern durch Stimmzettel erfolgen, so 
sind auf einen Stimmzettel höchstens so vie-
le Namen zu schreiben, wie Mitglieder zu 
wählen sind, und es entscheidet die einfache 
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit das 
von der oder dem Vorsitzenden zu ziehende 
Los.“ 

 In Satz zwei werden die Worte „oder weni-
ger“ gestrichen. 

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
 Nach dem Wort „Ausschüsse“ werden die 

Worte „und Kammern“ eingefügt. 
2. Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 

XI. 

Beschluss 
über die Zustimmung 

zum Seelsorgegeheimnisgesetz der EKD 
vom 22. November 2011 

Die Lippische Landessynode hat mit Beschluss vom 
22. November 2011 ihre Zustimmung zum Seesor-
gegeheimnisgesetz der EKD erklärt. Gem. § 14 
Seelsorgegeheimnisgesetz EKD gilt das Seelsorge-
geheimnisgesetz damit unmittelbar in der Lippischen 
Landeskirche. Den Zeitpunkt des Inkrafttretens be-
stimmt der Rat der EKD durch Verordnung. Im Fol-
genden geben wir den Wortlaut des Seelsorgege-
heimnisgesetzes der EKD bekannt: 

 
Kirchengesetz 

zum Schutz des Seelsorgegeheimnisses 
(Seelsorgegeheimnisgesetz - SeelGG) 

vom 28. Oktober 2009 
(ABl. EKD 2009 S. 352) 

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz auf-
grund des Artikels 10 Absatz 1 und des Artikels 10 a 
Absatz 2 der Grundordnung der Evangelischen Kir-
che in Deutschland das folgende Kirchengesetz be-
schlossen: 

 
 

I. 
Grundsätze 

 
§ 1 

Regelungsbereich 

Dieses Kirchengesetz dient dem Schutz der in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, deren Glied-
kirchen sowie den gliedkirchlichen Zusammen-
schlüssen ausgeübten Seelsorge. Dieses Kirchen-
gesetz soll damit auch zur Klärung des Begriffs der 
Seelsorge im staatlichen Recht beitragen, insbeson-
dere in den Prozessordnungen und im Recht der Ge-
fahrenabwehr.  

 
§ 2 

Schutz des Seelsorgegeheimnisses 

(1) Seelsorge im Sinne dieses Gesetzes ist aus dem 
christlichen Glauben motivierte und im Bewusstsein 
der Gegenwart Gottes vollzogene Zuwendung. Sie 
gilt dem einzelnen Menschen, der Rat, Beistand und 
Trost in Lebens- und Glaubensfragen in Anspruch 
nimmt, unabhängig von dessen Religions- bzw. Kon-
fessionszugehörigkeit. Seelsorge ist für diejenigen, 
die sie in Anspruch nehmen, unentgeltlich.  
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(2) Die förmliche Beichte gilt als Seelsorge im Sinne 
des Absatzes 1. 
(3) Unbeschadet des Auftrags aller Getauften, Seel-
sorge zu üben, betraut die Kirche einzelne Personen 
mit einem besonderen Auftrag zur Seelsorge. 
(4) Jede Person, die sich in einem Seelsorgege-
spräch einer Seelsorgerin oder einem Seelsorger 
anvertraut, muss darauf vertrauen können, dass da-
raus ohne ihren Willen keine Inhalte Dritten bekannt 
werden. Das Beichtgeheimnis ist unverbrüchlich zu 
wahren. 
(5) Das Seelsorgegeheimnis steht unter dem Schutz 
der Kirche. Es zu wahren, ist Pflicht aller Getauften 
und aller kirchlichen Stellen. Für kirchliche Mitarbei-
tende gehört es zu den dienstlichen Pflichten. Das 
Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse je für ihren Bereich. 

 
 

II. 
Der Dienst in der Seelsorge 

 
§ 3 

Besonderer Auftrag zur Seelsorge 

(1) Besonders mit der Seelsorge beauftragt sind or-
dinierte Pfarrerinnen und Pfarrer. Die Ordination so-
wie der Dienst der Pfarrerinnen und Pfarrer richtet 
sich nach den gesetzlichen Bestimmungen des 
Pfarrdienstrechtes der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse. 
(2) Weitere Personen können von der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und 
den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen nach de-
ren jeweiliger Ordnung und nach Maßgabe dieses 
Gesetzes zur ehren-, neben- oder hauptamtlichen 
Wahrnehmung einen bestimmten Seelsorgeauftrag 
erhalten. 

 
§ 4 

Voraussetzungen für die Erteilung 
eines bestimmten Seelsorgeauftrags 

(1) Einen bestimmten Seelsorgeauftrag nach § 3 
Absatz 2 kann erhalten, wer  

a. nach Maßgabe des § 5 eine Ausbildung für 
Personen mit einem bestimmten Seelsorge-
auftrag erfolgreich abgeschlossen hat, 

b. sich persönlich und fachlich als geeignet er-
weist und 

c. die Gewähr dafür bietet, dass sie oder er das 
Seelsorgegeheimnis wahrt. 

(2) Die Erteilung eines bestimmten Seelsorgeauf-
trags gemäß § 3 Absatz 2 bedarf der Schriftform. 
(3) Personen, denen gemäß § 3 Absatz 2 ein be-
stimmter Seelsorgeauftrag erteilt wird, sind beson-
ders auf das Seelsorgegeheimnis zu verpflichten. 2 
Diese Verpflichtung ist aktenkundig zu machen. 

 
§ 5 

Ausbildung 

(1) Personen, denen gemäß § 3 Absatz 2 ein be-
stimmter Seelsorgeauftrag erteilt werden soll, sind in 
einer Ausbildung insbesondere zu befähigen, aus 
dem christlichen Glauben heraus andere Menschen 
zu unterstützen, zu begleiten, ihnen Lösungswege in 
seelischen Krisen aufzuzeigen und ihnen Trost und 
Hoffnung zu vermitteln.  
(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse tragen dafür Sorge, dass die Ausbildung 
nach vergleichbaren Standards erfolgt. Die Ausbil-
dung umfasst  

a. theologische Grundlagen, 
b. Grundlagen der Psychologie, 
c. Fertigkeiten der Gesprächsführung, 
d. rechtliche Grundlagen der Ausübung der 

Seelsorge. 
(3) Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.  

 
§ 6 

Wahrnehmung 
des bestimmten Seelsorgeauftrags 

(1) Personen, denen gemäß § 3 Absatz 2 ein be-
stimmter Seelsorgeauftrag erteilt worden ist, sind in 
Ausübung dieses Dienstes unabhängig und im Ein-
zelfall keinen Weisungen unterworfen. Sie sind zur 
uneingeschränkten Wahrung des Seelsorgegeheim-
nisses verpflichtet. 
(2) Sie sind bei der Ausübung dieses Dienstes an 
Schrift und Bekenntnis sowie die kirchliche Ordnung 
gebunden. 
(3) Sie unterliegen der Aufsicht einer von der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland, der jeweiligen 
Gliedkirche oder dem gliedkirchlichen Zusammen-
schluss bestimmten zuständigen Stelle. Das Seel-
sorgegeheimnis darf durch die Ausübung der Auf-
sicht nicht berührt werden. 
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§ 7 
Schutz und Begleitung  

der Seelsorgerinnen und Seelsorger 

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger stehen unab-
hängig von der Art ihres Auftrags oder ihres Dienst-
verhältnisses unter dem besonderen Schutz und der 
besonderen Fürsorge der Kirche.  
(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse sorgen für eine angemessene Begleitung 
und Fortbildung der Seelsorgerinnen und Seelsor-
ger. 

§ 8 
Widerruf des Seelsorgeauftrags 

Der gemäß § 3 Absatz 2 erteilte Seelsorgeauftrag ist 
von der erteilenden Stelle zu widerrufen, wenn seine 
Voraussetzungen nicht vorliegen oder nachträglich 
entfallen oder wenn die Seelsorgerin oder der Seel-
sorger erheblich gegen ihr oder ihm obliegende 
Pflichten verstößt. 

 
 

III. 
Äußerer Schutz des Seelsorgegeheimnisses 

 
§ 9 

Grundsatz 
Bei der Seelsorge ist dafür Sorge zu tragen, dass die 
geführten Gespräche vertraulich sind und nicht von 
Dritten mitgehört werden können. 

 
§ 10 

Seelsorge in gewidmeten Räumen 

Für die Wahrnehmung des Seelsorgeauftrags kön-
nen besonders zu diesem Zweck Räume gewidmet 
werden. Deren Widmung richtet sich nach den Vor-
schriften der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse. 

§ 11 
Seelsorge 

mit technischen Kommunikationsmitteln 

Soweit Seelsorge mit technischen Kommunikations-
mitteln ausgeübt wird, haben die jeweilige kirchliche 
Dienststelle oder Einrichtung und die in der Seelsor-
ge tätige Person dafür Sorge zu tragen, dass die 
Vertraulichkeit in höchstmöglichem Maß gewahrt 
bleibt. 

 

§ 12 
Umgang mit Seelsorgedaten 

Beim Umgang mit Seelsorgedaten jeglicher Art ist 
sicherzustellen, dass kirchliche und staatliche Be-
stimmungen zum Schutz des Seelsorgegeheimnis-
ses und die Anforderungen des kirchlichen Daten-
schutzrechts beachtet werden. 

 
 

IV. 
Schlussvorschriften 

 
§ 13 

Übergangsregelung 

Zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes seinen 
Anforderungen entsprechend bereits erteilte be-
stimmte Seelsorgeaufträge bleiben bestehen. Per-
sonen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes in der Seelsorge tätig sind und die Eig-
nung dazu anderweitig erworben haben, kann ein 
Seelsorgeauftrag gemäß § 3 Absatz 2 erteilt werden. 

 
§ 14 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die 
Evangelische Kirche in Deutschland am 1. Januar 
2010 in Kraft. 
(2) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die je-
weilige Gliedkirche oder den jeweiligen gliedkirchli-
chen Zusammenschluss in Kraft, nachdem diese 
oder dieser die Zustimmung erklärt hat. Die Zustim-
mung ist jederzeit möglich. Den Zeitpunkt, zu dem 
dieses Kirchengesetz in den jeweiligen Gliedkirchen 
oder dem jeweiligen gliedkirchlichen Zusammen-
schluss in Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland durch Verordnung.  
(3) Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können dieses Kirchengesetz jederzeit 
je für ihren Bereich außer Kraft setzen. Der Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland stellt durch 
Verordnung fest, dass und zu welchem Zeitpunkt 
das Kirchengesetz jeweils außer Kraft getreten ist. 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 
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XII. 

Bekanntmachung 

Die Mitgliederversammlung des Diakonischen Wer-
kes der Lippischen Landeskirche hat in ihrer Sitzung 
am 15. November 2010 eine Änderung der Satzung 
des Diakonischen Werkes beschlossen. Nachfol-
gend geben wir den gesamten Text in der geltenden 
Fassung wieder. 
 

Satzung 
des Diakonischen Werkes 

der Lippischen Landeskirche e.V. 
vom 9. Oktober 2002 

(Ges. u. VOBl. Bd. 12 S. 351) 
geändert durch Beschluss vom 7. Juni 2006 

(Ges. u. VOBl. Bd. 14 S. 36), 
geändert durch Beschluss 

vom 15. November 2010 
"Einer trage des andern Last, so werdet ihr das Ge-
setz Christi erfüllen."   (Galater 6,2) 
Im Jahre 1908 wurde in Detmold der Landesverein 
für Innere Mission gegründet. Er setzte sich die Auf-
gabe, in enger Verbindung mit der Lippischen Lan-
deskirche die bereits vorhandenen Einrichtungen der 
Inneren Mission zu fördern und auf eine Vertiefung 
und Erweiterung der diakonisch-missionarischen Ar-
beit im Bereich der Lippischen Landeskirche bedacht 
zu sein. 
Im Jahre 1945 wurde das Hilfswerk der Lippischen 
Landeskirche ins Leben gerufen mit dem Ziel, die 
besonderen durch den zweiten Weltkrieg hervorge-
rufenen Nöte zu lindern und den diakonischen Auf-
trag in den Gemeinden erneut ins Bewusstsein zu 
bringen. 
Innere Mission und Hilfswerk haben sich zur besse-
ren Erfüllung des von ihnen wahrgenommenen Auf-
trags im Jahre 1966 zum Diakonischen Werk - Inne-
re Mission und Hilfswerk - der Lippischen Landeskir-
che e.V. zusammengeschlossen. 
Das Werk, das jetzt den Namen  
 Diakonisches Werk 
 der Lippischen Landeskirche e.V. 
trägt, erhält die folgende Satzung. 
Die Landessynode hat den in der Satzung des Wer-
kes geordneten Zusammenschluss aller Träger der 
Diakonie in der Landeskirche als das "Diakonische 
Werk der Lippischen Landeskirche" anerkannt. 
Die Satzung wird nach der Eintragung im Vereinsre-
gister im Gesetz- und Verordnungsblatt der 
Lippischen Landeskirche veröffentlicht.  

 
§ 1 

Rechtsform, Sitz und Gemeinnützigkeit 

(1) Das Diakonische Werk der Lippischen Landes-
kirche hat die Rechtsform eines eingetragenen Ver-
eins. 

(2) Das Diakonische Werk hat seinen Sitz in Det-
mold. Es verfolgt ausschließlich und unmittelbar 
kirchliche, gemeinnützige und mildtätige Zwecke im 
Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" 
der Abgabenordnung. Das Diakonische Werk ist 
selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie ei-
genwirtschaftliche Zwecke.  
(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
(4) Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßi-
ge Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhal-
ten außerhalb des Satzungszwecks keine Zuwen-
dungen aus Mitteln des Vereins. Sie haben bei ihrem 
Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung 
des Werkes keine Ansprüche auf dieses Vermögen. 
(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck des Werkes fremd sind, oder durch unver-
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
(6) Soweit Mitglieder ehrenamtlich tätig werden, ha-
ben sie Anspruch auf den Ersatz von Auslagen. Ver-
zichten ehrenamtlich Mitarbeitende auf Auslagener-
satz, so ist ihnen die Ausstellung einer Spendenquit-
tung anzubieten. 

 
§ 2 

Aufgabe und Zweck 

(1) Die Kirche hat den Auftrag, Gottes Liebe zur 
Welt in Jesus Christus allen Menschen zu bezeugen. 
Diakonie ist eine Gestalt dieses Zeugnisses und 
nimmt sich besonders der Menschen in leiblicher 
Not, in seelischer Bedrängnis und in sozial unge-
rechten Verhältnissen an. Sie sucht auch die Ursa-
chen dieser Nöte zu beheben. Sie richtet sich in      
ökumenischer Weite an Einzelne und an Gruppen, 
an Nahe und an Ferne, an Christen und an Nicht-
christen. 
Da die Entfremdung von Gott die tiefste Not des 
Menschen ist und sein Heil und Wohl untrennbar zu-
sammengehören, vollzieht sich Diakonie in Wort und 
Tat als ganzheitlicher Dienst am Menschen. 
Diakonie ist Lebens- und Wesensäußerung der Kir-
che (Artikel 15 der Grundordnung der Evangelischen 
Kirche in Deutschland). 
(2) Das Diakonische Werk hat die Aufgabe, den Kir-
chengemeinden und den diakonischen Einrichtungen  
bei der Gestaltung dieses Dienstes zu helfen. Es soll 
auf neue Einrichtungen und Arbeitszweige hinweisen 
und bestehende Aufgaben aufeinander abstimmen.  
(3) Die Lippische Landeskirche und das Diakonische 
Werk arbeiten zur Erfüllung ihres Auftrags eng zu-
sammen. 
Vor der Stellungnahme zu Grundsatzfragen, vor der 
Übernahme neuer Aufgabengebiete und  bei wesent-
lichen Veränderungen von Aufgabenbereichen im 
diakonischen Bereich ist ein Benehmen mit dem 
Landeskirchenrat herzustellen.  
(4) Das Diakonische Werk nimmt Aufträge der Lan-
dessynode entgegen.   
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Die Lippische Landeskirche unterstützt die Arbeit 
des Diakonischen Werkes nach Maßgabe ihres 
Haushaltsplans durch einen regelmäßigen jährlichen 
Globalzuschuss.   
Die Landessynode hat die Möglichkeit, Anträge an 
das Diakonische Werk zu stellen. Das Diakonische 
Werk erstattet der Landessynode regelmäßig Re-
chenschaft über seine Arbeit. 
(5) Das Diakonische Werk pflegt die Zusammenar-
beit mit den anderen Trägern der diakonischen Ar-
beit im Bereich der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und in der Ökumene.  
(6) Das Diakonische Werk ist Mitglied des Diakoni-
schen Werkes der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land. 
(7) Das Diakonische Werk ist als anerkannter Spit-
zenverband der Freien Wohlfahrtspflege Mitglied in 
der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege Nordrhein-Westfalens. 
(8) Das Diakonische Werk vertritt als anerkannter 
Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege die dia-
konische Arbeit innerhalb der Lippischen Landeskir-
che und nimmt die Interessen der Mitglieder des 
Werkes gegenüber staatlichen, kommunalen, kirchli-
chen und anderen Stellen sowie gegenüber den an-
deren Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege wahr. 
Außerdem vertritt es die diakonische Arbeit und die 
Interessen der Mitglieder in der Öffentlichkeit.   
(9) Das Diakonische Werk unterhält - neben seinen 
überregionalen Diensten - in der Regel keine eige-
nen Einrichtungen. 

 
§ 3 

Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder des Diakonischen Werkes sind: 
a) die Kirchengemeinden und die Lippische 

Landeskirche, 
b) die diakonischen Einrichtungen. Die diakoni-

schen Einrichtungen  gemäß Absatz 1b be-
antragen ihre Aufnahme als Mitglied schrift-
lich beim Diakonischen Werk. Die Entschei-
dung über den Antrag liegt beim Verwal-
tungsrat. 

 Lehnt dieser die Aufnahme ab, so kann die 
Entscheidung der Mitgliederversammlung 
angerufen werden, die dann endgültig ent-
scheidet. 

(2) Die Mitgliedschaft erlischt 
a) durch Auflösung bei juristischen Personen, 
b) durch rechtsgültige schriftliche Austrittserklä-

rung des Mitglieds gemäß Absatz 1b mit ei-
ner Frist von 6 Monaten zum Jahresschluss, 

c) durch Ausschluss aufgrund eines Beschlus-
ses des Verwaltungsrates, wenn die sat-
zungsgemäße Voraussetzung für die Mit-
gliedschaft eines Mitglieds gemäß Absatz 1b 
nicht mehr besteht oder ein Mitglied seinen 
Pflichten gemäß § 4 dieser Satzung nicht 
entspricht oder grobe Verstöße gegen die 
Satzung begeht. 

 
§ 4 

Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder haben das Recht, das Kronen-
kreuz als Zeichen des Diakonischen Werkes zu füh-
ren und den Bezeichnungen ihrer Einrichtungen ei-
nen Vermerk hinzuzufügen, aus dem sich die Zuge-
hörigkeit zum Diakonischen Werk ergibt. 
(2) Die Mitglieder haben das Recht auf Förderung 
durch das Diakonische Werk im Rahmen der beste-
henden Möglichkeiten durch  

a) Beratung bei der Planung und Durchführung 
ihrer Arbeit, insbesondere in Fachfragen, in 
Fragen der Organisation, der Finanzierung 
sowie in Rechtsfragen, 

b) Hilfe auf Koordinierung diakonischer Arbeit 
verschiedener Träger, 

c) Wahrnehmung ihrer Interessen gegenüber 
staatlichen, kommunalen, kirchlichen und 
anderen Stellen bei Planungen und Förde-
rungsanträgen, 

d) Planung und Durchführung von Fort- und 
Weiterbildungsveranstaltungen für ihre Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter. 

(3) Die Mitglieder sind verpflichtet, 
a) durch Satzung oder Ordnung ihre Bindung 

an den diakonischen Auftrag der Kirche fest-
zulegen, 

b) das Bewusstsein der diakonischen Verpflich-
tung in der Kirche zu stärken und gemeinsam 
mit dem diakonischen Werk den diakoni-
schen Auftrag in der Gesellschaft wahrzu-
nehmen. , 

c) dafür zu sorgen, dass der christliche Charak-
ter ihrer Dienste und Einrichtungen gewahrt 
bleibt, 

d) sicherzustellen, dass ihren Vorständen und 
sonstigen Leitungsorganen nur Personen 
angehören können, die Mitglieder der evan-
gelischen Kirche oder einer der anderen in 
der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen 
in Deutschland e.V. zusammengeschlosse-
nen Kirchen sind. Die entsprechende Ord-
nung der Lippischen Landeskirche ist zu-
grunde zu legen, 
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e) einen Mitgliedsbeitrag gemäß der Mitglieds-
beitragsordnung zu erbringen , 

f) ihre Satzung oder sonstige Rechtsgrundlage 
dem Diakonischen Werk in Abschrift einzu-
reichen, beabsichtigte Änderungen rechtzei-
tig anzuzeigen und der Geschäftsstelle des 
Diakonischen Werkes die Möglichkeit zur Be-
ratung zu geben, 

g) die Mitarbeitenden nach Arbeitsbedingungen 
zu beschäftigen, die in einem kirchengesetz-
lich anerkannten Verfahren gesetzt werden, 
welches auf strukturellem Gleichgewicht der 
Dienstgeber- und der Dienstnehmerseite be-
ruht, 

h) das Mitarbeitervertretungsrecht der 
Lippischen Landeskirche in der von der 
Lippischen Landessynode und dem Verwal-
tungsrat übernommenen Fassung anzuwen-
den, 

das Datenschutzrecht der Lippischen Landeskir-
che in der vom Verwaltungsrat übernomme-
nen Fassung anzuwenden, 

j) ihre Jahresrechnung jährlich durch einen 
Wirtschaftsprüfer prüfen zu lassen; diese 
Verpflichtung besteht nur für Mitglieder ge-
mäß § 3 Absatz 1 Buchstabe b. 

(4) Gegenüber Mitgliedern gemäß § 3 Absatz 1b, 
die den Mitgliedschaftspflichten nach Absatz 3 nicht 
nachkommen, sind nach erfolgloser Erinnerung 
durch den / die Vorstandsvorsitzende / n folgende 
Maßnahmen zu ergreifen: 

a) Ermahnung durch den Vorstand,  
b) Ausschluss durch den Verwaltungsrat. 

 
§ 5 

Gastmitglieder 

(1)  Einrichtungen, die die Voraussetzungen für die 
Mitgliedschaften nicht vollständig erfüllen, jedoch 
bestrebt sind, im Geiste evangelischer Diakonie zu 
wirken, können zum Diakonischen Werk der 
Lippischen Landeskirche auf schriftlichen Antrag in 
ein Gastverhältnis treten. 
(2) Über die Zulassung als Gastmitglied entscheidet 
der Verwaltungsrat abschließend. Er kann hierfür im 
Einzelfall Bedingungen festsetzen. 
(3) Gastmitglieder sind verpflichtet, Gastbeiträge in 
Höhe der festgesetzten Mitgliedsbeiträge zu leisten. 
Sie sind berechtigt, an der allgemeinen Unterrich-
tung, Beratung und Förderung durch das Werk teil-
zunehmen; die Förderung ihrer Einrichtung durch 
Zuschüsse des Werkes ist jedoch ausgeschlossen. 
(4) Gastmitglieder sind grundsätzlich nicht berech-
tigt, das Kronenkreuz als Zeichen des Werkes zu 
führen; aus besonderen Gründen kann der Verwal-
tungsrat widerruflich Ausnahmen zulassen. 

(5) Über den Ausschluss von Gastmitgliedern ent-
scheidet auf Antrag des Vorstands der Verwaltungs-
rat. 

 
§ 5 a 

Diakonie Rheinland, Westfalen, Lippe 

Zur Zusammenarbeit der drei Diakonischen Werke 
Rheinland, Westfalen und Lippe wird ein gemeinsa-
mer Verein gebildet. Die Satzung des gemeinsamen 
Vereins bedarf der Zustimmung der Mitgliederver-
sammlungen der drei Diakonischen Werke. Dieses 
Zustimmungserfordernis gilt auch für folgende Sat-
zungsänderungen, bis die drei Werke gemeinsam 
darauf verzichten. 
Vertretungen der drei Diakonischen Werke in der 
Mitgliederversammlung werden aus den Räten nach 
Maßgabe der Satzung des Vereins bestimmt oder 
gewählt. Für jede Person ist eine Stellvertretung zu 
wählen. Bis zur Konstituierung der Mitgliederver-
sammlung auf der Grundlage der Satzung des ge-
meinsamen Vereins wird die Aufgabe der Mitglieder-
versammlung des Vereins in Gründung von der bis-
herigen Gruppe der Räte Rheinland, Westfalen und 
Lippe wahrgenommen, welche aus neun Personen 
besteht, wovon je vier aus den Räten des Diakoni-
schen Werkes Rheinland und des Diakonischen 
Werkes Westfalen und eine aus dem Rat des Diako-
nischen Werkes Lippe entsandt sind. 

 
§ 6 

Organe 

Organe des Diakonischen Werkes sind: 
1. Die Mitgliederversammlung 
2. Der Verwaltungsrat 
3. Der Vorstand. 

 
§ 7 

Die Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Or-
gan des Werkes. Sie wird von ihrem / ihrer Vorsitzen-
den geleitet und besteht aus: 

a) je einer Vertreterin oder eines Vertreters ei-
nes jeden Mitglieds, das dem Vorstand na-
mentlich benannt wird; eine Vertreterin oder 
ein Vertreter darf bis zu zwei Mitglieder in der 
Mitgliederversammlung vertreten.  

b) dem Verwaltungsrat. 
(2) Die Amtsdauer der Mitgliederversammlung be-
trägt vier Jahre und entspricht der Legislaturperiode 
der Landessynode. 
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§ 8 
Aufgaben der Mitgliederversammlung:  

Die Aufgaben der Mitgliederversammlung sind: 
a) Wahl einer Vorsitzenden oder eines Vorsit-

zenden der Mitgliederversammlung und einer 
Stellvertreterin oder eines Stellvertreters, die 
zugleich Vorsitzende oder Vorsitzender des 
Verwaltungsrates ist   

b) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates,  
c) Entgegennahme des von dem / der Vor-

standsvorsitzenden zu erstattenden Jahres-
berichtes einschließlich des Berichts über die 
wirtschaftlichen und personellen Verhältnis-
sen des Diakonischen Werkes, 

d) Beratung und Beschlussfassung über 
Grundsatzfragen der Arbeit des Werkes, 

e) Beschlussfassung über Satzungsänderungen 
und die Auflösung des Werkes, 

f) Beschwerdeentscheidungen gemäß § 3 Ab-
satz 2 Satz 3, 

g) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge, 
h) Austausch von Erfahrungen in der diakoni-

scher Arbeit. 
 

§ 9 
Durchführung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung tritt nach Bedarf, 
mindestens aber einmal jährlich, zu einer ordentli-
chen Tagung zusammen. Sie ist zu einer außeror-
dentlichen Tagung einzuberufen, wenn mindestens 
ein Viertel der Mitglieder es schriftlich beantragt. In 
diesem Fall muss die Tagung innerhalb von einem 
Monat einberufen werden.  
(2) Die Mitgliederversammlung wird von ihrer Vorsit-
zenden oder ihrem Vorsitzenden schriftlich unter Mit-
teilung der Tagesordnung mit einer Frist von mindes-
tens zwei Wochen einberufen und geleitet. 
(3)    Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, 
wenn mindestens 40 Mitglieder anwesend sind.    
(4) Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung wer-
den mit Stimmenmehrheit der abgegebenen Stim-
men gefasst; Stimmenthaltungen werden nicht mit-
gezählt.  
Beschlüsse über Satzungsänderungen, Änderungen 
des Vereinszwecks und die Auflösung des Werkes 
erfordern jedoch bei Anwesenheit von mindestens 
der Hälfte der Mitglieder eine Mehrheit von zwei Drit-
teln der anwesenden stimmberechtigten Mitgliedern. 
(5) Ist eine Mitgliederversammlung nicht beschluss-
fähig, weil die nach Absatz 3 oder Absatz 4 erforder-
liche Zahl der Mitglieder nicht erreicht ist, so ist die 
nächste Mitgliederversammlung innerhalb von zwei 
Wochen mit  derselben Tagesordnung einzuberufen. 
Diese Mitgliederversammlung ist dann ohne Rück-
sicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. 
Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.     

(6) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Bei Stimmen-
gleichheit ist ein Antrag abgelehnt.  

 
§ 10 

Der Verwaltungsrat 

(1) Dem Verwaltungsrat gehören bis zu 11 stimmbe-
rechtigte Personen an, und zwar: 

a) die Vorsitzende oder der Vorsitzende der 
Mitgliederversammlung als Verwaltungsrats-
vorsitzende oder -vorsitzender, 

b) ein Mitglied der Landessynode, das dem Fi-
nanzausschuss der Landessynode angehö-
ren muss, 

c) eine Vertreterin oder ein Vertreter des Lan-
deskirchenrats, 

d) zwei Vertreterinnen oder Vertreter der statio-
nären Altenhilfe, 

e) eine Vertreterin oder ein Vertreter der statio-
nären Kinder- und Jugendhilfe, 

f) eine Vertreterin oder ein Vertreter der statio-
nären Behindertenhilfe, 

g) eine Vertreterin oder ein Vertreter für den Be-
reich Kindertageseinrichtung, 

h) eine Vertreterin oder ein Vertreter für den Be-
reich der ambulanten sozialpflegerischen 
Dienste. 

i) zwei weitere Mitglieder, insbesondere aus 
dem  Bereich der sonstigen Gemeindediako-
nie, die zusätzlich gewählt werden können. 

Jedes Verwaltungsratsmitglied hat eine Stellvertrete-
rin oder einen Stellvertreter. 
(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrates, mit Aus-
nahme der entsandten Mitglieder gemäß § 10 Ab-
satz 1 Buchstaben b) und c) werden von der Mitglie-
derversammlung gewählt; die Fachgremien der Trä-
ger, soweit solche bestehen, haben ein Vorschlags-
recht.  
Die Mitglieder des Verwaltungsrates und ihre Stell-
vertreter zu § 10 Absatz 1 Buchstabe b) und c) sind 
zu entsenden.   
(3) Die Amtszeit des Verwaltungsrates beträgt 4 
Jahre und entspricht der Legislaturperiode der Lan-
dessynode. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Ver-
waltungsratsmitglieds hat in der nächsten Mitglieder-
versammlung eine Neuwahl für den Rest der Wahl-
zeit zu erfolgen .  
(4) Bei Ablauf der Wahlzeit führt der Verwaltungsrat 
die Geschäfte bis zur Konstituierung des neugewähl-
ten Verwaltungsrates weiter. 
(5) Der Verwaltungsrat haftet gegenüber dem Verein 
nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.   
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§ 11 
Aufgaben des Verwaltungsrates 

Zu den Aufgaben des Verwaltungsrates gehören: 
a) die Beschlussfassung zur Person der vom 

Landeskirchenrat zu berufende / n Vorstands-
vorsitzenden oder des vom Landeskirchenrat 
zu berufenden Vorstandsvorsitzenden ge-
mäß § 14 Absatz 2, 

b) die Wahl eines weiteren Vorstandsmitglieds, 
c) Erlass und Änderung einer Geschäftsord-

nung und einer Dienstanweisung für den 
Vorstand 

d) die Beschlussfassung über den Wirtschafts-
plan, die Jahresrechnung und die Entlastung 
des Vorstands 

e) die Bestellung eines Wirtschaftsprüfers als 
Jahresabschlussprüfer 

f) die Beschlussfassung über die Aufnahme 
neuer und Beendigung bestehender Aufga-
benfelder (unter Beachtung von § 2 Absatz 
3), 

g) die Vorbereitung der Mitgliederversammlung 
h) die Entscheidung über die Erhebung von 

Einwendungen nach dem jeweils geltenden 
Arbeitsrechtsregelungsgesetz gegen Be-
schlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission 
Rheinland-Westfalen-Lippe 

i) die Beschlussfassung über sonstige Angele-
genheiten, die über den Rahmen der laufen-
den Geschäfte hinausgehen, insbesondere 
über Vermögensverwaltung, Ankauf, Veräu-
ßerung und Belastung von Grundstücken 
und die Aufnahme von Darlehen 

j) die Berechtigung, dem Vorstand einzeln oder 
generell Befreiung von den Beschränkungen 
des § 181 BGB zu erteilen. 

 
§ 12 

Sitzungen des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat tritt nach Bedarf, mindestens 
vierteljährlich, auf Einladung der Verwaltungsrats-
vorsitzenden oder des Verwaltungsratsvorsitzenden 
zusammen; die Einladung erfolgt schriftlich unter 
Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von min-
destens einer Woche. 
(2) Die Verwaltungsratsvorsitzende oder der Verwal-
tungsratsvorsitzende hat den Verwaltungsrat binnen 
einer Frist von zwei Wochen einzuberufen, wenn ein 
Drittel seiner Mitglieder dies schriftlich unter Angabe 
der Gründe beantragt. 
(3) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn 
mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder 
anwesend sind.  

(4) Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehr-
heit gefasst; Stimmenthaltungen zählen nicht mit.  
(5) § 9 Abs. 5 gilt analog. 

 
§ 13 

Niederschriften 

(1) Über die Beschlüsse und Verhandlungen der 
Mitgliederversammlung sowie des Verwaltungsrates 
sind Niederschriften anzufertigen. 
Die Niederschriften sind von der jeweiligen Vorsit-
zenden oder dem Vorsitzenden und der Schriftführe-
rin oder dem Schriftführer  zu unterschreiben . 
(2) Die Niederschrift wird den Mitgliedern der Mit-
gliederversammlung bzw. des Verwaltungsrates 
nach Fertigstellung mit einer Einspruchsfrist von 14 
Tagen zugestellt. 
(3) Einsprüche gegen die Niederschriften sind 
schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären, der 
gegebenenfalls die Berichtigung der Niederschrift 
veranlasst. In Zweifelsfällen entscheidet das jeweili-
ge Organ, um dessen Niederschrift es geht. 

 
§ 14 

Der Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus bis zu zwei Personen, 
  der Landespfarrerin für Diakonie als Vorsit-

zende oder dem Landespfarrer für Diakonie 
als Vorsitzendem, 

  einem weiteren Mitglied des Vorstands, das 
zum Kirchenältesten bzw. zur Kirchenältes-
ten wählbar sein muss. 

(2) Die Vorstandsvorsitzende oder der Vorstands-
vorsitzende wird im Einvernehmen mit dem Verwal-
tungsrat durch den Landeskirchenrat berufen.    

 
§ 15 

Aufgaben des Vorstands 

(1)  Der Vorstand ist für die ordnungsgemäße Füh-
rung der Geschäfte verantwortlich. Die Einzelheiten 
sind in einer vom Verwaltungsrat zu erlassenen Ge-
schäftsordnung zu regeln. 
(2) Die Mitglieder des Vorstands bilden den Vor-
stand im Sinne von § 26 BGB. Jedes Vorstandsmit-
glied ist mit Ausnahme von Grundstücksgeschäften 
einzeln vertretungsberechtigt. Rechtsverbindliche 
Erklärungen, die den Erwerb, die Veräußerung oder 
Belastung von Grundstücken betreffen, können vom 
Vorstand nur gemeinsam mit der Vorsitzenden oder 
dem Vorsitzendem des Verwaltungsrats nach vorhe-
riger Zustimmung des Verwaltungsrates abgegeben 
werden. 
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Bei Verhinderung des Vorstands vertritt der, die 
stellvertretende Vorstandsvorsitzende den Verein in 
den laufenden Geschäften. Sollte auch dieser ver-
hindert sein, kann die Vorsitzende oder der Vorsit-
zende des Verwaltungsrates den Verein in den lau-
fenden  
Geschäften vertreten. 
(3) Der Vorstand ist für die Ausführung der Be-
schlüsse der Mitgliederversammlung und des Ver-
waltungsrates verantwortlich.  
(4) Der Vorstand haftet gegenüber dem Verein nur 
für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.   
(5)  Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden 
durch den Vorstand eingestellt und entlassen, er hat 
die Arbeitgeberfunktion inne. 

 
§ 16 

Finanzierung des Werkes 

Die Finanzierung der Aufgaben des Werkes erfolgt 
unter anderem durch Zuschüsse der Landeskirche, 
Beiträge der Mitglieder, Sammlungen und Spenden 
sowie durch Zuwendungen aus öffentlichen Mitteln 
und Kapitalerträgnissen. 

 
§ 17 

Wirtschaftsplan und Rechnungswesen 

(1) Das Rechnungswesen des Diakonischen Wer-
kes wird nach den Grundsätzen des kaufmännischen 
Rechnungswesens geführt. 
(2) Der Wirtschaftsplan des Diakonischen Werkes 
wird jährlich vor Beginn des Rechnungsjahres vom 
Vorstand aufgestellt und vom Verwaltungsrat verab-
schiedet. 
(3) Der Jahresabschluss ist unverzüglich nach Ab-
schluss des Rechnungsjahres vom Vorstand aufzu-
stellen. Er ist mit dem Bericht des Wirtschaftsprüfers 
dem Verwaltungsrat zur Beschlussfassung vorzule-
gen (s. § 11 d).  
(4) Der Wirtschaftsplan und der Jahresabschluss mit 
dem Prüfungsbericht werden dem Landeskirchenrat 
vorgelegt. 

 
§ 18 

Anfallrecht 

Bei Auflösung oder Aufhebung des Werkes oder Än-
derung seines bisherigen Zweckes in einen nicht 
gemeinnützigen Zweck fällt sein Vermögen der 
Lippischen Landeskirche zu, die es unmittelbar und 
ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke der Diakonie in ihrem Gebiet zu 
verwenden hat. 

 

§ 19 
Salvatorische Klausel 

Sollten Bestimmungen dieser Satzung oder eine zu-
künftige satzungsmäßige Bestimmung ganz oder 
teilweise nicht rechtswirksam sein oder ihre Rechts-
wirksamkeit später verlieren, so wird hierdurch die 
Gültigkeit der übrigen Bestimmungen der Satzung 
nicht berührt. Das gleiche gilt, soweit sich in der Sat-
zung eine Lücke herausstellen sollte. Anstelle der 
unwirksamen Bestimmung oder zur Ausfüllung der 
Lücke soll eine angemessen Regelung gelten, die, 
soweit rechtlich möglich, dem am nächsten kommt, 
was die satzungsgebenen Organe nach dem Sinn 
und Zweck der Satzung gewollt haben würden, so-
weit sie den Punkt bedacht hätten. 

 
§ 20 

Inkrafttreten 

(1) Die vorstehende Satzung des Diakonischen 
Werkes der Lippischen Landeskirche e.V. tritt an die 
Stelle der am 03.Dezember 1999 unter VR 0310  
beim Amtsgericht Detmold eingetragenen Satzung 
des Diakonischen Werkes - Innere Mission und 
Hilfswerk - der Lippischen Landeskirche e.V. . 
(2)  Sie tritt mit der Eintragung in das Vereinsregister 
in Kraft. 

 
§ 21 

Schlussbestimmung 

Satzungsänderungen, die den Zweck des Werkes, 
die Zusammensetzung oder die Zuständigkeit seiner 
Organe verändern oder die Vorschriften über das 
Rechnungswesen oder das Anfallrecht betreffen, 
können nur im Einvernehmen mit dem Landeskir-
chenrat beschlossen werden. Ist ein Einvernehmen 
nicht herzustellen, so entscheidet die Synode.  
 
 
Detmold, 10. August 2011 
 
 Das Landeskirchenamt 
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XIII. 

Kirchengesetz 
zur Änderung des Kirchengesetzes  
über das Verfahren zur Regelung 

der Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiterinnen  
und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst 

(Arbeitsrechtsregelungsgesetz - ARRG) 
vom 22. November 2011 

Die 35. ordentliche Landessynode der Lippischen 
Landeskirche hat auf ihrer Tagung am 22. November 
2011 das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

 
Artikel 1 

Änderung des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes 

Das Kirchengesetz über das Verfahren zur Regelung 
der Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im kirchlichen Dienst (Arbeitsrechtsrege-
lungsgesetz - ARRG) vom 27. Mai 2002 (Ges. u. 
VOBl. Bd. 12 S. 230) wird wie folgt geändert: 
1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „oder“ 
durch das Wort „und“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 2 wird die Angabe „nach Absatz 

1“ durch die Angabe „(§§ 6 und 7)“ er-
setzt. 

bb) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt: 
 „Eine abweichende Regelung kann für 

einzelne Sitzungen auch zwischen den 
entsendenden Stellen der Vertreterinnen 
und Vertreter der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter (§ 6) und zwischen den ent-
sendenden Stellen der kirchlichen Ar-
beitgeber (§ 7) getroffen werden.“ 

2. § 13 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 werden die Wörter „der Jahres-

grundvergütung eines Angestellten aus der 
Endstufe der Vergütungsgruppe II BAT-KF“ 
durch die Wörter „des Jahrestabellenentgelts 
der Stufe 4 der Entgeltgruppe 13 BAT-KF“ 
ersetzt. 

b) In Satz 3 werden nach dem Wort „Rech-
nungsprüfungsamt“ die Wörter „der Rech-
nungsprüfungsstelle Düsseldorf“ eingefügt. 

3. § 15 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 
 „(6) Die Arbeitsrechtliche Schiedskommission 

entscheidet endgültig. Sie kann die Angelegen-
heit an die Arbeitsrechtliche Kommission zurück-
verweisen und dabei Empfehlungen für deren 
Beratung und Entscheidung geben. Sie kann da-
bei eine Frist zur Entscheidung der Arbeitsrecht-
lichen Kommission setzen. Über eine nach den 
Sätzen 2 und 3 an sie zurückverwiesene Ange-
legenheit entscheidet die Arbeitsrechtliche 
Kommission endgültig. Nach Ablauf einer nach 
Satz 3 gesetzten Frist trifft die Arbeitsrechtliche 
Schiedskommission innerhalb von drei Monaten 

eine Entscheidung, solange eine Entscheidung 
nicht durch die Arbeitsrechtliche Kommission ge-
troffen worden ist.“ 

4. § 16 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „der 

Verwaltungskammer der Evangelischen Kir-
che im Rheinland“ durch „des Richterkolle-
giums des Verwaltungsgerichts der Evange-
lischen Kirche im Rheinland“ ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 2 werden die Worte „der 
Verwaltungskammer der Evangelischen Kir-
che im Rheinland“ durch „des Richterkolle-
giums des Verwaltungsgerichts der Evange-
lischen Kirche im Rheinland“ ersetzt. 

c) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „der 
Verwaltungskammer der Evangelischen Kir-
che im Rheinland“ durch „des Richterkolle-
giums des Verwaltungsgerichts der Evange-
lischen Kirche im Rheinland“ ersetzt. 

d) In Absatz 7 Satz 1 werden die Wörter „der 
Verwaltungskammer der Evangelischen Kir-
che im Rheinland“ durch „des Richterkolle-
giums des Verwaltungsgerichts der Evange-
lischen Kirche im Rheinland“ ersetzt. 

 
Artikel 2 

In-Kraft-Treten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2012 in 
Kraft, jedoch nicht vor In-Kraft-Treten gleicher Kir-
chengesetze der Evangelischen Kirche von Westfa-
len und der Evangelischen Kirche im Rheinland. 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 
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XIV. 

Arbeitsrechtsregelung 
über vorübergehende Abweichungen  

von kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen 
in der Kinderfachklinik Bad Sassendorf 

vom 19. Oktober 2011 
 

- vom Abdruck wird abgesehen - 

 

XV. 

Arbeitsrechtsregelung 
über vorübergehende Abweichungen  

von kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen in der 
Evangelische Krankenhaus GmbH Dortmund 

vom 19. Oktober  2011 
 

- vom Abdruck wird abgesehen - 
 
 

 

XVI. 

Arbeitsrechtsregelung  
zur Änderung der  

Anlage 6 zum BAT-KF (TV-Ärzte-KF) 
vom 19. Oktober 2011 

 

- vom Abdruck wird abgesehen - 

 

XVII. 

Arbeitsrechtsregelung  
zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF 

vom 19. Oktober 2011 
 

§ 1 
Änderung des BAT-KF 

Der Bundes-Angestellten-Tarifvertrag in kirchlicher 
Fassung (BAT-KF) wird wie folgt geändert: 
1. In § 26 Absatz 5 wird die Angabe „Absatz 2“ 

durch die Angabe „Absatz 3“ ersetzt. 
2.  Anlage 6 zum BAT-KF - TV-Ärzte-KF wird wie 

folgt geändert: 
a) In § 26 Absatz 5 wird die Angabe „Absatz 2“ 

durch die Angabe „Absatz 3“ ersetzt. 
 

§ 2 
Änderung des MTArb-KF 

Der Manteltarifvertrag für Arbeiterinnen und Arbeiter 
in kirchlicher Fassung (MTArb-KF) wird wie folgt ge-
ändert: 
1. In § 26 Absatz 5 wird die Angabe „Absatz 2“ 

durch die Angabe „Absatz 3“ ersetzt. 
 

§ 4 
In-Kraft-Treten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Januar 2011 
in Kraft. 
 
 
Dortmund, 19. Oktober 2011 
 
 Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
 Arbeitsrechtliche Kommission 
 Der Vorsitzende 
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XVIII. 

Arbeitsrechtsregelung 
zur Änderung des BAT-KF und des MTArb-KF 

vom 19. Oktober 2011 
 

§ 1 
Änderung des BAT-KF 

Der Bundes-Angestellten-Tarifvertrag in kirchlicher 
Fassung (BAT-KF) wird wie folgt geändert: 
1. In § 8 Absatz 2, Satz 2 wird die Angabe „Ab-

satz 6" durch die Angabe „Absatz 5" ersetzt. 
2. In § 8 Absatz 6, Satz 1 wird die Angabe „Ab-

satz 6" durch die Angabe „Absatz 5" ersetzt. 
3. In § 8 Absatz 7 werden ersetzt: 

a) in Satz 1 die Angabe „Absatz 6 und 7" durch 
die Angabe „Absatz 5 und 6" 

b) in Satz 2 die Angabe „Absatz 7" durch die 
Angabe „Absatz 6" und die Angabe 

 „(Absatz 5)" durch die Angabe „(Absatz 4)". 
 

§ 2 
Änderung des MTArb-KF 

Der Manteltarifvertrag für die Arbeiterinnen und Ar-
beiter in kirchlicher Fassung (MTArb-KF) wird 
wie folgt geändert: 
1. In § 8 Absatz 6, Satz 1 wird die Angabe „Ab-

satz 6" durch die Angabe „Absatz 5" ersetzt. 
2. In § 8 Absatz 7 werden ersetzt: 

a) in Satz 1 die Angabe „Absatz 6 und 7" durch 
die Angabe „Absatz 5 und 6" 

b)  in Satz 2 die Angabe „Absatz 7" durch die 
Angabe „Absatz 6" und die Angabe 

 „(Absatz 5)" durch die Angabe „(Absatz 4)". 
 

§ 3 
In-Kraft-Treten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. November 
2011 in Kraft. 
 
 
Dortmund, 19. Oktober 2011 
 
 Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
 Arbeitsrechtliche Kommission 
 Der Vorsitzende 

 

XIX. 

Arbeitsrechtsregelung 
zur Änderung des BAT-KF, 

der Ordnung zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse und der Vergütung für die  
Maßnahmeteilnehmenden in Qualifizierungs- 

und Beschäftigungsgesellschaften,  
Arbeitsmarktinitiativen, arbeitsmarktpolitischen 

Maßnahmen und Projekten sowie  
Integrationsfirmen sowie einer Neuregelung  

für Integrationsprojekte 
vom 23. November 2011 

 
 
 

Artikel 1 
Arbeitsrechtsregelung für Integrationsprojekte 

 
§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Diese Arbeitsrechtsregelung findet auf nach §§ 
132 ff. SGB IX anerkannte Integrationsprojekte An-
wendung. Integrationsprojekte sind rechtlich und 
wirtschaftlich selbstständige Unternehmen (Integrati-
onsunternehmen) oder unternehmensinterne Betrie-
be (Integrationsbetriebe) oder Abteilungen (Integrati-
onsabteilungen) zur Beschäftigung schwerbehinder-
ter Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, de-
ren Teilhabe einer sonstigen Beschäftigung auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt auf Grund von Art oder 
Schwere der Behinderung oder wegen sonstiger 
Umstände voraussichtlich trotz Ausschöpfens aller 
Fördermöglichkeiten und des Einsatzes von Integra-
tionsfachdiensten auf besondere Schwierigkeiten 
stößt.  
(2) Diese Regelung gilt für Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Anwendungsbereich des Abs. 1 Satz 1, 
die in der Produktion bzw. Dienstleistung auch für 
Dritte tätig sind.  

 
§ 2 

Anwendung von Tarifverträgen 

(1) Abweichend von den Bestimmungen des BAT-
KF können den Arbeitsverträgen der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter nach § 1 Abs. 2 als Mindestin-
halt die branchenüblichen, regional geltenden tarif-
vertraglichen Regelungen, die mit einer dem Deut-
schen Gewerkschaftsbund angehörigen Gewerk-
schaft abgeschlossen wurden, in ihrer jeweils aktuell 
gültigen Fassung zu Grunde gelegt werden.  
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(2) Ausgenommen von Abs. 1 sind die Bestimmun-
gen über die betriebliche Altersversorgung. Anstelle 
der tarifvertraglichen Bestimmungen über die be-
triebliche Altersversorgung findet § 24 BAT-KF ent-
sprechend Anwendung.  

 
Protokollerklärung zu § 2 
Der Bezug zum BAT-KF bleibt in den Arbeitsver-
trägen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Arbeitsrechtsregelung abgeschlossen sind, für 
die Dauer der Laufzeit des Arbeitsvertrages be-
stehen.  

 
§ 3 

Informationspflicht 

Wendet ein Träger die Regelungen dieser Arbeits-
rechtsregelung an, hat er unverzüglich eine entspre-
chende Information an die Geschäftsstelle der Ar-
beitsrechtlichen Kommission Rheinland-Westfalen-
Lippe zu übersenden. Der Träger sendet die Infor-
mation ebenfalls an das Diakonische Werk (Vor-
stand), bei dem er Mitglied ist. Die Information muss 
die Bezeichnung des Integrationsprojektes und sei-
ner Arbeitsfelder, die Anzahl und den Beschäfti-
gungsumfang der dort angestellten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sowie die Angabe des den Arbeits-
verträgen zu Grunde gelegten Tarifvertrages enthal-
ten. Die Angaben sind zum 31. Dezember jeden Jah-
res zu aktualisieren. Die Geschäftsstelle leitet diese 
Informationen an die Mitglieder der Arbeitsrechtli-
chen Kommission weiter.  

 
 
 

Artikel 2 
Änderungen des BAT-KF 

§ 1 wird wie folgt geändert: 
1. In § 1 Abs. 1 Buchst. c) werden die Worte „sowie 

Integrationsfirmen“ gestrichen. 
2. In Buchstabe f) wird der Punkt am Satzende 

durch ein Komma ersetzt.  
3. Es wird ein neuer Buchstabe g) mit folgendem 

Wortlaut angefügt: 
 „Beschäftigte, die unter die Arbeitsrechtsrege-

lung für besondere Beschäftigungsverhältnisse 
in Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesell-
schaften, Arbeitsmarktinitiativen, arbeitsmarktpo-
litischen Maßnahmen oder Projekten fallen,“ 

4. Es wird ein neuer Buchstabe h) mit folgendem 
Wortlaut angefügt: 

 „Mitarbeitende, mit denen auf der Grundlage der 
Arbeitsrechtsregelung für Integrationsprojekte 
einzelvertraglich die Anwendung eines Tarifver-
trages vereinbart worden ist.“ 

 

Artikel 3 
Änderung der Ordnung zur Regelung der 

Rechtsverhältnisse und der Vergütung für die 
Maßnahmeteilnehmenden in Qualifizierungs- und 
Beschäftigungsgesellschaften, Arbeitsmarktiniti-
ativen, arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und 

Projekten sowie Integrationsfirmen 

1. In der Überschrift der Ordnung werden die Worte 
„sowie Integrationsfirmen“ gestrichen.  

2. In § 1 werden die Worte „sowie Integrationsfir-
men“ gestrichen. 

 
Artikel 4 

In-Kraft-Treten 

Die Arbeitsrechtsregelung tritt wie folgt in Kraft: 
1. Art. 1 tritt zum 1. Januar 2012 in Kraft und ist bis 

zum 31. Dezember 2016 befristet.  
2. Art. 2 Nr. 2 und 3 treten zum 21. Juli 2011 in 

Kraft. 
3. Art. 2 Nr. 1 und 4 und Art. 3 treten zum 1. Januar 

2012 in Kraft. 
 
Protokollerklärung zu Artikel 4: 
„Die Arbeitsrechtliche Kommission Rheinland-
Westfalen-Lippe ist sich einig, dass die Arbeits-
rechtsregelung rechtzeitig vor Ablauf der Befris-
tung in ihrer praktischen Anwendung evaluiert 
wird. Sie wird rechtzeitig vor Ablauf der Befris-
tung über eine Fortschreibung beraten.“ 

 
 
Dortmund, 23. November 2011 
 
 Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
 Arbeitsrechtliche Kommission 
 Der Vorsitzende 

 

XX. 

Arbeitsrechtsregelung  
über vorübergehende Abweichungen von  

kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen in der 
Evangelischen Krankenhaus GmbH Dortmund  

vom 14. Dezember 2011 
 

- vom Abdruck wird abgesehen - 
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XXI. 

Beschluss 
über die Aufhebung der Pfarrstelle II 
der ev.-ref. Kirchengemeinde Bega 

vom 22. November 2011 

Die 35. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sit-
zung am 22. November 2011 folgenden Beschluss 
gefasst: 
Die Pfarrstelle II der ev.-ref. Kirchengemeinde Bega 
wird mit Ablauf des 31. Dezember 2011 aufgehoben. 
Der Landeskirchenrat wird beauftragt, Einzelheiten 
im Zusammenhang mit der Auflösung der Pfarrstelle 
zu regeln. 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 
 
 

 

XXII. 

Beschluss 
über die pfarramtliche  

Verbindung von Pfarrstellen 
(Elbrinxen / Falkenhagen) 
vom 22. November 2011 

Die 35. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sit-
zung am 22. November 2011 folgenden Beschluss 
gefasst: 
Nach Anhörung der Beteiligten beschließt die Lan-
dessynode nach Artikel 11 der Verfassung: 

 
§ 1 

Die Pfarrstellen der evangelisch-reformierten Kir-
chengemeinde Elbrinxen und der evangelisch-
reformierten Kirchengemeinde Falkenhagen werden 
mit Wirkung vom 1. Januar 2012 verbunden. Die 
bisherigen beiden Pfarrstellen werden zu einer 
Pfarrstelle mit einem vollen Dienstumfang vereinigt. 

 

§ 2 

Die Besetzung der Pfarrstelle wird von den Kirchen-
vorständen beider Kirchengemeinden nach den Be-
stimmungen des Pfarrstellenbesetzungsgesetzes 
vorgenommen. 

 
§ 3 

Der Beschluss tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 

 

XXIII. 

Beschluss 
über die Überführung  

des Ev. Beratungszentrums 
in die Organisation der Lippischen Landeskirche 

Die 35. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sit-
zung am 22. November 2011 folgenden Beschluss 
gefasst: 
 
Die Landessynode beschließt, das Konzept zur Ein-
gliederung des Evangelischen Beratungszentrums in 
die Organisation der Lippischen Landeskirche zum 
1. Januar 2012 umzusetzen. 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 
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XXIV. 

Beschluss 
über die Überführung der Familienbildung 

in das Referat Jugend, Frauen, Bildung 

Die 35. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sit-
zung am 22. November 2011 folgenden Beschluss 
gefasst: 
Die Landessynode beschließt, das Konzept zur 
Überführung der Familienbildung in das Referat Ju-
gend, Frauen, Bildung der Lippischen Landeskirche 
umzusetzen. 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 

 

XXV. 

Beschluss 
über die landeskirchliche Förderung 
von Tageseinrichtungen für Kinder 
durch die Lippische Landeskirche 

vom 21. November 2011 
Die 35. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sit-
zung am 21. November 2011 folgenden Beschluss 
gefasst: 
„Der Beschluss über die landeskirchliche Förderung 
von Tageseinrichtungen für Kinder durch die 
Lippische Landeskirche wird wie folgt geändert:  

In Ziff. 6 werden die Worte „Diakonische Werk“ 
durch „Lippische Landeskirche“ ersetzt. 

Mit diesen Änderungen wird der Beschluss vom 23. 
November 2010 bis zum 31. Dezember 2012 verlän-
gert.“ 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 

 

XXVI. 

Beschluss 
zur Kirchengemeinschaft 

der Union Evangelischer Kirchen  
mit der United Church of Christ in den USA 

vom 13. Dezember 2011 
„Die Lippische Landessynode erklärt die Bereitschaft 
der Lippischen Landeskirche, die Kundgebung der 
UEK-Vollkonferenz zur Feststellung und Bekräfti-
gung der Kirchengemeinschaft zwischen der United 
Church of Christ (UCC) in den USA und der Union 
Evangelischer Kirchen (UEK) auf gesamtkirchlicher 
Ebene mitzutragen und stellt fest, diese Kirchenge-
meinschaft auch für den Bereich der Lippischen 
Landeskirche gelten zu lassen.  
Der Aufbau einer landeskirchlichen Partnerschaft mit 
einer UCC-Conference ist auf absehbare Zeit nicht 
beabsichtigt.“ 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 

 

XXVII. 

Beschluss 
über die Prüfung der Jahresrechnung 2010 

und Entlastung des Landeskirchenrats 
vom 21.November 2011 

Die 35. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sit-
zung am 21. November 2011 den Schlussbericht 
gemäß § 8 Abs. 4 der Rechnungsprüfungsordnung 
entgegengenommen und dem Landeskirchenrat für 
das Rechnungsjahr 2010 Entlastung erteilt. 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 
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XXVIII. 

Beschluss 
über die  

Festsetzung des Kirchensteuerhebesatzes 
für das Steuerjahr 2012 
vom 13. Dezember 2011 

Die 35. ordentliche Landessynode hat in ihrer Sit-
zung am 21. November 2011 folgenden Beschluss 
gefasst, der hiermit bekannt gegeben wird: 

 
§ 1 

(1) Aufgrund und nach Maßgabe des § 12 Absatz 2 
Buchstabe a der Kirchensteuerordnung / KiStO vom 
22. September 2000 (KABl. EKiR S. 297), 14. Sep-
tember 2000 (KABl. EKvW 2000 S. 281) und 28. No-
vember 2000 (Ges. u. VOBl. LLK 2000 Bd. 12 S. 96), 
zuletzt geändert durch Gesetzesvertretende Verord-
nung / Vierte gesetzesvertretende Verordnung / Vierte 
Notverordnung vom 17.10.2008 (KABl. EKiR 2009 S. 
42), 25. September 2008 (KABl. EKvW 2008 S. 335), 
16.09.2008 (Ges. u. VoBl. LLK 2009 Bd. 14 S. 274), 
werden in der Lippischen Landeskirche im Steuer-
jahr 2012 Kirchensteuern als Zuschlag zur Einkom-
men-, Lohn- und Kapitalertragsteuer gem. § 6 Abs. 1 
Ziffer 1 Buchstabe a) der Kirchensteuerord-
nung / KiStO in Höhe von 9 v.H. festgesetzt.  
(2) Der Hebesatz gilt auch in den Fällen der Pau-
schalierung der Lohnsteuer; er wird auf 7 v.H. der 
Lohnsteuer ermäßigt, wenn der  

a) Steuerpflichtige bei der Pauschalierung der 
Einkommensteuer nach § 37 b Einkommen-
steuergesetz 

b) Arbeitgeber bei der Pauschalierung der 
Lohnsteuer 

von der Vereinfachungsregelung nach Nummer 1 
des gleichlautenden Erlasses der obersten Finanz-
behörden der Bundesländer vom 17. November 
2006 (BStBI. 2006, Teil I, S. 716) sowie des gleich-
lautenden Erlasses vom 28. Dezember 2006 (BStBl. 
2007, Teil I, S. 76) Gebrauch macht. 

 

§ 2 

Aufgrund und nach Maßgabe des § 12 Absatz 2 
Buchstabe a) der Kirchensteuerordnung / KiStO vom 
22. September 2000, 14. September 2000 und 28. 
November 2000, zuletzt geändert durch Gesetzes-
vertretende Verordnung / Vierte gesetzesvertretende 
Verordnung / Vierte Notverordnung vom 17.10.2008, 
25. September 2008, 16. September 2008, wird in 
der Lippischen Landeskirche im Steuerjahr 2012 das 
besondere Kirchgeld gem. § 6 Absatz 1 Ziffer 5 der 
Kirchensteuerordnung nach folgender Tabelle fest-
gesetzt: 

  Bemessungs- Besonderes  
  grundlage Kirchgeld 
   Stufe       EUR       EUR 

 

 1 30.000 - 37.499 96 
 2 37.500 - 49.999 156 
 3 50.000 - 62.499 276 
 

 4 62.500 - 74.999 396 
 5 75.000 - 87.499 540 
 6 87.500 - 99.999 696 
 

 7 100.000 - 124.999 840 
 8 125.000 - 149.999 1.200 
 9 150.000 - 174.999 1.560 
 

 10 175.000 - 199.999 1.860 
 11 200.000 - 249.999 2.220 
 12 250.000 - 299.999 2.940 
 

 13 ab 300.000   3.600 
 

 
§ 3 

Die oben festgesetzten Kirchensteuern werden auch 
über den 31. Dezember 2012 weiter erhoben, falls 
zu dem genannten Termin neue Kirchensteuerhebe-
sätze nicht beschlossen und staatlich genehmigt und 
anerkannt sind. 

 
§ 4 

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 
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XXIX. 

Wahlen 
in die Arbeitsrechtliche Kommission  

und die Arbeitsrechtliche Schiedskommission 

Die 35. ordentliche Landessynode vollzieht folgende 
Wahlen in die Arbeitsrechtliche Kommission und die 
Arbeitsrechtliche Schiedskommission: 
 
Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission: 

Frau Marianne Ulbrich 
Stellvertretendes Mitglied der Arbeitsrechtlichen 
Kommission: 

Herr Udo Zippel 
 
Mitglied der Arbeitsrechtlichen Schiedskommission: 

Frau Dr. Ricarda Dill 
 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 

 

XXX. 

Ersatzwahlen 
in synodale Gremien 

Die 35. ordentliche Landessynode vollzieht in ihrer 
Sitzung am 21. / 22. November 2011 folgende Er-
satzwahlen in synodale Gremien: 
 
2. Stellvertreterin des vierten synodalen Mitglieds 
des Landeskirchenrates: 

Frau Friederike Heer  
 
Theologischer Ausschuss: 

Superintendentin Christiane Nolting 
 
Finanzausschuss: 

Herr Hans-Joachim Schröder  und 
Frau Andrea Peter  

 
Nominierungsausschuss: 

Frau Bärbel Janssen  
 
Rechnungsprüfungsausschuss: 

Herr Karl-Heinz Schäfer  und 
Herr Gerd Alers  

 

Ausschuss für theologische Aus- und Fortbildung, 
Personalplanung und -entwicklung: 

Herr Johannes Grote  
 
Kammer für Weltmission, Ökumene  
und Entwicklung: 

Herr Gerhard-Wilhelm Brand 
 
Schulkammer: 

Frau Brigitte Wenzel  und 
Herr Professor Tilmann Fischer  

 
 
Detmold, 13. Dezember 2011 
 
 Der Landeskirchenrat 

 

XXXI. 

Bekanntmachung 
15. Änderung der Satzung der Gemeinsamen 

Versorgungskasse für Pfarrer und  
Kirchenbeamte vom 7. September 2010 /  

15. Juli 2011 / 14. September 2010 

Die Kirchenleitungen der EKiR, der EKvW und der 
Lippischen Landeskirche haben in ihren Sitzungen 
am 7. September 2010, 15. Juli 2011 und 14. Sep-
tember 2010 nach Anhörung des Vorstandes und 
des Verwaltungsrates folgende Satzungsänderung 
beschlossen: 

 
 

§ 1 
15. Änderung der Satzung 

Die Satzung der Gemeinsamen Versorgungskasse 
für Pfarrer und Kirchenbeamte der Evangelischen 
Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von 
Westfalen und der Lippischen Landeskirche, zuletzt 
geändert durch die 14. Änderungssatzung vom 27. 
November 2009, 8. Oktober 2009 und 15. Septem-
ber 2009, wird wie folgt geändert: 
1. In § 1 Abs. 2 Satz 3 werden nach dem Wort 

„Pfarrer“ die Worte „Kirchenbeamtinnen und 
 Kirchenbeamte“ gestrichen und nach dem 
Wort „Vikare“ wieder eingefügt. 

2. § 11 Abs. 1 Satz 3 und 4 werden wie folgt geän-
dert: 
a. Ziffer 6 wird ergänzt um den Halbsatz: „so-

weit die zu Grunde liegende  Vorruhestand-
regelung keine Minderung der Versorgungs-
bezüge wegen des  vorzeitigen Ruhe-
standes vorsieht,“ 
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b. Es wird eine neue Ziffer 7 mit folgendem 
Wortlaut eingefügt: 

 „Ruhegehälter auf Grund von Vorruhe-
standsregelungen bis zum Ablauf des Mo-
nats, in dem das 63. Lebensjahr vollendet 
wird, soweit die zu Grunde liegende Vorru-
hestandsregelung die gesetzliche Minderung 
der Versorgungsbezüge wegen deren vorzei-
tigen Gewährung vorsieht.“ 

c. Die bisherige Ziffer „7“ wird zur Ziffer „8“. 
d. In Satz 4 wird die Zahl „7“ durch die Zahl 

„8“ ersetzt. 
3. § 12 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 „Ist bei der Regelung des Versorgungsaus-

gleichs aus Anlass der Ehescheidung einer nach 
§ 16 Abs. 1 oder 2 angemeldeten Person oder 
einer Versorgungsempfängerin oder eines Ver-
sorgungsempfängers gemäß § 1587 b Abs. 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuches in der bis zum 
31. August geltenden Fassung eine Rentenan-
wartschaft in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung begründet worden, oder wurden aus die-
sem Anlass Anrechte nach dem Versorgungs-
ausgleichsgesetz vom 3. April 2009 bei einem 
Rentenversicherungs- oder Versorgungsträger 
übertragen oder begründet, so zahlt die Kasse 
die Aufwendungen, die dem Rentenversiche-
rungsträger oder Versorgungsträger entstehen, 
soweit der Anstellungs- oder Versorgungsträger 
der oder des Betroffenen zur Übernahme dieser 
Aufwendungen verpflichtet ist.“ 

4. § 16 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
 Personen, die aufgrund einer Vorruhestandsre-

gelung in den Ruhestand versetzt wurden, wer-
den grundsätzlich mit Ablauf des Monats, in dem 
sie das 65. Lebensjahr vollenden, abgemeldet; 
Personen, bei denen die zu Grunde liegende 
Vorruhestandsregelung die gesetzliche Minde-
rung wegen vorzeitiger Gewährung vorsieht, mit 
Ablauf des Monats, in dem sie das 63. Lebens-
jahr vollenden. 

5. § 18 wird wie folgt geändert: 
a.  In  Absatz  5  Satz  2  Nr.  1  und  Satz  3  Nr.  1  

werden nach der Bezeichnung „Nr.  1“ die 
 Worte „sowie bei Lehrkräften im Kir-
chenbeamtenverhältnis in einer Besoldungs-
gruppe der Besoldungsordnung A“ eingefügt. 

b. Absatz 8 Satz 2 und 3 erhalten die folgende 
Fassung: 

 „Personen, die auf Grund einer Vorruhe-
standsregelung, die keine Minderung der 
Versorgungsbezüge wegen deren vorzeitigen 
Gewährung vorsieht, in den Ruhestand ver-
setzt wurden, gelten über den Beginn des 
Ruhestandes hinaus bis zum Ablauf des Mo-
nats, in dem sie das 65. Lebensjahr errei-
chen, als im Umfang von 70 Prozent teilzeit-
beschäftigt. 3Personen, die auf Grund einer 
Vorruhestandsregelung in den Ruhestand 
versetzt wurden, die die gesetzliche Minde-

rung der Versorgungsbezüge wegen deren 
vorzeitigen Gewährung vorsieht, die jener bei 
Eintritt in den Ruhestand mit Vollendung des 
63. Lebensjahres entspricht, gelten über den 
Beginn des Ruhestandes hinaus bis zum Ab-
lauf des Monats in dem sie das 63. Lebens-
jahr vollenden, als im Umfang von 70 Pro-
zent teilzeitbeschäftigt.“  

c. Der bisherige Satz 3 wird gestrichen. 
6. § 19 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a. Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung: 

 „Der gemeinsame Versorgungssicherungs-
beitrag der drei beteiligten Landeskirchen 
ergibt sich aus dem versicherungsmathema-
tischen Gutachten, mindestens aber aus der 
Differenz zwischen dem Gesamtbetrag, der 
von den drei Landeskirchen auf der Grundla-
ge des versicherungsmathematischen Gut-
achtens für das jeweilige Kalenderjahr zu 
leisten ist, und der nach § 18 gezahlten ver-
sorgungsbezogenen Komponente. 3Der Ge-
samtbetrag soll nicht weniger als 20 Prozent 
des im Gutachten zugrunde gelegten Kir-
chensteueraufkommens aller drei Landeskir-
chen betragen.“ 

b. In Satz 4 wird das Wort „Landeskirchen“ 
durch das Wort „Kirchenleitungen“. 

c. In Satz 5 werden nach dem Wort „Versor-
gungsleistungen“ die Worte „des Vorvorjah-
res“ angefügt. 

 
§ 2 

Inkrafttreten 

Diese Satzungsänderung tritt mit sofortiger Wirkung 
in Kraft. Hiervon abweichend tritt Nr. 3 (§ 12 Abs. 2 
Satz 1) am 1. September 2009 und Nr. 5 Buchstabe 
a) (§ 18 Abs. 5) am 1. Januar 2010 in Kraft. 
 
 
 
Bielefeld, 7. September 2010 
 
 Evangelische Kirche von Westfalen 
 Die Kirchenleitung 
 
 
Düsseldorf, 15. Juli 2011 
 
 Evangelische Kirche im Rheinland 
 Die Kirchenleitung 
 
 
Detmold, 14. September 2010 
 
 Lippische Landeskirche 
 Der Landeskirchenrat 
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XXXII. 

Personalnachrichten 

Berufungen in Pfarrstellen 
Pfarrer Lars Kirchhof , bisher Inhaber der Pfarrstelle II 
der ev.-luth. Kirchengemeinde Lage, ist mit Wirkung 
vom 1. September 2011 die Pfarrstelle III der ev.-luth. 
Kirchengemeinde Detmold übertragen worden.  
Pfarrer Matthias Grundmann , bisher Inhaber der 
Pfarrstelle der ev.-ref. Kirchengemeinde Falkenhagen, 
ist mit Wirkung vom 1. Oktober 2011 die Pfarrstelle I der 
ev.-luth. Kirchengemeinde Schötmar mit einem dreivier-
tel Dienstumfang übertragen worden. Die Pfarrstelle ist 
verbunden mit einem Zusatzauftrag zur Erteilung von 
Religionsunterricht mit einem Viertel Dienstumfang. 
Pfarrer Gerald Klaassen , ist mit Wirkung vom 6. No-
vember 2011 neben der Pfarrstelle II der ev.-ref. Kir-
chengemeinde Heiden eine Pfarrstelle zur Erteilung von 
Religionsunterricht mit einem halben Dienstumfang 
übertragen worden.  
 
Ausscheiden aus dem Dienst 
Pfarrerin Sabine Mell ies-Thalheim , Inhaberin der 
Pfarrstelle I der ev.-ref. Kirchengemeinde Pivitsheide, ist 
mit Ablauf des 31. Dezember 2011 aus dem Dienst der 
Landeskirche ausgeschieden und wechselt in die Evan-
gelisch-reformierte Kirche. 
 
Ruhestand/Wartestand 
Pfarrer Friedrich Wehmeier , Inhaber der Pfarrstelle 
der ev.-ref. Kirchengemeinde Donop, ist nach Vollen-
dung des 65. Lebensjahres mit Ablauf des 30. Novem-
ber 2011 in den Ruhestand versetzt worden. 
Pfarrer Erhard Beckmann , Inhaber der Pfarrstelle der 
ev.-ref. Kirchengemeinde Elbrinxen, ist nach Vollendung 
des 65. Lebensjahres mit Ablauf des 31. Dezember 
2011 in den Ruhestand versetzt worden. 
 
Verstorben 
Pfarrer Otto Mengedoht , zuletzt Inhaber der Pfarrstel-
le Bad Meinberg, ist am 12. September 2011 im 100. 
Lebensjahr gestorben. 
Pfarrer Walter Laubsch , zuletzt Inhaber der Pfarrstelle 
in Eben-Ezer, ist am 15. Oktober 2011 im 99. Lebens-
jahr gestorben. 
Frau Irmhild Dubbert , Prädikantin in der ev.-ref. Kir-
chengemeinde Hohenhausen, ist am 12. November 
2011 im 56. Lebensjahr gestorben.  
 
Berufung in den Prädikantendienst 
Nachdem der Landeskirchenrat die Berufung als Prädi-
kant angeordnet hat, ist Herr Sven Schnase  vom 
Landeskirchenamt mit dem Dienst der Wortverkündi-
gung in der ev.-ref. Kirchengemeinden Silixen beauf-
tragt worden.  
Nachdem der Landeskirchenrat die Berufung als Prädi-
kantin angeordnet hat, ist Frau Dr. Dagmar Heer  vom 
Landeskirchenamt mit dem Dienst der Wortverkündi-
gung in der ev.-ref. Kirchengemeinden Wöbbel beauf-
tragt worden.  

Nachdem der Landeskirchenrat die Berufung als Prädi-
kantin angeordnet hat, ist Frau Birgit Köster-Nicolas  
vom Landeskirchenamt mit dem Dienst der Wortver-
kündigung in der ev.-ref. Kirchengemeinden 
Reelkirchen beauftragt worden. 
Nachdem der Landeskirchenrat die Berufung als Prädi-
kantin angeordnet hat, sind Frau Elke Koring  und 
Frau Helga Vogt  vom Landeskirchenamt mit dem 
Dienst der Wortverkündigung in der ev.-luth. Kirchen-
gemeinden Lemgo-St. Marien beauftragt worden. 
 
Wahlen / Bestätigungen 
Pfarrer Gerald Busse  ist für die restliche Amtszeit bis 
zum 31. Oktober 2015 vom Klassentag zum stellvertre-
tenden Superintendenten der Klasse Bösingfeld gewählt 
worden. 
 
Vokationen 
Im Jahr 2011 erhielten folgende Lehrerinnen und Lehrer 
auf Beschluss des Lippischen Landeskirchenrates die 
Vokation (kirchliche Lehrerlaubnis für das Fach Evange-
lische Religionslehre an Schulen). Der Vokation geht 
eine Fach- oder Zusatzausbildung in Evangelischer Re-
ligion und die Teilnahme an einem Vokationskursus vo-
raus: 

Adriaans, Jasmin, Bad Salzuflen 
Albsmeier , Sabine, Bad Salzuflen 
Altvater , Mareike, Leopoldshöhe 
Brehm  Birgit, Schieder-Schwalenberg 
Dubbert , Christoph, Kalletal 
Jautzus , Jessica, Oerlinghausen 
Kleinemas , Miriam, Horn- Bad Meinberg 
Lang , Christina, Bad Salzuflen 
Raschke , Katja, Detmold 
Ruhnow , Cornelia, Detmold 
Schwalbach , Judith, Lemgo 
Sundermann , Horst, Blomberg 
Tölke , Rita, Detmold 
Weber , Sven, Horn-Bad Meinberg 
Wörmann , Sandra, Oerlinghausen 

Der Landeskirchenrat erkennt die Vokationen in den je-
weiligen Heimatgemeinden folgender Unterrichtender 
an: 

Hagelgans , Irene, Detmold 
Janzen , Johann, Detmold 
Schokolow , Cornelia, Detmold 

 
Berichtigung 
Pfarrer Rainer Stecker , bisher Inhaber der Pfarrstelle I 
der ev.-ref. Kirchengemeinde Bega, ist mit Wirkung vom 
1. Juli 2011 die Pfarrstelle Ost der ev.-ref. Kirchenge-
meinde Schlangen mit einem vollen Dienstumfang über-
tragen worden. 
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